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Satzung  

über die Erhebung von Abfallgebühren  
für die Abfallentsorgung  
(Abfallgebührensatzung) 

 
 
Aufgrund der §§ 10 und 13 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. 
GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.07.2020 
(Nds. GVBl. S. 244) und der §§ 6 Abs. 1 und 12 des Nieder-
sächsischen Abfallgesetzes (NAbfG), in der Fassung vom 
14.07.2003 (Nds. GVBl. S. 273), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 20.05.2019 (Nds. GVBl. S. 88) in Verbindung mit § 
5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 

309) und § 21 der Satzung über die Abfallentsorgung im Land-
kreis Osnabrück (Abfallentsorgungssatzung) vom 14.12.2020 
hat der Kreistag des Landkreises Osnabrück in seiner Sitzung 
am 14.12.2020 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Für die Inanspruchnahme der einheitlichen öffentlichen  

Einrichtung Abfallwirtschaft nach § 1 Abs. 3 der Satzung 
über die Abfallentsorgung vom 14.12.2020 erhebt der 
Landkreis zur Deckung seiner Aufwendungen Benut-
zungsgebühren. 

 
(2) Diese Satzung findet keine Anwendung, soweit die Benut- 

zer aus anderen Herkunftsbereichen die Abfallentsorgung 
durch die AWIGO Abfallwirtschaft Landkreis Osnabrück 
GmbH (im Folgenden „AWIGO“ genannt) durchführen las-



sen. In diesen Fällen erfolgt die Abrechnung der Leistun-
gen direkt durch die AWIGO. 

 
(3) Der Landkreis Osnabrück beauftragt die AWIGO gem. §  

12 Abs. 1 NKAG mit der Ermittlung der Berechnungs-
grundlagen, der Abgabenberechnung, der Ausfertigung 
und Versendung von Abgabebescheiden sowie der Entge-
gennahme der zu entrichtenden Abgaben. 

      
 

§ 2 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Für Grundstücke, die ausschließlich oder teilweise wohn- 

lich genutzt und mit Müllgroßbehältern (MGB) 30 bis 1.100 
l entsorgt werden, setzen sich die zu zahlenden Gebühren 
aus 

     a)   einer Grundstücksgrundgebühr, 
     b)   einer Behälter-/Sackgrundgebühr, die nach dem Volu- 

men und der Anzahl der Restabfallbehälter berechnet 
wird und 

     c)   einer Leistungsgebühr, die nach dem Volumen der  
Restmüll- und Bioabfallbehälter und der Anzahl der Ab-
fuhren berechnet wird, zusammen (kombinierter Maß-
stab). 

 
Gleiches gilt, wenn auf solchen Grundstücken aus beson-
deren Gründen an Stelle von MGB die Entsorgung mit 
vom Landkreis bereitgestellten Abfallsäcken erfolgt.  
 

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist, ohne Rücksicht  
auf die Grundbuchbezeichnung, jeder zusammenhängen-
de Grundbesitz, der eine selbstständige wirtschaftliche 
Einheit bildet. 

 
 

§ 3 
Gebühren und Gebührensätze 

 
(1) Die Gebühr für Grundstücke, deren Bemessungsgrundla- 

ge der kombinierte Maßstab nach § 2 ist, wird nach dem 
Volumen der Restmüll- und Bioabfallbehälter und der An-
zahl der Abfuhren bemessen. Sie beträgt jährlich: 

 
     a)   Leistungsgebühr Restmüll je Liter  
           bei vierwöchentlichem Rhythmus                        0,59 € 
     b)   Leistungsgebühr Restmüll je Liter  
           bei zweiwöchentlichem Rhythmus                      1,18 € 
     c)   Leistungsgebühr Restmüll je Liter  
           bei wöchentlichem Rhythmus                             2,36 € 
     d)   Leistungsgebühr Bioabfall je Liter  
           im zweiwöchentlichen Rhythmus                        0,45 € 
 

Gleiches gilt, wenn auf solchen Grundstücken aus beson-
deren Gründen an Stelle von MGB die Entsorgung mit 
vom Landkreis bereitgestellten Abfallsäcken erfolgt. 

 
Die jährlichen Benutzungsgebühren können in monatli-
chen Teilbeträgen erhoben werden. 

 
(2) Neben der Gebühr nach Abs. 1 wird von jedem Anschluss- 

pflichtigen, für dessen Grundstück die Bemessungsgrund-
lage der kombinierte Maßstab nach § 2 ist, eine jährliche 
Grundgebühr zur Deckung eines Teils der Fixkosten der 
gesamten Einrichtung „Abfallwirtschaft“ erhoben. Sie be-
trägt: 

 
     a)   Grundstücksgrundgebühr                                  93,72 € 
     b)   Behälter- / Sackgrundgebühr  

           je Restmüllbehälter 
           a.   Volumen 30 l                                                21,48 € 
           b.   Volumen 60 l                                                22,20 € 
           c.   Volumen 120 l                                              23,76 € 
           d.   Volumen 180 l                                             24,24 € 
           e.   Volumen 240 l                                              26,40 € 
 
     c)   Behältergrundgebühr je Restmüllbehälter 1.100 l 
           im vierwöchentlichen Rhythmus                        65,52 € 
      
     d)   Behältergrundgebühr je Restmüllbehälter 1.100 l 
           im zweiwöchentlichen Rhythmus                    109,80 € 
 
     e)   Behältergrundgebühr je Restmüllbehälter 1.100 l  
           im wöchentlichen Rhythmus                            198,60 € 
 
Die jährlichen Benutzungsgebühren können in monatlichen 
Teilbeträgen erhoben werden.  
 
(3) Für die nachfolgenden Sonderleistungen werden folgende  

Gebühren erhoben: 
 
     Zusatzbeistellsack 
     a)   Restmüllsack                                                       4,00 € 
     b)   Bioabfallsack                                                       0,75 € 
 
(4) Die Gebühr für Sonderleistungen wird nach der Abfallart  

und der angelieferten Abfallmenge bemessen. Kleinmen-
gen sind, soweit nichts Anderes genannt ist, Mengen bis 
1,0 m³. Im Falle der Anlieferung von Abfällen zu den Abfall-
entsorgungsanlagen werden folgende Gebühren erhoben: 

 
     a)   Restabfall, Sperrmüll und Bau- und Abbruchabfälle  

(Beispiele: Styropor, Bauisolierung, Dämmmaterial
1

, 
Kunststofffolie mit schädlichen Anhaftungen, Fenster-
glas) 

           a.   Lose angeliefert, ab 200 kg, je Mg            171,43 € 
           b.   Gebühr für Anlieferung von Kleinmengen 
                 je 0,25 m³                                                       7,50 € 
                 bis 0,1 m³                                                       3,00 € 
           c.   Gebühr bei loser Anlieferung und Ausfall /  
                 nicht vorhandener Waage, je m³                  30,00 € 
           d.   Gebühr bei verpresster Anlieferung und  
                 Ausfall / nicht vorhandener Waage, je m³    60,00 € 
 
     b)   Altpapier, ohne Mengenbegrenzung         gebührenfrei 
     c)   Grünabfall 
           a.   Anlieferung die ersten  
                 zwei Kubikmeter                                  gebührenfrei 
           b.   je weitere 0,5 m³                                            7,00 € 
     d)   Altmetalle                                                  gebührenfrei 
     e)   Altholz 
           a.   Ohne schädlichen Anhaftungen (Kat. A I bis A III) 
                 i.    Mindestgebühr je Anlieferung /  
                      Gebühr für Anlieferung von Kleinmengen  
                      je 0,25 m³                                                 6,25 € 
                 ii.   Anlieferungen ab 200 kg, je Mg             83,33 € 
                 iii.  Ausfall / nicht vorhandene Waage,  
                      je m³                                                       25,00 € 
           b.   Mit schädlichen Anhaftungen (Kat. A IV)  
                 und kontaminiert (z.B.Teeröl) 
                 i.    Mindestgebühr je Anlieferung /  
                      Gebühr für Anlieferung von Kleinmengen  
                      bis 0,25 m³                                             10,00 € 
                 ii.   Anlieferungen ab 200 kg, je Mg           133,33 € 
                 iii.  Ausfall / nicht vorhandene Waage,  
                      je m³                                                       40,00 € 
      

1 < 5 Vol. % HBCD –haltige Abfälle im Gemisch 
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     f)    Bauschutt, je 0,1 m³                                            4,00 € 
     g)   PP – PE-Kunststoffe                                  gebührenfrei 
     h)   Altreifen  
           a.   PKW, pro Stück ohne Felge                          2,30 € 
           b.   PKW, pro Stück mit Felge                              4,60 € 
           c.   LKW, pro Stück                                            17,25 € 
           d.   Traktor, pro Stück                                         34,50 € 
     i)    Elektronikschrott, gem. Elektro- und  
           Elektronikgerätegesetz                              gebührenfrei 
     j)    Asbesthaltige Abfälle 
           a.   je 0,25 m³                                                     37,50 € 
           b.   ab 200 kg, je Mg                                        136,36 € 
 

Gemäß dem Mess- und Eichgesetz (MessEG) und der 
Mess- und Eichverordnung (MessEV) dürfen zu Abrech-
nungszwecken keine Gewichte unterhalb der Mindestlast 
verwendet werden. Aus diesem Grund ist die AWIGO ver-
pflichtet, Anlieferungen unter 200 kg nicht über die Verwie-
gung, sondern über Kubikmeterpreis abzurechnen. 

 
(5) Für Aussortierungsarbeiten infolge vermischter Anliefe- 

rung von Abfällen oder Entfernung von Beimengungen 
und Störstoffen sowie für außerhalb der Öffnungszeiten 
gewünschte Sonderöffnungen der Entsorgungsanlagen 
erhöhen sich die in Abs. 4 genannten Gebühren um den 
tatsächlich entstandenen zusätzlichen Zeit- und Sachauf-
wand. Sie betragen je angefangene halbe Arbeitsstunde 
20,50 €. 

 
(6) Pro Kalenderjahr ist ein auf formlosen Antrag der/s An- 

schlusspflichtigen veranlasster Tauschvorgang gem. 16 
Abs. 3 und 4 Abfallentsorgungssatzung gebührenfrei. Un-
ter einem Tauschvorgang wird der Tausch von einem oder 
mehrerer zugelassener MGB verstanden. Für jeden weite-
ren Tauschvorgang wird eine Gebühr in Höhe von 14,00 € 
erhoben. 

 
§ 4 

Gebührenpflichtige 
 
(1) Gebührenpflichtig ist der Benutzungspflichtige gem. § 3  

Abs. 1 der Abfallentsorgungssatzung. Mehrere Gebühren-
pflichtige sind Gesamtschuldner. Dies gilt entsprechend im 
Fall gemeinschaftlicher Entsorgung gem. § 16 Abs. 7 Ab-
fallentsorgungssatzung. 

 
(2) Auf Antrag des Gebührenpflichtigen kann der Gebühren- 

bescheid einem Zustellungsbevollmächtigten bekannt ge-
geben werden. Eine solche Bekanntgabe setzt die Zustim-
mung oder das Einverständnis des Zustellbevollmächtig-
ten voraus. Die Zustimmung oder das Einverständnis des 
jeweiligen Zustellbevollmächtigten ist von dem Eigentü-
mer schriftlich nachzuweisen. Die Gebührenpflicht des 
Grundstückeigentümers bleibt unberührt.  

 
(3) Ist bei einer Wohnungseigentümergemeinschaft ein Ver- 

walter bestellt, so ist der Bescheid an den Verwalter zu 
richten. 

 
(4) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebüh- 

renpflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Mo-
nats auf den neuen Verpflichteten über.  

 
(5) Gebührenpflichtig bei der Benutzung von Zusatzabfallsä- 

cken ist der Erwerber. 
 

(6) Gebührenpflichtig bei der einmaligen oder vorübergehen 
den Nutzung von Müllgroßbehältern 1.100 l ist der Benut-
zer. 

(7) Gebührenpflichtig für die Inanspruchnahme von Sonder- 
leistungen (§ 3 Abs. 3) ist der Auftraggeber. 

 
(8) Gebührenpflichtig im Falle der Selbstanlieferung (§ 3 Abs.  

4) ist der Anlieferer. 
 
 

§ 5 
Entstehen, Änderung und Erlöschen  

der Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Bereitstellung der Ab- 

fallbehälter. Beginnt die Abfuhr nach dem ersten Tag des 
Monats, so entsteht die Gebührenpflicht mit dem ersten 
Tag des folgenden Monats. Für den jeweiligen Erhebungs-
zeitraum (§ 7 Abs. 2 und 3) entsteht die Gebührenschuld 
mit dessen Beginn. Bei Sonderleistungen (§ 3 Abs. 3) ent-
steht die Gebührenpflicht mit Beginn der Sonderleistung, 
bei Anlieferungen zu den Abfallentsorgungsanlagen (§ 1 
Abs. 3 Abfallentsorgungssatzung) mit der Anlieferung. Bei 
Verwendung von Abfallsäcken entsteht die Gebühren-
pflicht mit dem Erwerb. 

 
(2) Eine Änderung der Gebühr, die sich aus einem Wechsel  

der Art des Abfallbehälters, des Volumens der/ des vorge-
haltenen Abfallbehälters, der Leerungshäufigkeit oder aus 
der Veränderung der Zahl der Abfallbehälter ergibt, wird 
zum 1. Kalendertag des folgenden Monats wirksam. 

 
(3) Die Gebührenpflicht erlischt mit dem Ende des Monats, in  

dem die Anschlusspflicht entfällt. 
 
 

§ 6 
Einschränkung oder Einstellung der Abfuhr 

 
Falls die Abfuhr bis zu einem Monat eingeschränkt oder ein-
gestellt wird, besteht kein Anspruch auf Gebührenminderung. 
Dauert die Einschränkung länger als einen Monat, so wird die 
Gebühr für jeweils volle Kalendermonate erlassen. 
 
 

§ 7 
Festsetzung, Erhebung und Fälligkeit der Gebühren  

und Entstehen der Gebührenschuld 
 
(1) Die Benutzungsgebühr wird im Auftrag und Namen des  

Landkreises von der AWIGO oder durch den Landkreis 
selbst festgesetzt. 

 
(2) Die Gebührenschuld entsteht mit Beginn des Erhebungs- 

zeitraumes. Entsteht oder ändert sich die Gebührenpflicht 
im Laufe eines Kalendervierteljahres, entsteht die Gebüh-
renschuld zum Zeitpunkt der Änderung. 

 
(3) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Die Gebühr nach  

§ 3 Abs. 1 und 2 wird im Regelfall an den für die Grund-
steuer festgelegten Zahlungsterminen zu einem Viertel ih-
res Jahresbeitrages fällig. Das sind der 15. Februar, 15. 
Mai, 15. August und 15. November eines jeden Jahres. 
Auf Antrag kann die Gebühr in einem Jahresbeitrag am 1. 
Juli eines jeden Jahres entrichtet werden (§ 28 Abs. 3 
Grundsteuergesetz). Entsteht oder ändert sich die Gebüh-
renpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so ist die für die-
ses Kalenderjahr zu entrichtende Gebühr innerhalb eines 
Monats nach Heranziehung zu entrichten. 

 
(4) Die Gebühren für Sonderleistungen (§ 3 Abs. 3) und für  

die Anlieferung (§ 3 Abs. 4) werden vom Landkreis oder 
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seinem Beauftragten unmittelbar erhoben. Die Gebühren-
schuld für Sonderleistungen entsteht mit der Inanspruch-
nahme, bei Anlieferung mit der Anlieferung. Die Gebühr 
wird gleichzeitig fällig. 

 
(5) Überzahlungen werden mit anderen fälligen Gebühren  

und Abgaben verrechnet oder aufgerechnet, darüberhi-
nausgehende Beträge erstattet. 

 
(6) Vom Landkreis mit der Wahrnehmung von Abfallentsor- 

gungsaufgaben beauftragte Dritte sind befugt, von Benut-
zern ihrer Anlage/ Einrichtung die in dieser Satzung fest-
gesetzten Gebühren im Auftrage und Namen des Land-
kreises zu erheben. 

 
 

§ 8 
Auskunfts- und Mitteilungspflichten 

 
Die Gebührenpflichtigen sind verpflichtet, auf Verlangen die 
zur Festsetzung der Gebühren erforderlichen Auskünfte über 
Art, Menge, Beschaffenheit und Herkunft des Abfalls zu ertei-
len. Ändert sich die Person des Gebührenschuldners, ist der 
Wechsel vom bisherigen auf den neuen Rechtsinhaber der 
AWIGO, die gem. § 7 Abs. 1 die Gebühren festsetzt, innerhalb 
eines Monats schriftlich mitzuteilen. 
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Niedersächsi- 

schen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) handelt, wer 
entgegen § 8 dieser Satzung als Gebührenpflichtiger die 
verlangten Auskünfte und Mitteilungen nicht, nicht voll-
ständig, nicht rechtzeitig oder unrichtig erteilt. 

 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gem. § 18 Abs. 3 NKAG mit  

einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden. 
 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Abfallgebührensatzung vom 18.12.2017 

außer Kraft. 
 
 

Kebschull 
Landrätin  
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Satzung  
über die Abfallentsorgung  

(Abfallentsorgungssatzung) 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 13 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. 
GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.07.2020 
(Nds. GVBl. S. 244) und des § 20 des Gesetzes zur Förde-
rung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträg-
lichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsge-
setz – KrWG) in der Fassung vom 24.02.2012 (BGBl. I., S. 

212), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.10.2020 (BGBl. I. 
S. 2232), in Verbindung mit § 11 Abs. 1 des Niedersächsi-
schen Abfallgesetzes (NAbfG), in der Fassung vom 
14.07.2003 (Nds. GVBl. S. 273), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 20.05.2019 (Nds. GVBl. S. 88), wird nach der Be-
schlussfassung durch den Kreistag des Landkreises Osna-
brück vom 14.12.2020 folgende Satzung über die Abfallwirt-
schaft erlassen: 
 
 

§ 1 
Grundsatz 

 
(1) Als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger entsorgt der  

Landkreis die in seinem Gebiet angefallenen und überlas-
senen Abfälle nach den Vorschriften des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes (KrWG) sowie des Niedersächsischen 
Abfallgesetzes (NAbfG) und nach Maßgabe dieser Sat-
zung. 

 
(2) Der Landkreis betreibt die Abfallentsorgung als öffentliche  

Einrichtung. Zur Durchführung dieser Aufgabe bedient er 
sich der Eigengesellschaft „AWIGO Abfallwirtschaft Land-
kreis Osnabrück GmbH“ (im Folgenden „AWIGO“ ge-
nannt) als beauftragtem Dritten. Die AWIGO ist berechtigt, 
zur Erledigung dieser Aufgabe ganz oder teilweise weitere 
Dritte zu beauftragen. 

 
(3) Die öffentliche Einrichtung „Abfallwirtschaft“ besteht aus  

folgenden wesentlichen Teilen: 
     a)   Dem Standort Georgsmarienhütte (Verwaltung, Recyc- 

linghof) 
     b)   Den Recyclinghöfen im Landkreis Osnabrück 
     c)   Den Grünplätzen im Landkreis Osnabrück 
     d)   Trockenstabilatanlage der Helector Recyclingcenter  

Osnabrück GmbH 
     e)   Fuhrpark der beauftragten Unternehmen 
     f)    Kompostierungsanlage der AWIGO Biomasse GmbH 
 

sowie weiteren zur Erfüllung der in Absatz 1 beschriebe-
nen Aufgaben notwendigen Einrichtungen und Personen 
des Landkreises bzw. der AWIGO und deren Beauftrag-
ten. 

 
 

§ 2 
Umfang der Abfallentsorgung 

 
(1) Die Abfallentsorgung umfasst die Verwertung von Abfällen  

i. S. d. §§ 6 bis 11 KrWG und die Beseitigung i. S. d. §§ 15 
und 16 KrWG sowie alle hierzu erforderlichen Maßnah-
men. Die Abfallberatung nach § 4 ist Teil der Abfallentsor-
gung. 

 
(2) Die Abfallentsorgung umfasst alle angefallenen und zu  

überlassenden Abfälle aus privaten Haushaltungen und 
die angefallenen und zu überlassenden Abfälle zur Besei-
tigung aus anderen Herkunftsbereichen (s. Anlage 1, Po-
sitivkatalog), soweit und solange diese nicht im Sinne des 
Absatzes 3 der AWIGO zu überlassen sind. Dazu gehören 
auch verbotswidrig lagernde Abfälle gem. § 10 Abs. 1 
NAbfG, soweit sie nach Art und Menge den in privaten 
Haushaltungen anfallenden Abfällen entsprechen und die 
in § 20 Abs. 3 KrWG genannten Kraftfahrzeuge und An-
hänger sowie Altreifen.  

 
(3) Für den Landkreis besteht keine Entsorgungspflicht für  

Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen, 
soweit diese Pflichten auf Grund der bestehenden Über-
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tragung gem. § 16 Abs. 2 KrW-/ AbfG der AWIGO übertra-
gen worden sind. 

 
(4) Von der Abfallentsorgung insgesamt sind die in der Anlage  

2 (Negativkatalog) zu dieser Satzung aufgeführten Abfälle 
ausgeschlossen. Gefährliche Abfälle sind nicht ausge-
schlossen, soweit sie in privaten Haushaltungen entspre-
chend § 13 anfallen. Abfallerzeuger / Abfallbesitzer dieser 
Abfallarten sind verpflichtet, entsprechende Abfallanliefe-
rungen von mehr als 20 kg bei der AWIGO so frühzeitig 
anzukündigen, dass bereits am Entstehungsort der Abfälle 
Proben genommen werden können. Die Anlieferung kann 
erst nach vorherigen Anmeldung und Freigabe durch den 
Anlagenbetreiber erfolgen. 

 
(5) Von der Abfallentsorgung insgesamt ausgeschlossen sind 
     a)   Verpackungsabfälle im Sinne des Verpackungsgeset- 

zes vom 05.07.2017 (BGBl. I S. 2234), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 19.06.2020 (BGBl. I. S. 1328, 
1344), 

     b)   Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen, die nicht Ab- 
fälle zur Beseitigung sind, 

     c)   schadstoffhaltige Batterien, Starterbatterien und sons- 
tige Batterien im Sinne des Batteriegesetzes vom 
25.6.2009 (BGBl. I S. 1582), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.11.2020 (BGBl. I S. 2280), 

     d)   Altfahrzeuge i. S. v. § 2 Abs. 1 der Verordnung über die  
Überlassung, Rücknahme und umweltverträgliche Ent-
sorgung von Altfahrzeugen (Altfahrzeugverordnung) 
vom 05.07.1997 (BGBl. I. S. 1666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19.06.2020 (BGBl. I. S. 1328, 
1344), Autoteile und Anhänger soweit sie nicht unter § 
2 Abs. 2 Satz 2 fallen,  

     e)   Altöle im Sinne der Altölverordnung. 
 
(6) Im Einzelfall kann der Landkreis darüber hinaus Abfälle  

von der Entsorgung ausschließen, die nach ihrer Art, Men-
ge und Beschaffenheit nicht mit den in privaten Haushal-
tungen anfallenden Abfällen entsorgt werden können. 

 
(7) Soweit Abfälle nach Abs. 4 bis 7 von der Abfallentsorgung  

ausgeschlossen sind, ist der Besitzer zur Entsorgung die-
ser Abfälle verpflichtet. 

 
 

§ 3 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Die Eigentümer bewohnter, gewerblich genutzter, ge- 

mischt genutzter oder bebauter Grundstücke sind ver-
pflichtet, ihre Grundstücke an die öffentliche Abfallentsor-
gung anzuschließen (Anschlusszwang). Den Grund-
stückseigentümern stehen Erbbauberechtigte, Nießbrau-
cher oder sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich 
Berechtigte gleich. 

 
(2) Die Anschlusspflichtigen und anderen Abfallbesitzer, ins- 

besondere Mieter und Pächter, sind verpflichtet, die auf 
dem Grundstück oder sonst bei ihnen anfallenden Abfälle 
dem Landkreis nach der Maßgabe der §§ 5 bis 17 zu über-
lassen (Benutzungszwang), soweit die Überlassungs-
pflicht nicht nach § 17 Abs. 2 KrWG entfällt. 

 
(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang erstreckt sich auch  

auf solche Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunfts-
bereichen, die nicht i. S. d. § 2 Abs. 3 der AWIGO übertra-
gen worden sind. 

 
(4) Auf schriftliche Anzeige ist der Anschlusspflichtige oder  

der Abfallbesitzer vom Benutzungszwang befreit, wenn 
     a)   bei privaten Haushalten nachgewiesen wird, dass der  

Abfall in eigenen Anlagen auf dem angeschlossenen 
Grundstück oder einem in seinem Besitz befindlichen 
Grundstück ordnungsgemäß und schadlos verwertet 
wird oder 

     b)   bei Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen nachge 
wiesen wird, dass die Beseitigung in eigenen Anlagen 
erfolgt und überwiegend öffentlichen Interessen eine 
Überlassung dieser Abfälle nicht erfordern. 

 
(5) Für die Anzeige und den Nachweis nach Abs. 4 sind die  

vom Landkreis zur Verfügung gestellten Formulare zu ver-
wenden. Die Befreiung vom Benutzungszwang tritt 14 Ta-
ge nach Eingang der Anzeige beim Landkreis ein, es sei 
denn, der Landkreis widerspricht innerhalb dieser Frist, 
weil der nach Abs. 4 erforderliche Nachweis nicht geführt 
wurde oder überwiegende öffentliche Interessen eine 
Überlassung der Abfälle zu Beseitigung aus anderen Her-
kunftsbereichen erfordern. 

 
(6) Vom Benutzungszwang der Biotonne können auf Antrag  

solche Grundstücke befreit werden, auf denen nachweis-
lich der anfallende Bioabfall (einschließlich Speisereste) 
ordnungsgemäß kompostiert wird (Eigenkompostierung). 
Befreiungsanträge können schriftlich beim Landkreis ge-
stellt werden. Eine erteilte Befreiung wird an dem 1. des 
auf den Antrag folgenden Monats wirksam. Bei nicht ord-
nungsgemäßer Kompostierung kann die Befreiung nach 
vorgenommener Prüfung zurückgenommen werden. Für 
Grundstückneuanschlüsse oder Eigentümerwechsel gel-
ten die Regelungen der Gebührensatzung. 

 
(7) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt nicht für nach §  

2 Abs. 4 bis 7 ausgeschlossene Abfälle und für solche Ab-
fälle, deren Beseitigung außerhalb von Abfallbeseitigungs-
anlagen durch Rechtsverordnung zugelassen ist.  

 
(8) Grundstück i. S. dieser Satzung ist ohne Rücksicht auf die  

Grundbuchbezeichnung jeder zusammenhängende 
Grundbesitz, der eine selbstständige wirtschaftliche Ein-
heit bildet. 

 
§ 4 

Abfallberatung 
 
Die AWIGO nimmt diese Aufgabe für den Landkreis wahr und 
berät die Abfallbesitzer sowie die Anschluss- und Benutzungs-
pflichtigen und informiert sie regelmäßig über Möglichkeiten 
zur Vermeidung und Verwertung von Abfällen sowie über die 
Verwendung abfallarmer Produkte und Verfahren. 
 
 

§ 5 
Abfalltrennung 

 
(1) Der Landkreis führt mit dem Ziel einer Abfallverwertung  

und Schadstoffminimierung eine getrennte Entsorgung fol-
gender Abfälle durch: 

     a)   Bioabfall, § 6 
     b)   Altpapier, § 7 
     c)   Grünabfall, § 8 
     d)   Bauschutt, § 9 
     e)   Sperrmüll, § 10 
     f)    Altholz, § 11 
     g)   Elektroaltgeräte (Elektroschrott), § 12 
     h)   Gefährliche Abfälle aus privaten Haushaltungen, § 13 
     i)    Altreifen, Altmetall und Asbestabfälle, § 14 
     j)    Restabfall sowie Bau- und Abbruchabfälle, § 15 
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(2) Jeder Abfallbesitzer hat die in Abs. 1 genannten Abfälle ge- 
trennt bereitzuhalten und nach Maßgabe der §§ 6 bis 17 
zu überlassen. 

 
§ 6 

Bioabfall 
 
(1) Bioabfälle i. S. von § 5 Abs. 1 a) sind bewegliche Sachen  

nativ-organischen Ursprungs. Dazu gehören z. B. Gemü-
se, Obst und sonstige Küchen- und Speiseabfälle. Nicht 
dazu gehören 

     a)   Fleisch (auch von Fischen) und unbehandelte Knochen 
           sowie 
     b)   Exkremente von Menschen (auch benutzte Einwegwin- 

deln) und von Tieren. 
 
(2) Bioabfälle aus privaten Haushaltungen sind in den dafür  

zugelassenen Abfallbehältern bereitzustellen. § 3 Abs. 6 
bleibt unberührt. Küchen- und Speiseabfälle dürfen grund-
sätzlich nur in haushaltsüblichen Mengen eingegeben wer-
den. 

 
(3) Der Landkreis kann einzelne Grundstücke von Amts we- 

gen von der getrennten Erfassung des Bioabfalls aus-
schließen, wenn dies aus abfallwirtschaftlichen Gründen 
geboten ist. In diesen Fällen sind die Bioabfälle selbst zu 
kompostieren oder dem Restmüllbehälter zuzuführen. 

 
 

§ 7 
Altpapier 

 
(1) Altpapier i. S. v. § 5 Abs. 1 b) ist Abfall aus Papier, wie Zei- 

tungen, Zeitschriften, Pappe und andere nicht verschmutz-
te, ausschließlich aus Papier bestehende, bewegliche Sa-
chen. 

 
(2) Altpapier ist dem Landkreis bzw. der AWIGO an den be- 

kannt gegebenen Abfuhrterminen in den dafür zugelasse-
nen Abfallbehältern zu überlassen. 

 
 

§ 8 
Grünabfall 

 
(1) Grünabfall i. S. v. § 5 Abs. 1 c) sind Garten- und Parkab- 

fälle wie Grasschnitt (keine Grassoden), Laub, Buschwerk, 
Heckenschnitt, Baumrückschnitt, und Reisig, soweit darin 
keine Verunreinigungen oder Beimengungen, wie z. B. 
Kunststoffe, Steine, Erde oder behandeltes Holz enthalten 
sind. Zu Grünabfall zählen auch Baumstubben, soweit sie 
weitestgehend von Erde befreit sind, Stammholz über 
zehn Zentimeter Durchmesser, jedoch nicht länger als 
zwei Meter und Weihnachtsbäume. Baumstubben und 
Stammholz sind getrennt anzuliefern. 

 
(2) Grünabfall ist dem Landkreis bzw. der AWIGO an den be- 

kannt gegebenen Grünplätzen durch Übergabe zu über-
lassen. Eine Überlassungspflicht besteht nicht, wenn der 
Grünabfall auf dem Grundstück, auf dem er anfällt, kom-
postiert wird. Grünabfall kann zur Auffüllung von Restvolu-
men in die Biotonne eingegeben werden. 

 
 

§ 9 
Bauschutt 

 
(1) Bauschutt i. S. v. § 5 Abs. 1 d) sind mineralische Abfälle,  

die beim Bau, Ausbau oder Abbruch anfallen. Hier zählen 

beispielsweise. Beton, Steine, Mauerwerk, Mörtel oder 
Fliesen. Der Bauschutt ist dem Landkreis bzw. der AWIGO 
an den bekannten Entsorgungsanlagen durch Übergabe 
an die von ihr Beauftragten zu überlassen. 

 
(2) Nicht zum Bauschutt gehören: 
     -     Gipsabfälle 
     -     Glasbausteine 
     -     Bodenaushub, Lehm 
     -     Gas- oder Porenbeton (Ytong) 
 

 
§ 10 

Sperrmüll 
 
(1) Sperrmüll i. S. v. § 5 Abs. 1 e) sind Abfälle in Form von be- 

weglichen Sachen aus Wohnungen und anderen Teilen 
des Wohngrundstücks, die selbst nach einer zumutbaren 
Zerkleinerung wegen ihrer Sperrigkeit, ihres Gewichts 
oder ihrer Materialbeschaffenheit nicht in die vom Land-
kreis zur Verfügung gestellten Abfallbehälter passen, diese 
beschädigen oder das Entleeren erschweren könnten. Da-
zu gehören beispielsweise: Möbelstücke, Matratzen, Tep-
piche, Kinderwagen oder Fahrräder. 

 
(2) Sperrmüll ist dem Landkreis bzw. der AWIGO zu überlas- 

sen. Er wird auf Antrag des Abfallbesitzers abgefahren. 
Der Antrag ist schriftlich oder mündlich bei der AWIGO zu 
stellen. Die AWIGO legt den Termin fest und gibt ihn dem 
Abfallbesitzer bekannt. Jeder Haushalt erhält höchstens 
vier Abholtermine je Kalenderjahr. 

 
(3) Sperrmüll ist getrennt nach Materialien (Holz, Metall usw.)  

bereitzustellen. Sperrmüll ist so zu stapeln, zu bündeln 
oder in sonstiger Weise zu ordnen, dass die Straße nicht 
verschmutzt wird und ein zügiges Verladen möglich ist. Die 
Einzelstücke dürfen höchstens ein Gewicht von 75 Kilo-
gramm und eine Größe von 2,20 x 1,50 x 0,75 Meter ha-
ben. Die Gewichtsbegrenzung gilt nicht für Haushaltsgroß-
geräte (z. B.: Waschmaschine, Elektroherd, Kühlgeräte, 
Geschirrspüler). Die Abfuhr des Sperrmülls umfasst nur 
die zulässigen Gegenstände, die im Zuge des Antrages 
bei der AWIGO angemeldet worden sind. Dabei darf der 
Umfang des Sperrmülls eine Menge von 1 Kubikmeter 
nicht unter- und von 6 Kubikmetern nicht überschreiten. 

 
(4) Haushaltsgroßgeräte sowie elektronische Großgeräte (z.  

B. Fernseher, PC) zählen ebenfalls zum Sperrmüll, sofern 
sie aus privaten Haushaltungen stammen. Sie sind jedoch 
gesondert bereitzustellen und werden auch getrennt vom 
übrigen Sperrmüll abgeholt. Die Haushaltsgroßgeräte und 
elektronischen Großgeräte müssen vollständig entleert zur 
Abfuhr bereitgestellt werden, andernfalls kann die Mitnah-
me verweigert werden. 

 
(5) Nicht zum Sperrmüll gehören: 
     a)   Gegenstände, die von Bau- oder Umbauarbeiten her- 

rühren, wie z. B. Steine, Türen, Fenster, Holzgebälk, 
Ziegel, Fußleisten, Teppichboden, Laminat Deckenver-
täfelung 

     b)   Öltanks 
     c)   Kraftfahrzeugteile, Motorräder, Mopeds, Autowracks 
     d)   Gewerbliche Betriebsabfälle aller Art wie z. B. aus Fa- 

briken, Werkstätten oder Gewerbebetrieben 
     e)   Sperrmüll aus anderen Herkunftsbereichen 
 
(6) Für zum Sperrmüll gehörende Abfälle, deren Umfang über  

den in Abs. 3 genannten hinausgeht, gelten § 3 Abs. 7 und 
§ 17 entsprechend. 
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§ 11 
Altholz 

 
(1) Altholz i. S. v. § 5 Abs. 1 f) sind Abfälle, die aus Massivholz,  

Holzwerkstoffen oder aus Verbundstoffen mit einem über-
wiegenden Holzanteil (mehr als 50 Masseprozent) beste-
hen.  

 
(2) Soweit das Altholz nicht als Sperrmüll überlassen wird, ist  

es dem Landkreis bzw. der AWIGO an den bekannt gege-
benen Sammelstellen durch Übergabe an die von ihnen 
Beauftragten zu überlassen. 

 
 

§ 12 
Elektroaltgeräte (Elektroschrott) 

 
(1) Elektroschrott i. S. v. § 5 Abs. 1 g) sind Elektro- und Elek- 

tronik-Altgeräte, wie z. B. elektrische Küchengeräte, elek-
trische Handwerksgeräte, elektrische und elektronische In-
formationstechnik- und Telekommunikationsgeräte sowie 
Rundfunk- und Fernsehgeräte. 

 
(2) Elektroschrott ist dem Landkreis bzw. der AWIGO an den  

bekannt gegebenen Sammelstellen durch Übergabe an 
die von ihnen Beauftragten zu überlassen. Sperriger Elek-
troschrott i. S. d. § 10 Abs. 1 wird auf mündlichen oder 
schriftlichen Antrag, der bei der AWIGO zu stellen ist, ab-
geholt. 

 
 

§ 13 
Gefährliche Abfälle aus privaten Haushaltungen 

 
(1) Gefährliche Abfälle i. S. v. § 5 Abs. 1 h) sind schadstoffhal- 

tige Abfälle aus privaten Haushaltungen, die eine umwelt-
schonende Abfallentsorgung erschweren oder gefährden. 
Dazu zählen z. B. Gifte, Laugen, Säuren, Farben, Reini-
ger, Polituren, teer- und ölhaltige Rückstände, Pflanzen-
schutzmittel, Leuchtstoffröhren, Energiesparlampen und 
sonstige Chemikalien sowie Abfälle, die diese Stoffe ent-
halten. 
Gefährliche Abfälle sind vom Haus- und Sperrmüll getrennt 
zu halten und dürfen nicht in die Abfallbehälter eingewor-
fen werden. 

 
(2) Gefährliche Abfälle bis maximal 20 Kilogramm je Abfallart  

sind der AWIGO an den bekannt gegebenen Sammelstel-
len oder an den bekannt gegebenen Terminen und Orten 
dem Sammelfahrzeug des Landkreises oder eines Beauf-
tragten zu überlassen. 

 
 

§ 14 
Altreifen, Altmetall und asbesthaltige Abfälle 

 
(1) Altreifen i. S. v. § 5 Abs. 1 i) sind Reifen von Pkw, Lkw und  

Traktoren, die nicht mehr für den jeweiligen Zweck geeig-
net oder zugelassen sind. Sie werden mit oder ohne Felge 
auf den Recyclinghöfen der AWIGO angenommen. 

 
(2) Altmetall oder Schrott i. S. v. § 5 Abs. 1 i) sind Materialien,  

die überwiegend aus Eisen oder Metall bestehen. 
 

(3) Asbesthaltige Abfälle i. S. v. § 5 Abs. 1 i) sind in der Regel  
Produkte wie Welldachplatten, Tafeln, Rohre, Blumengefä-
ße usw., für deren Herstellung Asbest (Bezeichnung für ei-
ne Gruppe von natürlich vorkommenden feinfaserigen Mi-
neralien) verwendet wurden. Es handelt sich um gefährli-

che Abfälle gem. Abfallverzeichnis- Verordnung. Sie wer-
den auf den annahmeberechtigten Recyclinghöfen der 
AWIGO angenommen. Sie sind unzerstört in dafür vorge-
sehene reißfeste und geschlossene Big Bags staubdicht 
verpackt anzuliefern. 

 
 

§ 15 
Restabfall und Bau- und Abbruchabfälle 

 
(1) Sonstiger Restabfall sowie Bau- und Abbruchabfälle i. S. v.  

§ 5 Abs. 1 j) sind alle sonstigen angefallenen und zu über-
lassenden Abfälle von privaten und gemischt genutzten 
Grundstücken soweit sie nicht unter die §§ 6 bis 14 fallen 
oder nach § 2 Abs. 4 und 5 von der Entsorgung ausge-
schlossen sind (Restabfall). 

 
(2) Restabfall und Bau- und Abbruchabfälle sind in den nach  

§ 16 zugelassenen Abfallbehältern bereitzustellen oder auf 
den Recyclinghöfen anzuliefern. 

 
 

§ 16 
Zugelassene Abfallbehälter 

 
(1) Zugelassene Abfallbehälter sind: 
     a)   Restabfall: 
           a.   Müllgroßbehälter (MGB), Farbe grau: 30, 60, 120,  

180, 240 und 1.100 l 
           b.   Abfallsäcke, Farbe weiß, 50 l, als Ersatz für Grund- 

stücke, die nicht mit MGB 30 bis 240 l entsorgt wer-
den können 

           c.   Zusatzabfallsäcke, Farbe blau, 70 l, für gelegentli- 
che Mehraufkommen von Abfall 

      
     b)   Bioabfall: 
           a.   MGB, Farbe braun: 60, 90, 120 und 240 l 
           b.   Abfallsäcke, Farbe braun, 50 l 
      
     c)   Papier: 
           a.   MGB, Farbe grün: 120, 240 und 1.100 l 
           b.   Abfallsäcke, Farbe weiß, 50 l 
 

Feste Abfallbehälter i. S. dieser Satzung sind die in Satz 1 
a) b., a) c., b) b. und c) b. genannten Behälter. 
Restabfallbehälter i. S. dieser Satzung sind die in Satz 1 a) 
genannten Behälter. Wertstoffsammelbehälter i. S. dieser 
Satzung sind die in Satz 1 b) und c) genannten Behälter. 

 
(2) Der Landkreis stellt dem Anschluss- und Benutzungs- 

pflichtigen die zur Aufnahme des Abfalls vorgeschriebenen 
Abfallbehälter in ausreichender Zahl zur Verfügung. Sie 
bleiben Eigentum des Landkreises. 

 
     Es ist folgende Regelgestellung vorgesehen: 
 
Richtwert                               Standardausstattung 
Personenanzahl                    Tonnengröße in Liter  
                                  Restmüll       Papier                  Bio 
1                                60                  120                       60 
2                                120                120                       60 
3                                120                120                       60 
4                                180                240                       60 
5                                240                240                       90 
6                                240                240                       90 
7                                240                240                       120 
8                                1 x 240          1 x 240                  
                                  1 x 120          1 x 120                 120 
9                                1 x 240          1 x 240                  
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                                  1 x 120          1 x 120                 240 
10                              1 x 240          1 x 240                  
                                  1 x 120          1 x 120                 240 
11                               2 x 240          2 x 240                 240 
12                              2 x 240           2 x 240                 240 
 

In den Bereichen, in denen aus abfuhrtechnischen Grün-
den die Abfuhr mit Säcken erfolgen muss, stellt der Land-
kreis die entsprechende Anzahl zur Verfügung. 

 
Die zur Verfügung gestellten festen Abfallbehälter sind 
vom Anschluss- und Benutzungspflichtigen zu überneh-
men. Er hat sie schonend und sachgemäß zu behandeln 
und bei Bedarf zu reinigen. Beschädigungen oder Verluste 
sind bei der AWIGO unverzüglich anzuzeigen. Für Schä-
den an Abfallbehältern haftet der Anschluss- und Benut-
zungspflichtige, falls er nicht nachweist, dass ihn insoweit 
kein Verschulden trifft. Die zugewiesenen Abfallbehälter 
sind auf dem angeschlossenen Grundstück so aufzustel-
len, dass sie allen Benutzungsberechtigten jederzeit zu-
gänglich sind. 

 
(3) Dass mit der Regelgestellung für Restmüll und Altpapier  

vorgehaltene Behältervolumen kann auf formlosen Antrag 
verändert werden. Es wird ohne weitere Begründung zu-
gunsten eines Behältervolumens verändert, welches unter 
Berücksichtigung der nach Abs. 1 zugelassenen Abfallbe-
hälter das nächst geringere oder nächst größere Gesamt-
volumen vorhält. Eine weitergehende Reduzierung oder 
Erhöhung ist möglich, wenn im Einzelfall konkrete Umstän-
de dargelegt und auf Verlangen nachgewiesen werden, die 
eine über die in vorstehendem Satz eröffnete Möglichkeit 
hinausgehende Veränderung des Behältervolumens recht-
fertigen. 

 
(4) Die vorgesehene Regelgestellung für Bioabfall kann auf  

formlosen Antrag verändert werden. Sie ist ohne Begrün-
dung möglich, wenn das mit der Regelgestellung vorgehal-
tene Volumen reduziert werden soll. Eine Erhöhung des 
Behältervolumens ist im Einzelfall möglich, wenn die dafür 
maßgeblichen Umstände konkret dargelegt und auf Ver-
langen nachgewiesen werden. 

 
(5) Der Landkreis bestimmt, welche Behälterkapazität für die  

zu erwartende Abfallmenge als ausreichend anzusehen 
ist. Bei bewohnten, bebauten oder zu Wohn- und Gewer-
bezwecken (gemischt) genutzten Grundstücken müssen 
mindestens jeweils ein zugelassener fester Abfallbehälter 
für die kompostierbaren Abfälle und jeweils ein Abfallbe-
hälter für den Restabfall bereitstehen, soweit nicht eine 
Befreiung nach § 3 Abs. 4 ausgesprochen wurde. Auf nicht 
zu Wohnzwecken genutzten Grundstücken muss mindes-
tens ein Restabfallbehälter vorgehalten werden. 

 
(6) Stellt sich heraus, dass das gewählte Behältervolumen an  

mehr als drei aufeinander folgenden Abfuhrterminen als 
nicht ausreichend anzusehen ist, kann der Landkreis das 
Behältervolumen oder die Anzahl der Abfuhren festsetzen. 

 
(7) Für mehrere benachbarte anschluss- und benutzungs- 

pflichtige Grundstücke können auf schriftlichen Antrag ein 
oder mehrere gemeinsame Behälter entsprechend größe-
rer Kapazität zur Verfügung gestellt oder zugelassen wer-
den. Der Antrag muss die Namen der beteiligten An-
schluss- und Benutzungspflichtigen enthalten, das Ge-
samtbehältervolumen und eine Erklärung aller beteiligten 
Anschluss- und Benutzungspflichtigen enthalten, gesamt-
schuldnerisch i. S. v. § 4 Abs. 1 Abfallgebührensatzung zu 
haften. 

(8) Die Abfallbehälter sind vom Anschluss- und Benutzungs- 
pflichtigen in dem Zustand und Erscheinungsbild an die 
Straße zu stellen, wie sie der Anschluss- und Benutzungs-
pflichtige vom Landkreis erhalten hat. Insbesondere ist es 
nicht gestattet, die Abfallbehälter als Werbefläche zu nut-
zen. Darüber hinaus ist es nicht gestattet, die Abfallbehäl-
ter mit einem so genannten Tonnenstrumpf zu versehen. 

 
 

§ 17 
Durchführung der Abfuhr 

 
 
(1) Der nach dieser Satzung zu entsorgende Restabfall und  

das Altpapier werden in der Regel vierwöchentlich abge-
holt. Die Bioabfälle werden in der Regel 14-täglich abge-
holt. Die für die Abholung vorgesehenen Wochentage wer-
den mit dem jährlich herausgegebenen Abfuhrkalender 
festgelegt. Die AWIGO kann im Einzelfall oder für Abfuhr-
bereiche im Einvernehmen mit dem Landkreis einen län-
geren oder kürzeren Zeitraum für die regelmäßige Abfuhr 
festlegen. Dies gilt entsprechend auch für Satz 2. 

 
(2) Die Abfallbehälter und der Sperrmüll sind von den Pflichti- 

gen nach § 3 Abs. 2 am Abfuhrtag bis spätestens 6 Uhr so 
bereit zu stellen, dass der Abfuhrwagen auf öffentlichen 
oder dem öffentlichen Verkehr dienenden privaten Straßen 
an die Aufstellplätze heranfahren kann und das Laden so-
wie der Abtransport ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust 
möglich ist. Im Falle einer Abfuhr mit so genannter Seiten-
ladertechnik sind die Abfallbehälter einer Straße nach Wei-
sung des Landkreises auf einer Straßenseite aufzustellen. 
Im Falle einer Abfuhr mit so genannter   Doppelkamm-
schüttung sind die Abfallbehälter zwingend mit der Deckel-
öffnung zur Straßenseite aufzustellen. Ebenso sind die Be-
hälter beim Einsatz der Doppelkammschüttung paarweise 
bereitzustellen, es sei denn der nächstgelegene Behälter 
befindet sich in unzumutbarer Entfernung. Der Landkreis 
kann im Einzelfall einen anderen Aufstellort bestimmen, 
wenn das Einsammeln am Aufstellort entsprechend Satz 1 
nicht möglich ist. Die Aufstellung muss so erfolgen, dass 
Fahrzeuge oder Fußgänger nicht behindert oder gefährdet 
werden. Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter und 
eventuelle Abfallreste unverzüglich von der Straße zu ent-
fernen. Weisungen der Mitarbeiter oder Beauftragten des 
Landkreises oder der AWIGO zu den in den Sätzen 1 bis 4 
genannten Verpflichtungen sind zu befolgen. 

 
(3) Anschlusspflichtige, deren Grundstücke wegen unzurei- 

chend befestigter Zufahrten oder wegen entgegenstehen-
der privater Rechte Dritter von den Sammelfahrzeugen 
nicht angefahren werden können oder bei denen eine aus-
reichende Wendemöglichkeit nicht gegeben ist, müssen 
die Abfallbehälter rechtzeitig an der nächstliegenden öf-
fentlichen, von den Sammelfahrzeugen befahrbaren Stra-
ße zur Entleerung bereitstellen. Abs. 2 S. 2 gilt entspre-
chend. 

 
(4) Die Abfallbehälter sind stets verschlossen zu halten. Die  

festen Abfallbehälter dürfen nur so gefüllt werden, dass ih-
re Deckel noch gut zu schließen und eine spätere ord-
nungsgemäße Entleerung möglich ist, insbesondere ist ein 
Einstampfen, Einschlämmen oder Verpressen nicht er-
laubt. Auch das Vorverpressen und die spätere Eingabe in 
den Behälter sind nicht gestattet. Bei Zuwiderhandlung 
kann das mit der Einsammlung beauftragte Personal die 
Mitnahme verweigern. MGB dürfen nur so befüllt werden, 
dass sie ein Gewicht von 0,5 Kilogramm je Liter bereitge-
stelltes Gefäßvolumen nicht überschreiten. 
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(5) Können die Abfallbehälter aus einem von dem Anschluss-  
und Benutzungspflichtigen zu vertretenden Grund nicht 
entleert oder abgefahren werden, so erfolgt die Entleerung 
und Abfuhr erst am nächsten regelmäßigen Abfuhrtag. 

 
(6) Bei vorübergehenden Einschränkungen, Unterbrechun- 

gen, Verspätungen oder Ausfällen der Abfuhr, insbesonde-
re infolge von Betriebsstörungen, behördlichen Anweisun-
gen oder höherer Gewalt hat der Anschlusspflichtige kei-
nen Anspruch auf Schadensersatz oder Entschädigung. 

 
(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für die Abfuhr der getrennt er- 

fassten Abfälle nach § 5 Abs. 1 a) bis j) entsprechend, so-
weit sich aus den §§ 6 bis 16 nichts Anderes ergibt. 

 
 

§ 18 
Anlieferung bei den Grünplätzen und Recyclinghöfen 

 
(1) Besitzer von Abfällen gem. § 2 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 6  

und § 10 Abs. 6 haben diese im Rahmen ihrer Verpflich-
tungen nach § 3 selbst oder durch Beauftragte zu den von 
der AWIGO betriebenen oder ihr zur Verfügung stehenden 
Abfallentsorgungsanlagen zu bringen. Der Transport hat in 
geschlossenen oder gegen Verlust des Abfalls in sonstiger 
Weise gesicherten Fahrzeugen zu erfolgen. § 53 KrWG ist 
zu beachten. 

 
(2) Die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen wird durch  

eine Betriebsordnung geregelt. 
 
 
 

§ 19 
Modellversuche 

 
Zur Erprobung neuer Einsammlungs-, Beförderungs-, Be-
handlungs- oder Entsorgungssysteme kann der Landkreis 
bzw. die AWIGO Modellversuche mit örtlich und zeitlich be-
grenzter Wirkung durchführen. 
 
 

§ 20 
Anzeige-, Auskunfts- und Duldungspflicht 

 
(1) Der Anschlusspflichtige hat der AWIGO als Beauftragter  

des Landkreises für jedes anschlusspflichtige Grundstück 
das Vorliegen, den Umfang sowie jede Veränderung der 
Anschluss- und Benutzungspflicht innerhalb eines Monats 
schriftlich anzuzeigen. Wechselt der Grundstückseigentü-
mer, sind sowohl der bisherige als auch der neue Eigentü-
mer zur Anzeige verpflichtet. 

 
(2) Anschluss- und Benutzungspflichtige sind dem Landkreis  

oder der AWIGO zur Auskunft über Art, Beschaffenheit, 
Menge und Herkunft des zu entsorgenden Abfalls ver-
pflichtet und haben über alle Fragen Auskunft zu erteilen, 
die die Abfallentsorgung betreffen. 

 
(3) Der Anschlusspflichtige hat das Aufstellen der zugelasse- 

nen Behälter sowie das Betreten des Grundstücks zum 
Zwecke des Einsammelns und der Überwachung der Ge-
trennthaltung von Abfällen nach § 5 Abs. 2 und der Ver-
wertung von Abfällen nach § 3 Abs. 4 durch den Landkreis 
und die AWIGO zu dulden. 

 
 

§ 21 
Gebühren 

(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung Ab- 
fallentsorgung erhebt der Landkreis zur Deckung des Auf-
wands Gebühren nach Maßgabe einer besonderen Sat-
zung (Abfallgebührensatzung). 

 
(2) Nach Maßgabe der Abfallgebührensatzung setzt namens  

und im Auftrag des Landkreises die AWIGO die für die Ab-
fallentsorgung zu erhebenden Benutzungsgebühren fest 
und zieht sie für diesen ein. 

 
 

§ 22 
Bekanntmachungen 

 
Die in dieser Satzung vorgesehenen Bekanntmachungen er-
folgen im Abfuhrkalender des Landkreises Osnabrück (s. § 17 
Abs. 1). 
 
 

§ 23 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig i. S. v. § 10 Abs. 5 des Niedersächsischen  

Kommunalverfassungsgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

     a)   von der Abfallentsorgung nach § 2 ausgeschlossene  
Abfälle zur Abfuhr bereit stellt, 

     b)   der Verpflichtung zum Anschluss- und Benutzungs- 
zwang nach § 3 Abs. 1 oder 2 nicht nachkommt, 

     c)   den Regelungen der §§ 6 Abs. 2 und 15 Abs. 2 nicht  
nachkommt, 

     d)   entgegen § 5 Abs. 1 und 2 der Trennpflicht nicht nach 
kommt oder Abfälle zur Beseitigung in Wertstoffsam-
melbehältern bereitstellt, 

     e)   entgegen §§ 13 gefährliche Abfälle in dafür nicht zuge- 
lassene Abfallbehälter einwirft, 

     f)    der Anzeigepflicht gem. § 16 Abs. 2 zuwider handelt, 
     g)   der Regelung in § 16 Abs. 2 letzter Satz zuwider han- 

delt, 
     h)   entgegen § 17Abs. 2 Weisungen hinsichtlich der Auf- 

stellplätze der Abfallbehälter nicht nachkommt, 
     i)    entgegen § 17 Abs. 2 Abfallbehälter verkehrsbehin- 

dernd aufstellt oder stehen lässt, 
     j)    entgegen § 17 Abs. 4 nicht ordnungsgemäß verschlos- 

sene, unzulässig befüllte oder das zulässige Gesamt-
gewicht überschreitende Abfallbehälter zur Abfuhr be-
reitstellt, 

     k)   der Regelung in § 18 Abs. 1 zuwider handelt, 
     l)    der Anzeige- bzw. Auskunftspflicht gem. § 20 Abs. 1  

zuwider handelt, 
     m)  entgegen § 20 Abs. 2 eine Auskunft nicht, nicht recht- 

zeitig, unvollständig oder nicht richtig erteilt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis  

zu 5.000 Euro geahndet werden. 
 

 
§ 24 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt mit Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Satzung des Landkreises vom 18.12.2017 außer Kraft. 
 
 

Kebschull 
Landrätin  

 
Anlage 1 (Positivkatalog) zur Entsorgunssatzung 
Anlage 2 (Negativkatalog) zur Entsorgunssatzung 
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Standortbezogene Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

 
 
Bei folgendem Verfahren wurde die Notwendigkeit einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) gemäß § 5 Abs. 1 i. V. m. 
Nr. 1 c) der Anlage 1 des Niedersächsischen Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (NUVPG), das zuletzt 
durch Gesetz vom 18.12.2019 (Nds. GVBl. S. 437) geändert 
worden ist, geprüft: 
 
Es ist eine Erweiterung der Abbaufläche um 4,6 ha im bereits 
genehmigten Bodenabbau in der Gemeinde Bippen, Gemar-
kung Dalum, geplant. 
  
Nach der standortbezogenen Vorprüfung ist eine UVP für das 
genannte Vorhaben aus den folgenden Gründen nicht erfor-
derlich: 
 
Das Abbaugebiet liegt im Bereich eines Dünengeländes, das 
als „Sandberge“ bezeichnet wird. In westlicher und südöstli-
cher Nachbarschaft des geplanten Abbaus befinden sich au-
ßerdem mehrere vorgeschichtliche Grabhügel. Eventuell 
könnte es sich bei einzelnen Sanddünen der „Sandberge“ al-
so ebenfalls um Grabhügel handeln, die bislang noch nicht als 
solche erkannt wurden. Unter Berücksichtigung von Vermei-
dungsmaßnahmen (Abtrag des Oberbodens auf den Erweite-
rungsflächen mittels Baggers mit breiter, zahnloser Graben-
räumschaufel sowie Begutachtung der Erweiterungsflächen 
und der Abgrabungsarbeiten durch Mitarbeiter der Archäologi-
schen Denkmalpflege Osnabrück), können erhebliche Auswir-
kungen auf Denkmäler ausgeschlossen werden. 
 
Das Vorhaben liegt im Landschaftsschutzgebiet. Im Rahmen 
der Festlegung der Fläche als Rohstoffsicherungsgebiet er-
folgte eine Abwägung mit den Schutzzielen der LSG-Verord-
nung. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das LSG kön-
nen ausgeschlossen werden.  
 
Im Übrigen sind keine Umweltauswirkungen denkbar. Weitere 
besonders geschützte Gebiete sind vom Vorhaben nicht be-
troffen. 
 
Es sind insgesamt keine erheblichen Auswirkungen denkbar. 
 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
 
Osnabrück, den 01.12.2020 
 

Landkreis Osnabrück 
Fachdienst Umwelt 

Die Landrätin 
i. A. L. Olschewski 
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Satzung 
über die Erhebung von Gebühren  

für die Benutzung des Rettungsdienstes 
im Landkreis Osnabrück 

 
 
Aufgrund des § 10 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. 

GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. S. 244), §§ 1,2 und 5 des Nie-
dersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. 
GVBl. 309), und § 16 des Niedersächsischen Rettungsdienst-
gesetzes (NRettDG) in der Fassung vom 02.10.2007 (Nds. 
GVBl. S. 473), zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes 
vom 16.05.2018 (Nds.GVBl S. 66) - hat der Kreistag des 
Landkreises Osnabrück in seiner Sitzung am 14.12.2020 fol-
gende Sat-zung beschlossen: 
 
 

§ 1  
Aufgabenträger und Anwendungsbereich 

 
(1) Der Landkreis Osnabrück ist gem. § 3 Abs. 1 NRettDG  

Träger des Rettungsdienstes. Der Landkreis Osnabrück 
betreibt den Rettungsdienst als öffentliche Einrichtung, für 
dessen Inanspruchnahme Gebühren nach dieser Satzung 
zur Deckung der Kosten erhoben werden. 

 
(2) Solange und soweit zwischen dem Landkreis Osnabrück  

als Träger des Rettungsdienstes und den Kostenträgern 
der gesetzlichen Kranken- und Unfallversicherung eine 
wirksame Entgeltvereinbarung i.S.d. § 15 NRettDG be-
steht, werden Einsätze für deren Mitglieder nicht nach die-
ser Satzung, sondern nach Maßgabe der Entgeltver-ein-
barung mit den Kostenträgern abgerechnet.  

 
§ 2  

Abrechnung der Gebühren  
 

(1) Die Gebühren werden durch Gebührenbescheid festge- 
setzt. 

 
(2) Die Ermittlung der Berechnungsgrundlagen, die Gebüh- 

renberechnung, die Ausfertigung und Versendung der Ge-
bührenbescheide sowie die Entgegennahme der zu ent-
richtenden Gebühren werden gem. § 16 NRettDG i.V.m § 
12 Abs. 1 NKAG durch den DRK-Rettungsdienst und 
Krankentransport im Landkreis Osnabrück e.V. vorgenom-
men. Die Gebührenbescheide ergehen im Namen und im 
Auftrag des Landkreises Osnabrück. 

 
 

§ 3 
Gebührenmaßstab und Gebührensätze 

 
(1) Der Landkreis Osnabrück erhebt für Leistungen nach § 2  

NRettDG folgende Gebühren: 
 
     a.   Notfalleinsatz  
           Das Mindestentgelt beträgt:                            432,00 € 
           Für jeden Beförderungskilometer zusätzlich:      6,00 € 
 
     b.   Qualifizierter Krankentransport:                                
           Das Mindestentgelt beträgt:                             171,00 € 
           Für jeden Beförderungskilometer zusätzlich:     3,50 € 
  
     c.   Notarzteinsatzfahrzeug:                                              
           Für den Einsatz des Notarzteinsatzfahrzeuges wird ei- 

ne Pauschale in Höhe von 483,00 € (ohne Entgelt für 
den Notarzt) berechnet.  

 
     d.   Notarzt 

Für den Einsatz des Notarztes wird für die Versorgung 
eines Verletzten oder Erkrankten eine Pauschale von 
258,00 € berechnet.  
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     e.   Sachtransporte 
Für den Transport von Arzneimitteln, Blutkonserven, 
Organen und ähnlichen Gütern nach § 2 Abs. 2 S. 2. 
NRettDG werden 50% des Entgelts für einen entspre-
chenden qualifizierten Krankentransporteinsatz nach § 
3 Abs. 1 Buchstabe b berechnet.  

 
     f.    Sanitätsdienste 

Nicht Gegenstand dieser Gebührensatzung sind Hilfe-
leistungen durch die Sa-nitätsdienste bei Veranstaltun-
gen, bei denen der Veranstalter den Sanitätsdienst be-
reitstellt oder bereitzustellen hat. 

 
     g.   Begleitpersonen 

Die Mitfahrt von Begleitpersonen ist kostenfrei.  
 

Die unter e. genannten Leistungen werden nicht nach dem 
bundeseinheitlichen Positionsnummernverzeichnis ver-
schlüsselt und nicht mit den Kostenträgern, sondern mit 
der jeweils anfordernden Stelle abgerechnet.  

 
(2) Werden im Einsatz gleichzeitig mehrere Patienten ver- 

sorgt bzw. transportiert, so fallen die in Absatz 1 genann-
ten Gebühren für jeden Patienten gesondert an.  

 
 

 
§ 4  

Entstehung der Gebührenpflicht 
 
(1) Die sachliche Gebührenpflicht entsteht mit Inanspruch- 

nahme einer Leistung des Rettungsdienstes im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 NRettDG. Eine Inanspruchnahme des Ret-
tungsdienstes liegt auch dann vor, wenn die Rettungskräf-
te am Einsatzort eine medizinische Hilfeleistung erbrin-
gen, ein anschließender Transport aber nicht erfolgt. Nicht 
jedoch bei Einsätzen ohne jede medizinische Hilfeleistung 
am Einsatzort und Todesfeststellungen ohne vorherige 
medizinische Hilfeleistung. 

 
(2) Im Falle einer missbräuchlichen Alarmierung entsteht die  

sachliche Gebührenpflicht bereits mit Beginn des Einsat-
zes nach Anordnung durch die Rettungsleitstelle des 
Landkreises Osnabrück.  

 
(3) Die Rettungsleitstelle bestimmt die Einsatzart und das ein- 

zusetzende Rettungsmittel. Die Anordnung der Rettungs-
leitstelle ist für die Festsetzung der zu erhebenden Ge-
bühr maßgebend. 

 
(4) Die persönliche Gebührenpflicht entsteht mit der Bekannt- 

gabe des Gebührenbescheides. 
 

 
 

§ 5 
Gebührenpflichtiger 

 
(1) Gebührenpflichtiger ist, wer eine Leistung des Rettungs- 

dienstes im Sinne des § 2 Abs. 2 NRettDG in Anspruch 
nimmt. 

 
(2) Bei einer Rettungsmittelanforderung im Falle der berech- 

tigten Geschäftsführung ohne Auftrag ist Gebührenpflichti-
ger der Geschäftsherr. 

 
(3) Bei missbräuchlicher Alarmierung ist jene Person, die den  

Rettungsdienst missbräuchlich alarmiert, Gebührenpflich-
tiger. 

§ 6 
Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebüh-
renbescheids fällig.  
 
 

§ 7  
Inkrafttreten, Gültigkeit 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Ge- 

bühren für die Benutzung des Rettungsdienstes im Land-
kreis Osnabrück vom 16.12.2019 außer Kraft. 

 
 
Osnabrück, den 14.12.2020 
 

Landkreis Osnabrück 
Kebschull 
Landrätin 
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Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

 
 
Bei folgendem Bauvorhaben wurde die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gem. § 9 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) in der Neufassung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 
94) zuletzt geändert durch Art. 22 G vom 13.05.2019 (BGBl. I 
S. 706) geprüft. 
 
 
Aktenzeichen:           11-mel-07144-19 
Antragsteller:             Christof Diekmann 
Baugrundstück:         Melle, Ausberger weg 3 
Gemarkung:              Dratum-Ausbergen 
Flur:                          10                                                             
Flurstück(e):             62/1         
            
Änderungsanzeige nach § 15 BImSchG, Standortänderung 
des Ferkelstalles (BE 6) und der Futtermittelsilos (BE 9) inkl. 
Reduzierung der Anzahl sowie die Vergrößerung des Gülle-
hochbe-hälters (BE 8) (Haupt-AZ 5116-11) 
 
Herr Christof Diekmann plant die Standortänderung des Fer-
kelstalles (BE 6) und der Futtermittelsilos (BE 9) inkl. der Re-
duzierung der Anzahl von 17 auf 9 Stück sowie die Vergröße-
rung des Güllehochbehälters (BE 8) inkl. der Errichtung eines 
Schutzwalles in der Stadt Melle, Gemarkung Dratum-Ausber-
gen, Flur 10, Flurstück 62/1. Zudem soll der Güllehochbehäl-
ter (BE 4) am Königsbach stillgelegt und zurückgebaut wer-
den. Bei dem Standort des Vorhabens handelt es sich pla-
nungsrechtlich um Außenbereich.  
 
Mit immissionsschutzrechtlichem Genehmigungsbescheid 
vom 31.07.2012 wurde Herrn Christof Diekmann die Errich-
tung und den Betrieb eines Sauenstalles, eines Ferkelstalles, 
von 17 Futtermittelsilos, eines Güllehochbehälters sowie die 
Nutzungsänderung bestehender Stallanlagen als Erweiterung 
eines bestehenden Betriebes in der Stadt Melle genehmigt. 
Mit Bescheid vom 16.07.2015 wurde die vorgenannte Geneh-
migung erstmals bis zum 15.07.2018 und mit Bescheid vom 
20.08.2019 bis zum 21.07.2021 verlängert. 
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Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG ist bei der Änderung ei-
nes Vorhabens, für das keine UVP durchgeführt worden ist, 
eine allgemeine UVP-Vorprüfung durchzuführen. Die Prüfung 
hat aus folgenden Gründen ergeben, dass keine erheblichen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind, sodass keine UVP-
Pflicht besteht. 
 
Gemäß der Nr. 3 Anlage 3 des Gesetzes über Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen (UVPG) sind die möglichen Auswirkungen 
eines Vorhabens auf die Schutzgüter zu beurteilen. 
 
Für das Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
sind keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen durch 
das geplante Vorhaben zu erwarten. Durch die Änderung des 
Vorhabens entstehen auf dieses Schutzgut keine geänderten 
Auswirkungen, als die bereits im ursprünglichen Genehmi-
gungsverfahren betrachteten. Auf das benachbarte denkmal-
geschützte Objekt wirken keine unzulässigen negativen Um-
weltauswirkungen ein. 
 
Ebenso sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Schutz-
güter Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit, Kli-
ma und Luft zu erwarten. Das Vorhaben erfolgt direkt auf der 
Hofstelle und der bestehende Güllehochbehälter (BE 4) am 
Königsbach wird stillgelegt und zurückgebaut, sobald der 
neue Güllehochbehälter (BE 8) errichtet und in Betrieb ge-
nommen wurde. Durch diese emissionsmindernden Maßnah-
men sind keine relevanten unzulässigen Emissionen und Im-
missionen zu erwarten. 
 
Auf die Schutzgüter Fläche, Boden, Wasser, Landschaft so-
wie Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sind ebenfalls kei-
ne erheblichen Auswirkungen durch die Änderung des Vorha-
bens zu erwarten, da die zusätzliche Versiegelung im Hofbe-
reich bereits intensiver landwirtschaftlicher Nutzung unter-
liegt. Zudem werden durch die Stilllegung und den Rückbau 
des bestehenden Güllehochbehälters (BE 4) am Königsbach 
und den Aufbau des Schutzwalles am neuen Güllehochbehäl-
ter (BE 8) negative Umweltauswirkungen auf das FFH-Gebiet 
„Else und obere Hase“ (Natura 2000 Gebiete) sowie das Ge-
wässer ausgeschlossen.  
 
Es liegen insgesamt keine erheblichen Umweltauswirkungen 
vor. 
 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
Osnabrück, den 31.12.2020 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Die Landrätin 

Fachdienst Planen und Bauen 
i. A. Röwekamp 
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Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

(Antragsteller: Niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Osnabrück) 

 
 
Bei folgendem Bauvorhaben wurde im Rahmen der Durchfüh-
rung eines Planfeststellungsverfahrens (§ 38 Niedersächsi-
sches Straßengesetz i.V.m. § 72 ff. Verwaltungsverfahrensge-

setz) die Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) gem. § 2 Abs. 1 des Niedersächsischen Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (NUVPG) in der Fassung 
vom 18. Dezember 2019 (Nds. GVBl. 2019, 437) i.V.m. dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. d. F. 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94) 
zu-letzt geändert durch Artikel 117 der Verordnung vom 19. 
Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geprüft: 
 
Aktenzeichen:     FD 9.1 – 542-1011 – UVP-VP L 83/L 95 
Antragsteller:      Niedersächsische Landesbehörde für Stra- 
                           ßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich  
                           Osnabrück 
Baugrundstück:  Stadt Melle, Landesstraße L 83 und L 95,  
                           Gemarkung Schiplage, Flur 2, Flurstück 
                           369/167 und 370/168 
 
L 83/ L 95 – Umbau der Einmündung Schiplage/St. Annen 
in der Stadt Melle 
 
Nach der Vorprüfung ist eine UVP für das genannte Vorhaben 
aus den folgenden Gründen nicht erforderlich: 
 
Umweltauswirkungen sind denkbar in den Bereichen Boden- 
und Wassernutzung, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt. 
In Bezug auf den Standort des Vorhabens ist eine potentielle 
Betroffenheit bei den Qualitätskriterien in den Bereichen Bo-
den sowie Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt zu besor-
gen.  
 
Im Übrigen sind keine Umweltauswirkungen erkennbar. Es 
handelt sich lediglich um eine kleinräumige Veränderung des 
Straßenverlaufs. Auswirkungen auf das Grundwasser sind 
nicht zu erwarten. Ggf. anfallende Abfälle werden ordnungs-
gemäß entsorgt oder verwertet.  
 
Einzelne Alleebäume müssen für das Vorhaben gerodet wer-
den. Weitere geschützte Landschaftsbestandteile oder beson-
ders geschützte Gebiete sind vom Vorhaben nicht betroffen.  
 
Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt: 
Im Zuge der Maßnahme müssen einzelne Alleebäume gero-
det werden. Diese werden jedoch nachgepflanzt und der Al-
leecharakter bleibt erhalten. Es kommt nicht zu einer Überpla-
nung von besonders wertvollen Lebensräumen. Insgesamt 
sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und 
biologische Vielfalt unter Beachtung der Verminderungs- und 
Vermeidungsmaßnahmen als unerheblich anzusehen. 
 
Schutzgut Boden: 
Es werden 0,7 ha Fläche versiegelt. Bei den vom Vorhaben 
betroffenen Flächen handelt es sich um Straßenverkehrsflä-
chen, Straßenseitenraumflächen und landwirtschaftliche 
Nutzflächen. Teilweise sind die Flächen im Straßenbereich 
bereits versiegelt. Die übrigen Flächen sind anthropogen ge-
prägt, insbesondere der Straßenseitenraum, der in der Regel 
in wiederkehrenden Abständen abgefräst wird. Der Boden auf 
den betroffenen Flächen weist daher zu einem großen Teil 
aufgrund der deutlichen anthropogenen Überprägung keine 
oder nur sehr eingeschränkte natürliche Eigenschaften auf. 
Es ist daher von keinen erheblichen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Boden auszugehen. 
 
Schutzgut Wasser: 
Die zusätzliche Versiegelung fällt in Bezug auf das Schutzgut 
Wasser nicht relevant ins Gewicht. Eine Schad bringende Ver-
änderung des Oberflächenwassers bei Eintritt in den Vorflu-
ter ist nicht zu erwarten. Insgesamt sind keine erheblichen 
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu erwarten. 
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Es sind insgesamt keine erheblichen Auswirkungen denkbar.  
 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar.  
 
Osnabrück, den 01.12.2020 
 

Landkreis Osnabrück 
Fachdienst Straßen 

Die Landrätin 
i. A. Bergmann 
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Friedhofsgebührensatzung 
der Gemeinde Hilter am Teutoburger Wald 

 
 
Auf Grund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung mit 
den §§ 1, 2, 4 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) und des Niedersächsischen Gesetzes 
über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen (Be-
stattG) in der jeweils derzeit gültigen Fassung hat der Ge-
meinderat der Gemeinde Hilter am Teutoburger Wald in seiner 
Sitzung am 10.12.2020 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Für die Benutzung der kommunalen Friedhöfe der Gemeinde 
Hilter am Teutoburger Wald und ihrer Einrichtungen werden 
Gebühren nach den §§ 4 - 6 dieser Satzung erhoben. 
 
 

§ 2 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühren ist derjeni- 

ge, der die gebührenpflichtige Leistung in Anspruch nimmt 
und der jeweilige Nutzungsberechtigte. 
 

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
 
 

§ 3 
Entstehung der Gebührenschuld und Fälligkeit 

 
(1) Die Gebührenschuld für Grabnutzungsgebührten nach § 4  

entsteht mit dem Erwerb bzw. der Verlängerung des Nut-
zungsrechtes an einer Grabstelle. Die Gebühren werden 
zwei Wochen nach Zugang des Gebührenbescheides zur 
Zahlung fällig. 
 

(2) Die Gebührenschuld für die Benutzungsgebühren nach §  
5 und für die Bestattungsgebühren nach § 6 entsteht mit 
der Anmeldung der Inanspruchnahme der jeweiligen Leis-
tung. Die Gebühren werden zwei Wochen nach Zugang 
des Gebührenbescheides zur Zahlung fällig.  

 
(3) Für die Berechnung der Verlängerungsgebühren gelten  

angefangene Jahre als volle Jahre. 

§ 4 
Gebühren für Grabstellen 

 
1.   Erwerb eines Nutzungsrechtes für  
     eine Reihengrabstelle für Personen  
     bis 6 Jahre                                             200,- €/Grabstelle 
 
2.   Erwerb eines Nutzungsrechtes für  
     eine Reihengrabstelle für Personen  
     ab 6 Jahre                                              600,- €/Grabstelle 
 
3.   Erwerb eines Nutzungsrechtes für  
     eine Wahlgrabstelle  
     mit einer Urnenbeisetzung                     800,- €/Grabstelle 
 
4.   Erwerb eines Nutzungsrechtes für  
     ein Urnenwahlgrab  
     für zwei Urnengrabstellen                              600,- €/Grab 
 
5.   Erwerb eines Nutzungsrechtes für  
     ein Urnenwahlgrab  
     für vier Urnengrabstellen                             1.000,- €/Grab 
 
6.   Erwerb eines Nutzungsrechtes für  
     eine Urnenreihengrabstelle                    400,- €/Grabstelle 
 
7.   Erwerb eines Nutzungsrechtes für  
     ein Stelendoppelgrab  
     in der Urnengemeinschaftsgrabanlage           600,- €/Grab 
 
8.   Erwerb eines Nutzungsrechtes für  
     ein anonymes Urnengrab in der  
     Urnengemeinschaftsgrabanlage                    300,- €/Grab 
 
9.   Verlängerung des Nutzungsrechtes für  
     eine Wahlgrabstelle  
     mit Urnenbeisetzung                        27,- €/Grabstelle/Jahr 
 
10. Verlängerung des Nutzungsrechtes für  
     eine Urnenwahlgrabstelle  
     für zwei Urnen                                  30,- €/Grabstelle/Jahr 
 
11. Verlängerung des Nutzungsrechtes für  
     eine Urnenwahlgrabstelle  
 
     für vier Urnen                                   50,- €/Grabstelle/Jahr 
12. Verlängerung des Nutzungsrechtes für  
     ein Stelendoppelgrab  
     in der Urnengemeinschaftsgrabanlage    30,- €/Grab/Jahr 
 
 

§ 5 
Benutzungsgebühren 

 
(1) Für die Benutzung der Friedhofskapellen wird eine Ge- 

bühr von 350,- € je Benutzung festgesetzt. 
 

(2) Für weitere in dieser Gebührensatzung nicht geregelte Be- 
nutzungs- und Unterhaltungsleistungen der Gemeinde 
werden privatrechtliche Entgelte nach dem tatsächlichen 
Aufwand im Einzelfall erhoben. 

 
 

§ 6 
Bestattungsgebühren 

 
(1) Für das Ausheben und Füllen eines Reihen- oder Wahl- 

grabes für Personen über 6 Jahre wird eine Gebühr von 
468,- € festgesetzt. 
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(2) Für das Ausheben und Füllen eines Urnengrabes wird ei- 
ne Gebühr von 93,50 € festgesetzt. 
 

(3) Sarg- und Urnenumbettungen werden nach tatsächlichem  
Aufwand abgerechnet. 

 
 

§ 7 
Beitreibung/ Billigkeitsregelung 

 
(1) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangs 

verfahren beigetrieben. 
 

(2) Die Gebühren können entsprechend § 11 Abs. 1 Nr. 5a  
NKAG i.V.m. § 222 AO bei Vorliegen einer erheblichen 
Härte für den Abgabenschuldner ganz oder teilweise ge-
stundet werden. 

 
(3) Die Gebühren können entsprechend § 11 Abs. 1 Nr. 5a  

NKAG i.V.m. § 227 AO bei Vorliegen einer unbilligen Härte 
für den Abgabenschuldner ganz oder teilweise erlassen 
werden. 

 
 

§ 8 
Sonstige Gebühren  

 
Die Gebühr für die Genehmigung von Grabmalen (Grabmal-
gebühr) wird auf 40,- € festgesetzt.  
 
 

§ 9 
Rechtsmittel 

 
Gegen die Festsetzung und Heranziehung auf Grund dieser 
Gebührensatzung kann der Gebührenschuldner innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides 
Klage beim Verwaltungsgericht Osnabrück, schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten eingelegt werden. Die 
Erhebung der Klage befreit nicht von der fristgerechten Zah-
lung nach § 80 Abs. 2 VwGO. 
 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Friedhofsgebührensatzung der Gemeinde Hilter am 
Teutoburger Wald tritt am 01.01.2021 in Kraft. Die Friedhofs-
gebührensatzung der Gemeinde Hilter am Teutoburger Wald 
vom 31.10.2013 tritt zum 31.12.2020 außer Kraft. 
 
 
Hilter a.T.W., den 11.12.2020                                                               
 

Gemeinde Hilter a.T.W. 
(Siegel)                             Schewski                                          

Bürgermeister 
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10. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung  
von Beiträgen und Gebühren 

für die öffentliche Wasserversorgung  
der Gemeinde Hilter am 

Teutoburger Wald vom 09.11.1993 
Wasserabgabensatzung 

Aufgrund der §§ 10 und 111 des Nieders. Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) und der §§ 5, 6 und 8 des Nieders. 
Kommunalabgabengesetzes in den jeweils zurzeit geltenden 
Fassungen hat der Rat der Gemeinde Hilter a.T.W. in seiner 
Sitzung am 10. Dezember 2020 folgende Änderungssatzung 
beschlossen: 
 
 

Artikel I 
§ 15  Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 

§ 15 
Gebührensätze 

 
(2) Die Wassergebühr beträgt 1,10 € je m³ (1,18 € einschl.  

USt.). 
 
 

Artikel II 
 
Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. 
 
 
Hilter a.T.W., den 11. Dezember 2020  
 
 

Gemeinde Hilter a.T.W. 
Schewski 

Bürgermeister 
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12. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung der Abgaben für die 

Abwasserbeseitigung der Gemeinde Hilter am 
Teutoburger Wald vom 09.11.1993 

Abwasserbeseitigungsabgabensatzung 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 111 des Nieders. Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG), der §§ 5, 6 und 8 des Nieders. 
Kommunalabgabengesetzes und des § 6 Abs. 1 des Nieders. 
Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz in den 
jeweils zurzeit geltenden Fassungen hat der Rat der Gemein-
de Hilter a.T.W. in seiner Sitzung am 10.12.2020 folgende Än-
derungssatzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
§ 15 erhält folgende Fassung: 
 
 

§ 15 
Gebührensätze 

 
Die Abwassergebühr beträgt: 
 
     a) bei der Schmutzwasserentsorgung               3,33 € / m³ 
 
     b) bei der Niederschlagswasserbeseitigung                         
                                                                         14,70 € / 50 m² 
 
 

Artikel II 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
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Hilter a.T.W., den 11.12.2020 
 
 

Gemeinde Hilter a.T.W. 
(Siegel)                             Schewski 

Bürgermeister 
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8. Änderungssatzung 

zur Satzung über die Erhebung von Gebühren  
für die dezentrale Abwasserbeseitigung  

der Gemeinde Hilter am Teutoburger Wald  
vom 19.10.1995 

 
 
Aufgrund der §§ 10 und 111 des Nieders. Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG), der §§ 5, 6 und 8 des Nieders. 
Kommunalabgabengesetzes und des § 6 Abs. 1 des Nieders. 
Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz in den 
jeweils zurzeit geltenden Fassungen hat der Rat der Gemein-
de Hilter a.T.W. in seiner Sitzung am 10.12.2020 folgende Än-
derungssatzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
§ 3 erhält folgende Fassung: 
 

§ 3 
Gebührensätze 

 
Die Abwassergebühr beträgt für die Abwasserbeseitigung aus 
 
     I.    Hauskläranlagen und abflusslose Gruben 
           je m³ entnommenen Fäkalschlammes bzw.  
           Abwasser                                                          38,53 € 
 
     II.   Je Grube wird zusätzlich eine Grundgebühr  
           von                                                                     50,00 € 
           erhoben. 
 

 
Artikel II 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
 
 
Hilter a.T.W., den 11.12.2020 
 
 
 

Gemeinde Hilter a.T.W. 
(Siegel)                             Schewski 

Bürgermeister 
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20. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung  

von Beiträgen und Gebühren für 
die öffentliche Wasserversorgung der 

Stadt Dissen am Teutoburger Wald vom 21.05.2001 
 

Wasserabgabensatzung (WAS) 

Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG)  in der Fassung vom 
17.12.2010 (Nieders. GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 27.03.20196 (Nieders. GVBI. S. 70) und der §§ 5, 
6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nieders. GVBI. S. 
121), hat der Rat der Stadt Dissen am Teutoburger Wald in 
seiner Sitzung am 14.12.2020 folgende Änderungssatzung 
beschlossen: 

 
Artikel I 

 
§ 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
 

§ 15  
Gebührensätze 

 
(2) Die Verbrauchsgebühr beträgt für das Jahr 2021 für jeden  

vollen cbm Wasser: 
 
 
                                       Nettobetrag                             Betrag 
                                                                             einschl. Ust. 
                                       1,08 EUR                        1,16 EUR  
 
 

Artikel II 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
 
 
Dissen am Teutoburger Wald, 14.12.2020 
 
 

Stadt Dissen am Teutoburger Wald 
(Siegel)                          Eugen Görlitz 

Bürgermeister 
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21. Änderungssatzung 

zur Satzung über die Erhebung der Abgaben  
für die Abwasserbeseitigung 

der Stadt Dissen am Teutoburger Wald  
vom 21.05.2001 

 
Abwasserbeseitigungsabgabensatzung (ABAS) 

 
Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG)  in der Fassung vom 
17.12.2010 (Nieders. GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch 
Gesetz  vom 27.03.2019 (Nieders. GVBI. S. 70), der §§ 5, 6 
und 8 des Nieders. Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in 
der Fassung vom 20.04.2017 (Nieders. GVBI. S. 121)und des 
§ 6 Abs. 1 des Nieders. Ausführungsgesetzes zum Ab-was-
serabgabengesetz (Nieders. AG AbwAG) in der Fassung vom 
24.03.1989 (Nieders. GVBI. S. 69) zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 20.11.2001 (Nieders. GVBI. S. 701) hat der Rat der 
Stadt Dissen am Teutoburger Wald in seiner Sitzung am 
14.12.2020 folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
§ 15 erhält folgende Fassung: 
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§ 15 
Gebührensätze 

 
Die Abwassergebühr beträgt für das Jahr 2021 bei der 
 
1.   Schmutzwasserentsorgung als 
     a)   Schmutzwasserleitungsgebühr                 0,68 EUR/m³ 
     b)   Kläranlagengebühr                                    0,55 EUR/m³ 
 
2.   Gebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung 
                                                               0,48 EUR/m² bzw. m³ 
 
 

Artikel II 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
 
 
Dissen am Teutoburger Wald, 14.12.2020  
 
 

Stadt Dissen am Teutoburger Wald 
(Siegel)                          Eugen Görlitz 

Bürgermeister 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2018 

der Niedersachsenpark GmbH 
 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft KMP Dr. Klein, Dr. Mönstermann 
+ Partner GmbH, Osnabrück, hat mit Datum vom 18. April 
2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt: 
 

Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Niedersachsenpark 
GmbH, Neuenkirchen-Vörden, -bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrech-
nung für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis zum 31. De-
zember 2018 sowie den Anhang, einschließlich der Darstel-
lung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Niedersach-
senpark GmbH, Neuenkirchen-Vörden, für das Geschäftsjahr 
vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2018 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnen Kenntnisse 
1.   entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we-
sent- 

lichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften  und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der 
Gesellschaft zum 31. Dezember 2018 sowie die ihrer Er-
tragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2018 und 

 
2.   vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild der Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-

chen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar.  

 
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes geführt 
hat.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 
des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiter-
gehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrecht-
lichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht dienen.  
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Auf-
sichtsrates für den Jahresabschluss und den Lagebe-
richt. 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den  deutschen für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-,  Finanz- und Er-
tragslage vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen –  beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmertätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmertätig-
keit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmertätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche und rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt. Ferne sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die 
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sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um 
ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im La-
gebericht erbringen zu können. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die  Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum La-
gebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angese-
hen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 
sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-
resabschlusses und des Lageberichts getroffenen wirtschaftli-
chen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Die Webseite des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
Osnabrück, den 18. April 2019 
 
 
Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich. 
 
Osnabrück, den 02.05.2019 
 
 

Rechnungsprüfungsamt         
des Landkreises Osnabrück 

 
i. A. Sonja Göhler 

 
Die Gesellschafterversammlung der Niedersachsenpark 
GmbH hat in der Sitzung am 13.05.2019 den Jahresabschluss 
zum 31.12.2018 festgestellt. Der entstandene Bilanzgewinn 
wird auf das Jahr 2019 vorgetragen. Dem Geschäftsführer 
Uwe Schumacher wurde für das Geschäftsjahr 2018 Entlas-
tung erteilt. 
 
Gemäß § 34 der Eigenbetriebsverordnung (EigBetr.VO) vom 
27. Januar 2011 in der z. Z.  gültigen Fassung werden der 

Feststellungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter-
versammlung über den Jahresabschluss 2018 öffentlich be-
kannt gemacht. Der Jahresabschluss und der Lagebericht der 
Niedersachsenpark GmbH für das Geschäftsjahr 2018 liegt 
vom Tage der Veröffentlichung für 7 Tage bei der Niedersach-
senpark GmbH, Braunschweiger Straße 15, 49434 Neuenkir-
chen-Vörden, während der Geschäftszeiten aus. 
 
Neuenkirchen-Vörden, den 24.11.2020 
 

Niedersachsenpark GmbH 
Uwe Schumacher 
Geschäftsführer                                                  
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2019 

der Niedersachsenpark GmbH 
 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft KMP Dr. Klein, Dr. Mönstermann 
+ Partner GmbH, Osnabrück, hat mit Datum vom 17. April 
2020 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt: 
 

Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Niedersachsenpark 
GmbH, Neuenkirchen-Vörden, – bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrech-
nung für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis zum 31. De-
zember 2019 sowie den Anhang, einschließlich der Darstel-
lung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Niedersach-
senpark GmbH, Neuenkirchen-Vörden, für das Geschäftsjahr 
vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2019 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnen Kenntnisse 
1.   entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Bundeslandes Niedersachsen (EigBetrVo 
Nds) i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschrift und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzla-
ge der Gesellschaft zum 31- Dezember 2019 sowie die ih-
rer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 11. Januar bis 
zum 31. Dezember 2019 und 

 
2.   vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild der Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eig-
BetrVo Nds. i. v. m. den deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten für Kapitalgesellschaften und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmä-
ßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes ge-
führt hat.  
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Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und den 
§§157 f. NKomVG i. V. m. § 29 EigBetrVo Nds. unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor-
schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 
des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiter-
gehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrecht-
lichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht dienen.  
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Auf-
sichtsrates für den Jahresabschluss und den Lagebe-
richt. 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der EigBe-
trVo Nds. i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in al-
len wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-,  Finanz- und Er-
tragslage vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen –  beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmertätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmertätig-
keit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmertätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche und rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den Vorschriften der EigBetrVo Nds. i. v. m. den ein-
schlägigen deutschen Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Fer-
ne sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vor-
kehrungen und Maßnahmen (Systeme) , die sie als  notwen-
dig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der 
EigBetrVo Nds. zu ermöglichen, und um ausreichende geeig-
nete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 
können.  
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des 

Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den Vorschriften  der EigBetrVo i. v. m. den einschlägi-
gen deutschen Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften entspricht und die  Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157 f. NKomVG unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 
 
Die Webseite des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
Osnabrück, den 17. April 2020 
 
 
Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich. 
 
Osnabrück, den 18.05.2020 

 
Rechnungsprüfungsamt         

des Landkreises Osnabrück 
i. A. Sonja Göhler 

 
Die Gesellschafter der Niedersachsenpark GmbH haben im 
Mai 2020 im schriftlichen Verfahren den Jahresabschluss zum 
31.12.2019 festgestellt. Der entstandene Bilanzgewinn wird 
auf das Jahr 2020 vorgetragen. Dem Geschäftsführer Uwe 
Schumacher wurde für das Geschäftsjahr 2019 Entlastung er-
teilt. 
 
Gemäß § 34 der Eigenbetriebsverordnung (EigBetr.VO) vom 
27. Januar 2011 in der z. Z.  gültigen Fassung werden der 
Feststellungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter-
versammlung über den Jahresabschluss 2019 öffentlich be-
kannt gemacht. Der Jahresabschluss und der Lagebericht der 
Niedersachsenpark GmbH für das Geschäftsjahr 2019 liegt 
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vom Tage der Veröffentlichung für 7 Tage bei der Niedersach-
senpark GmbH, Braunschweiger Straße 15, 49434 Neuenkir-
chen-Vörden, während der Geschäftszeiten aus. 
 
 
Neuenkirchen-Vörden, den 24.11.2020 
 

Niedersachsenpark GmbH 
Uwe Schumacher 
Geschäftsführer                                                         
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10. Änderungssatzung 
zur Satzung 

über die Erhebung der Abgaben für die 
Abwasserbeseitigung der Gemeinde Bad Rothenfelde 

(Abwasserbeseitigungsabgabensatzung) 
vom 17. Dezember 2020  

 
 

Auf Grund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.Dezem-
ber 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 
10 des Gesetzes vom 15. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 244), der 
§§ 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabenge-
setzes (NKAG) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
20. April 2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 24. Oktober 2019 (Nds. GVBl. S. 
309) und des § 6 des Niedersächsischen Ausführungsgeset-
zes zum Abwasserabgabengesetz (Nds. AG AbwAG) in der 
Fassung vom 24. März 1989 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geän-
dert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 20. November 2001 
(Nds. GVBl. S. 701) hat der Rat der Gemeinde Bad Rothen-
felde in seiner Sitzung am 17.12.2020 folgende Än-derungs-
satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
 
§ 15 - Gebührensätze - 
 
Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 
 
(1) Die Abwassergebühr für Schmutzwasser  
     beträgt                                                                2,10 €/m³. 
 
(2) Die Abwassergebühr für die Beseitigung von  
     Niederschlagswasser beträgt je Berechnungseinheit  
     jährlich                                                                   24,50 €. 
 
 

Artikel II 
 
Die 10. Änderungssatzung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 
 
 
Bad Rothenfelde, 17. Dezember 2020 
 
 

Gemeinde Bad Rothenfelde 
(Siegel)                           Rehkämper 

Bürgermeister 
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Jahresabschluss 2019 
des Abwasserbeseitigungsbetriebes  

der Gemeinde Bad Rothenfelde 
 
 
Der Jahresabschluss 2019 sowie der Lagebericht 2019 des 
Abwasserbeseitigungsbetriebes der Gemeinde Bad Rothen-
felde und seine ordnungsgemäße Geschäftsführung wurden 
durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Klein, Dr. Möns-
termann + Partner GmbH Osnabrück, gem. §§ 30 ff Eigbe-
trVO Nds. geprüft. Nach dem Ergebnis ihrer Prüfung hat sie 
mit Datum vom 28. August 2020 einen uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk erteilt. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Osnabrück hat 
den Bericht über die Jahresabschlussprüfung des Abwasser-
beseitigungsbetriebes der Gemeinde Bad Rothenfelde mit fol-
gendem Feststellungsvermerk versehen: 
 

Feststellungsvermerk 
 

Ergänzende Feststellungen des Rechnungsprüfungsamtes 
gemäß § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.    
 
Osnabrück, 17. Nov. 2020 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück            

(Siegel)                       i. A. Sonja Göhler 
 
 
Der Rat der Gemeinde Bad Rothenfelde hat in der Sitzung am 
17. Dezember 2020 folgenden Beschluss gefasst: 
 
„ Nach § 35 der Eigenbetriebsverordnung werden    
 
ð   der Jahresabschluss 2019 und der Lagebericht 2019 fest- 

gestellt. 
 
ð   Der Betriebsleitung für das Jahr 2019 Entlastung erteilt. 
 
ð   Der Jahresgewinn im Bereich „Schmutzwasser“  
     lautet zunächst über                                      154.007,26 €. 
     Von der Summe sind folgende Beträge  
     abzuziehen: 
     Eigenkapitalzinsen                                          82.609,03 €, 
     Zuführung zur Erneuerungsrücklage               73.794,05 €. 
     Der verbleibende Betrag von                            -2.395,82 € 
     wird in die Gebührenausgleichsrücklage eingestellt. 
 
ð  Der Jahresgewinn „Niederschlagswasser“ 
     lautet zunächst über                                        60.928,52 €. 
     Von der Summe sind folgende Beträge abzuziehen: 
     Eigenkapitalzinsen                                            7.984,20 €, 
     Zuführung zur Erneuerungsrücklage               61.750,34 €. 
     Der verbleibende Betrag von                          - 8.806,02 €. 
     wird in die Gebührenausgleichsrücklage  
     eingestellt. 
 
     Die Eigenkapitalzinsen von insgesamt             90.593,23 € 
     werden an den Haushalt der Gemeinde  
     abgeführt.“ 
 
      
Gem. § 36 EigBetrVO werden der Feststellungsvermerk und 
der Beschluss des Rates über den Jahresabschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
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Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen in der Zeit 
vom 04. Januar bis 13. Januar 2021 einschließlich zur Ein-
sichtnahme in der Gemeindeverwaltung Bad Rothenfelde, 
Zimmer 71, öffentlich aus. 
 
Bad Rothenfelde, 17. Dezember 2020 
 
 

Gemeinde Bad Rothenfelde 
(Siegel)                          Rehkämper                        

Bürgermeister 
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Jahresabschluss 2019 
des Wasserwerkes  

der Gemeinde Bad Rothenfelde 
 
 

Der Jahresabschluss 2019 sowie der Lagebericht 2019 des 
Wasserwerkes der Gemeinde Bad Rothenfelde und seine ord-
nungsgemäße Geschäftsführung wurden durch die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Dr. Klein, Dr. Mönstermann + 
Partner GmbH Osnabrück, gem. §§ 30 ff EigbetrVO Nds. ge-
prüft. Nach dem Ergebnis ihrer Prüfung hat sie mit Datum vom 
28. August 2020 einen uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk erteilt. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Osnabrück hat 
den Bericht über die Jahresabschlussprüfung des Wasser-
werkes der Gemeinde Bad Rothenfelde mit folgendem Fest-
stellungsvermerk versehen: 

 
Feststellungsvermerk 

 
Ergänzende Feststellungen des Rechnungsprüfungsamtes 
gemäß § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich. 
 
Osnabrück, 17. Nov. 2020 
 
 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück           

(Siegel)                       i. A. Sonja Göhler 
 
 
Der Rat der Gemeinde Bad Rothenfelde hat in der Sitzung am 
17. Dezember 2020 folgenden Beschluss gefasst:  
 
„ Nach § 35 der Eigenbetriebsverordnung werden der Jahres-
abschluss des Wasserwerkes der Gemeinde Bad Rothenfelde 
vom 31. Dezember 2019 in der Fassung des Prüfungsberich-
tes der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft/Steuerberatungsge-
sellschaft Dr. Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH, Osna-
brück, vom 28. August 2020 sowie der Lagebericht 2019  
 
ð   vom Rat festgestellt. 
 
ð   Der Betriebsleitung wird für das Jahr 2019 Entlastung er- 

teilt. 
 
ð   Der Mindestgewinn von                                   57.456,85 € 
     wird in die allgemeine Rücklage eingestellt.  
     Die Differenz zum Jahresgewinn  
     = 91.074,11 € von                                            33.617,26 € 
     wird dem Sonderposten für den  
     Gebührenausgleich zugeführt“ 

Gem. § 36 EigBetrVO werden der Feststellungsvermerk und 
der Beschluss des Rates über den Jahresabschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen in der Zeit 
vom 04. Januar bis 13. Januar 2021 einschließlich zur Ein-
sichtnahme in der Gemeindeverwaltung Bad Rothenfelde, 
Zimmer 71, öffentlich aus.   
 
Bad Rothenfelde, 17. Dezember 2020 

 
Gemeinde Bad Rothenfelde 

(Siegel)                           Rehkämper 
Bürgermeister 
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5. Satzung 
zur Änderung der Gebührensatzung  

für die Straßenreinigung 
in der Gemeinde Bad Rothenfelde 

(Straßenreinigungsgebührensatzung) 
vom 17.12.2020 

 
 
Auf Grund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. S. 244), des 
§ 52 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) in der 
Fassung vom 24. September 1980 (Nds. GVBl. S. 359), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 20.06.2018 (Nds. GVBl. S. 
112) und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgaben-
gesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20. April 2017 (Nds. 
GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Okto-
ber 2019 (Nds. GVBl. S. 309) hat der Rat der Gemeinde Bad 
Rothenfelde in seiner Sitzung am 17.12.2020 folgende Sat-
zung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
§ 4 erhält folgende Fassung: 
 
Die Straßenreinigungsgebühr beträgt jährlich 1,80 € je Meter 
Straßenfront. 
 
Bei Hinterliegergrundstücken beträgt die Gebühr 1,56 € pro 
laufenden Meter Frontlänge. 
 
 

Artikel II 
 
Die Satzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. 
 
 
Bad Rothenfelde, 17.12.2020 
 
 

Gemeinde Bad Rothenfelde 
Rehkämper         

Bürgermeister 
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Satzung 
der Gemeinde Bad Laer über die Umlegung  



538

von Beiträgen für den Unterhaltungsverband  
Nr. 96 "Hase-Bever" 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. Sei-
te 244), sowie des § 65 des Niedersächsischen Wassergeset-
zes (NWG) vom 19.02.2010, zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 20.05.2019 (Nds. GVBl. Seite 88), hat der Rat der Ge-
meinde Bad Laer in seiner Sitzung am 10.12.2020 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

 
§ 1 

Allgemeines 
 

(1) Die Gemeinde Bad Laer ist gemäß den §§ 63 und 64  
NWG Mitglied des Unterhaltungsverbandes Nr. 96 "Hase-
Bever". 
 

(2) Gemäß §§ 28 ff. Wasserverbandsgesetz (WVG) vom  
12.02.1991, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15.05.2002 (BGBl. I S. 1578) ist die Gemeinde Bad Laer 
verpflichtet, an den Verband Beiträge zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu leisten. 

 
(3) Der Verband erhebt diese Beiträge nach Maßgabe seiner  

Satzung und seiner Veranlagungsregeln. 
 
(4) Die von der Gemeinde an den Verband zu zahlenden Bei- 

träge gliedern sich auf in Flächenbeiträge und in Er-
schwernisbeiträge. Der Satz für den Flächenbeitrag wird in 
der Einheit Euro/ha (Hektarsatz) ausgedrückt. Der Satz für 
den Erschwernisbeitrag und den Ersatz der Mehrkosten 
hat die Einheit Euro/ha-Gleichwert. 

 
 

§ 2 
Gegenstand der Umlage 

 
(1) Die von der Gemeinde Bad Laer an den Unterhaltungsver- 

band zu entrichtenden Flächenbeiträge werden nach fol-
genden Bestimmungen auf die Eigentümer der im Ge-
meindegebiet gelegenen und zum Verbandsgebiet gehö-
renden Grundstücke, die nicht an die gemeindliche Re-
genwasserkanalisation angeschlossen sind, umgelegt. 

 
(2) Erschwernisbeiträge werden nicht umgelegt. Die Gemein- 

de Bad Laer trägt diese Erschwernisbeiträge selbst. 
 
 

§ 3 
Umlageschuldner 

 
(1) Zur Zahlung der Umlage ist jeder Eigentümer eines im Ge- 

meindegebiet gelegenen und zum Verbandsgebiet gehö-
renden Grundstücks verpflichtet. 

 
(2) Gehört das Grundstück mehreren Eigentümern, so haften  

diese als Gesamtschuldner. 
 

(3) Für die Eigentumsverhältnisse ist der 1. Januar des Jah- 
res maßgebend, für den die Umlage erhoben wird. 

 
(4) Eine Vereinbarung zwischen dem Eigentümer und dem  

zur Benutzung des Grundstücks Berechtigten (z. B. Erb-
bauberechtigter, Nießbrauchberechtigter, Pächter, Mieter), 
nach der der Berechtigte die Umlage tragen soll, befreit 

den Grundstückseigentümer gegenüber der Gemeinde 
Bad Laer nicht von seiner Zahlungsverpflichtung. 

 
 

§ 4 
Umlagehöhe 

 
(1) Die Beiträge, die die Gemeinde Bad Laer an den Unterhal- 

tungsverband zu zahlen hat, werden von diesem jährlich 
je Hektar festgesetzt (Hektarsatz). 

 
(2) Der auf den jeweiligen Grundstückseigentümer nach die- 

ser Satzung entfallende Umlagebetrag wird mit 13,00 Euro 
je Hektar Grundstücksfläche, mindestens jedoch 6,00 
Euro je Grundstückseigentümer festgesetzt. 

 
 

§ 5 
Fälligkeit der Umlage 

 
Die Umlage ist jeweils zum 1. Juli eines jeden Jahres für das 
gesamte Jahr zu entrichten. Voraussetzung ist, dass die Ge-
meinde Bad Laer dem Grundstückseigentümer bis zu diesem 
Zeitpunkt einen Umlagebescheid zugestellt hat. Rückständige 
Umlagen werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrie-
ben. 
 
 

§ 6 
Billigkeitsmaßnahmen 

 
Stellt die Erhebung der Umlage im Einzelfall für die betroffe-
nen Grundstückseigentümer eine besondere Härte dar, so 
kann die Gemeinde Bad Laer dem Grundstückseigentümer 
die Umlage aus Billigkeitsgründen stunden, ermäßigen oder 
erlassen. 
 

§ 7 
Datenverarbeitung 

 
(1) Die zur Ermittlung der Umlagepflicht, zur Festsetzung, Er- 

hebung und Vollstreckung des Beitrags nach dieser Sat-
zung erforderlichen personen- und grundstücksbezoge-
nen Daten werden von der Gemeinde Bad Laer gemäß Ar-
tikel 6 Abs. 1 Buchstabe e Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) in Verbindung mit § 1 Abs. 6 und § 3 des Nie-
dersächsischen  Datenschutzgesetzes (NDG) in Verbin-
dung mit § 11 Niedersächsischen Kommunalabgaben-ge-
setz (NKAG) und den dort genannten Bestimmungen der 
Abgabenordnung (AO) erhoben und verarbeitet. Eine Da-
tenerhebung beim Finanzamt, beim Vollstreckungsgericht, 
beim Amtsgericht (Handelsregister und Grundbuch), beim 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Nie-
dersachsen (Katasteramt), bei den Sozialversicherungs-
trägern, der Rentenversicherung und bei den für das Ein-
wohnermeldewesen, Bauwesen, Ordnungsrecht sowie Fi-
nanzwesen zuständigen Dienststellen der Gemeinde Bad 
Laer und anderer Städte und Gemeinden erfolgt, soweit 
die Sachverhaltsaufklärung durch den Steuerpflichtigen 
nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 
Abs. 1. S. 3 AO). 

 
(2) Erhobene Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stel- 

le nur zum Zweck der Beitragsfestsetzung, -erhebung und 
-vollstreckung nach dieser Satzung oder zur Durchführung 
eines anderen Abgabenverfahrens, das dieselbe/densel-
ben Abgabenpflichtige/n betrifft, verarbeitet werden. Tech-
nische und organisatorische Maßnahmen des Daten-
schutzes und der Datensicherheit nach Artikel 25 und 32 
DSGVO sind getroffen worden. 
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(3) Die personenbezogenen Daten werden zur Erfüllung ge- 
setzlicher Aufbewahrungspflichten gemäß der AO, dem 
NKAG bzw. der Verordnung über die Aufstellung und Aus-
führung des Haushaltsplans sowie die Abwicklung der 
Kassengeschäfte der Kommunen (KomHKVO) in der Re-
gel nach zehn Jahren gelöscht. 

 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung ersetzt die bisherige Satzung in der Fassung 
der 6. Änderungssatzung vom 13.12.2012 und tritt am 
01.01.2021 in Kraft. 
 
 
Bad Laer, 10.12.2020 
 

Gemeinde Bad Laer 
Der Bürgermeister 

(Siegel)                       Tobias Avermann 
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1. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen  

und Gebühren für die öffentliche Wasserversorgung  
der Gemeinde Bad Laer vom 27.11.2019 

- Wasserabgabensatzung - 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. S. 
244), und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309), hat der Rat der 
Gemeinde Bad Laer in seiner Sitzung am 10.12.2020 folgende 
1. Änderungssatzung zur Wasserabgabensatzung vom 
27.11.2019 beschlossen: 
 

 
Artikel 1 

 
§ 14 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 
Die verbrauchsabhängige Leistungsgebühr beträgt 1,47 Euro 
je Kubikmeter (m³) zuzüglich der jeweils gültigen gesetzlichen 
Umsatzsteuer. 
 
 

Artikel 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
 
 
Bad Laer, 10.12.2020 
 
 

Gemeinde Bad Laer 
Der Bürgermeister 

(Siegel)                       Tobias Avermann 
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18. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung von Abgaben  

für die Abwasserbeseitigung (Schmutzwasser)  
der Gemeinde Bad Laer 

- Abwasserbeseitigungsabgabensatzung  
Schmutzwasser - 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. S. 
244), und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24.10.2019 (Nds. GVBI. S. 309), hat der Rat der 
Gemeinde Bad Laer in seiner Sitzung am 10.12.2020 folgende 
18. Änderungssatzung zur Abwasserbeseitigungsabgabensat-
zung Schmutzwasser vom 04.07.1994 beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 15 - Gebührensatz - erhält folgende Fassung: 
 
Die Abwassergebühr beträgt 3,20 Euro je Kubikmeter (m³). 

 
Artikel 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
 
Bad Laer, 10.12.2020 
 
 

Gemeinde Bad Laer 
Der Bürgermeister 

(Siegel)                       Tobias Avermann 
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17. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung von Abgaben  

für die Abwasserbeseitigung 
(Niederschlagswasser) der Gemeinde Bad Laer 

- Abwasserbeseitigungsabgabensatzung 
Niederschlagswasser - 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. S. 
244), und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24.10.2019 (Nds. GVBI. S. 309), hat der Rat der 
Gemeinde Bad Laer in seiner Sitzung am 10.12.2020 folgende 
17. Änderungssatzung zur Abwasserbeseitigungsabgabensat-
zung Niederschlagswasser vom 04.07.1994 beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 15 erhält folgende Fassung: 
 
Die Abwassergebühr beträgt 17,96 Euro je 50 Quadratmeter 
(m²). 
 

Artikel 2 
 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
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Bad Laer, 10.12.2020 
 
 

Gemeinde Bad Laer 
Der Bürgermeister 

(Siegel)                       Tobias Avermann 
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Bekanntmachung 
des Jahresabschlusses  

der Gemeinde Wallenhorst  
für das Haushaltsjahr 2019 

 
 
Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2019 wurde durch 
das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Osnabrück ge-
prüft. Der Rat der Gemeinde Wallenhorst hat in seiner Sitzung 
am 03.12.2020 folgenden Beschluss zum Endergebnis ge-
fasst: 
 
 
a)   Ergebnisrechnung 
     jeweils Gesamtbetrag 
      
     der ordentlichen Erträge                               43.198.302,03 
     der ordentlichen Aufwendungen                   40.962.250,83 
 
     ordentliches Ergebnis                                    2.236.051,20 
 
     der außerordentlichen Erträge                          434.694,56
     der außerordentlichen Aufwendungen                         0,00 
 
     außerordentliches Ergebnis                              434.694,56 
 
     Jahresergebnis                                             2.670.745,76 
 
b)  Finanzrechnung 
     jeweils Gesamtbetrag          
 
     Einzahlungen aus lfd.  
     Verwaltungstätigkeit                                      41.255.260,14 
     Auszahlungen aus lfd.  
     Verwaltungstätigkeit                                      35.155.420,65
      
     Saldo lfd. Verwaltungstätigkeit                       6.099.839,49 
 
     Einzahlungen für Investitionstätigkeit             1.064.303,40
     Auszahlungen für Investitionstätigkeit          10.551.433,57 
      
     Saldo Investitionstätigkeit                              -9.487.130,17 
 
     Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit      2.844.000,00
     Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit     1.182.714,91 
 
                              
     Saldo Finanzierungstätigkeit                         1.661.285,09 
 
     haushaltsunwirksame Einzahlungen             2.087.074,63
     haushaltsunwirksame Auszahlungen            2.399.547,34 
      
     Saldo haushaltsunwirksame Vorgänge           -312.472,71 
 
     Anfangsbestand Zahlungsmittel                     5.446.409,52 
     Endbestand Zahlungsmittel                           3.407.931,22 
 
 
c) Bilanz zum 31.12.2019 

 I. Aktiva 
     1. Immaterielles Vermögen                            6.590.909,16 
     2. Sachvermögen                                      124.338.881,78  
     3. Finanzvermögen                                       7.396.052,78 
     4. Liquide Mittel                                              3.407.931,22 
     5. Aktive Rechnungsabgrenzung                      273.845,09
                                                                         142.007.620,03
                     
II. Passiva 
     1. Nettoposition                                          101.850.781,84
     2. Schulden                                                 21.653.189,93
     3. Rückstellungen                                       18.308.839,00 
     4. Passive Rechnungsabgrenzung                  194.809,26 
                                                                         142.007.620,03 
            
 
Der Überschuss des ordentlichen Ergebnisses in Höhe von 
2.236.051,20 € wird der Überschussrücklage für das ordentli-
che Ergebnis zugeführt. Der Überschuss des außerordentli-
chen Ergebnisses in Höhe von 434.694,56 € wird der Rückla-
ge aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses zu-
geführt. 
 
Aufgrund des § 129 I 3 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes wird dem Bürgermeister die Entlastung für 
das Haushaltsjahr 2019 erteilt. 
 
Ich gebe diesen Beschluss öffentlich bekannt. 
 
 
Der Jahresabschluss 2019 und der Schlussbericht des Rech-
nungsprüfungsamtes liegen in der Zeit vom 04. Januar 2021 
bis 14. Januar 2021 im Rathaus, Rathausallee 1, 49134 Wal-
lenhorst, Zimmer 2.30, zur Einsicht öffentlich aus. 
 
(Siegel)                            Steinkamp                                          

Der Bürgermeister 
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Änderungsatzung  
(16. Änderung)  

zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen und 
Gebühren für die Abwasserbeseitigung der  

Gemeinde Wallenhorst, Landkreis Osnabrück,  
(Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung)  

vom 27. November 1990 
 
 

Aufgrund der §§ 10, 13, 58 und 111 des Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17. Dezember 2010 zuletzt geändert am 15.07.2020 
(Nds. GVBl. S. 244) und der §§ 1, 2, 5 und 6 des Niedersäch-
sischen Kommunalabgabengesetztes (NKAG) in der Fassung 
vom 20. April 2017 zuletzt geändert am 24.10.2019 (Nds. 
GVBl. S. 309) hat der Rat der Gemeinde Wallenhorst in seiner 
Sitzung am 03.12.2020 folgende Änderungssatzung be-
schlossen: 
 

Artikel III 
 

§ 13 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
(2) Die Niederschlagswassergebühr setzt sich aus einer  

Grundgebühr und einer Benutzungsgebühr zusammen. 
Die Grundgebühr wird für überbaute Grundstücksfläche 
bis 200 m² in Höhe von 22,50 € / Jahr und je weitere an-
gefangene 20 m² überbaute Grundstücksfläche zuzüglich 
2,25 € / Jahr festgesetzt. 
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Die Benutzungsgebühr wird für eine überbaute Grund-
stücksfläche bis 200 m² auf 11,50 € / Jahr und je weitere 
angefangene 20 m² überbaute Grundstücksfläche auf zu-
züglich 1,15 € / Jahr festgesetzt. 

 
 

Artikel IV 
 

Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2021 in Kraft. 
 
 
Wallenhorst, 03.12.2020                                                          
                 

Gemeinde Wallenhorst 
(Siegel)                            Steinkamp 

Bürgermeister 
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Verordnung  

über die Festsetzung der Marktwaren  
auf den Wochenmärkten der Stadt Bramsche  

 
 
Aufgrund der § 58 Abs. 1 Ziffer 5 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. Seite 576), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 15. Juli 2020 (Nds. 
GVBl. Seite 244), § 67 Absatz 2 der Gewerbeordnung in der 
Fassung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I 
S. 1403) und § 1 Absatz 1 der Verordnung über Zuständigkei-
ten auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts sowie in anderen 
Rechtsgebieten vom 18. November 2004 (Nds. GVBl. S. 482), 
zuletzt geändert am 03. Februar 2020 (Nds. GVBl. S. 23) hat 
der Rat der Stadt Bramsche in seiner Sitzung am 03. Dezem-
ber 2020 die folgende Verordnung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
(1) Zur Anpassung des Wochenmarktes der Stadt Bramsche  

an die wirtschaftliche Entwicklung die örtlichen Bedürfnis-
se der Verbraucher wird bestimmt, dass auf dem Wochen-
markt über die in § 67 Abs. 1 der Gewerbeordnung ge-
nannten Waren hinaus folgende Waren feilgeboten wer-
den dürfen: 

     01. Oberbekleidung, 
     02. Lederwaren, 
     03. Korb-, Bürsten- und Holzwaren, 
     04. Haushaltswaren des täglichen Bedarfs, 
     05. Reinigungs- und Putzmittel, 
     06. Kurzwaren, 
     07. Toilettenartikel einfacher Art, 
     08. Blumenarrangements und Kränze, 
     09. Bäume und Sträucher in Töpfen nur bis zu 80 cm  
           Höhe, 
     10. Kleingartenbedarf und Blumenpflegemittel, 
     11. künstliche Blumen, 
     12. Kleintextilien, 
     13. Hausschuhe, Sandalen und Badeschuhe, 
     14. Modeschmuck, soweit er durch die Gewerbeordnung  

im Reisegewerbe zugelassen ist, 
     15. Kleinspielwaren. 
  

Daneben sind ausnahmsweise Imbissstände mit Aus-
schank alkoholfreier Getränke zugelassen. 

(2) Andere als die vorstehend aufgeführten Gegenstände dür- 
fen weder ausgelegt noch feilgeboten oder verkauft wer-
den. 

 
§ 2 

 
Diese Verordnung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
 
Bramsche, den 03.12.2020 
 
 

Stadt Bramsche 
(Siegel)                             Pahlmann 

Bürgermeister 
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Satzung  
der Stadt Bramsche  

über den Wochenmarkt und die Jahrmärkte 
(Marktsatzung) 

 
 

Aufgrund der §§ 10,11 und 58 Abs. 1 Ziffer 5 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 
Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. Seite 576), zu-
letzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 15. Juli 
2020 (Nds. GVBl. Seite 244) und § 18 Absatz 1 Satz 2 des 
Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) in der Fassung 
vom 24.September 1980 (Nds. GVBl. S. 359), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 20.06.2018 (Nds. 
GVBl. S. 112) hat der Rat der Stadt Bramsche in seiner Sit-
zung am 03. Dezember 2020 die folgende Satzung beschlos-
sen: 
 
 

§ 1 
Standorte und Zeiten der Märkte 

 
(1) Die Stadt Bramsche betreibt den Wochenmarkt sowie den  

Frühjahrs- und Herbstjahrmarkt (Kirmessen) als öffentli-
che Einrichtungen. 

 
(2) Für den Wochenmarkt sowie den Frühjahrs- und Herbst- 

jahrmarkt gelten die von der Stadt Bramsche gemäß § 69 
der Gewerbeordnung festgesetzten Markttage, Öffnungs-
zeiten und Marktplätze. 

 
 

§ 2 
Markthoheit 

 
(1) Der Gemeingebrauch an den öffentlichen Straßen, Wegen  

und Plätzen auf den Märkten wird während der Marktzei-
ten einschließlich der Auf- und Abbauzeiten so weit einge-
schränkt, wie es für den Betrieb der Märkte nach den Be-
stimmungen dieser Marktsatzung erforderlich ist. 

 
(2) Der Fahrzeug- und Fußgängerverkehr auf den Märkten  

geht während der Marktzeiten, einschließlich der Auf- und 
Abbauzeiten, den übrigen öffentlichen Verkehrsbelangen 
vor. 

 
 

§ 3 
Marktbehörde 

 
Marktbehörde ist die Stadt Bramsche. Den Beauftragten der 
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Marktbehörde ist jederzeit Zutritt zu den Geschäften zu ge-
statten. Den Anordnungen der Beauftragten der Marktbehör-
de hat jeder am Marktverkehr Beteiligte Folge zu leisten. 
 
 

§ 4 
Wochenmarkt 

 
(1) Der Wochenmarkt soll sich durch ein vielfältiges Angebot  

der zugelassenen Waren auszeichnen. 
 
(2) Auf dem Wochenmarkt ist der Verkauf der in § 67 Abs. 1  

GewO aufgeführten sowie der nachfolgenden Waren zu-
gelassen: 

     - Oberbekleidung, 
     - Lederwaren, 
     - Korb-, Bürsten- und Holzwaren, 
     - Haushaltswaren des täglichen Bedarfs, 
     - Reinigungs- und Putzmittel, 
     - Kurzwaren, 
     - Toilettenartikel einfacher Art, 
     - Blumenarrangements und Kränze, 
     - Bäume und Sträucher in Töpfen nur bis zu 80 cm Höhe, 
     - Kleingartenbedarf und Blumenpflegemittel, 
     - künstliche Blumen, 
     - Kleintextilien, 
     - Hausschuhe, Sandalen und Badeschuhe, 
     - Modeschmuck, soweit er durch die Gewerbeordnung im  

Reisegewerbe zugelassen ist, 
     - Kleinspielwaren. 
 

Daneben sind ausnahmsweise Imbissstände mit Aus-
schank alkoholfreier Getränke zugelassen. 

 
(3) Speisen und Getränke dürfen nur in wiederverwendbaren  

Verpackungen und Behältnissen (z.B. Porzellan, Glas, 
Mehrwegkunststoffe usw.) oder in Holzwarenpressge-
schirr, Pappträgern mit und ohne Pergamentbeschichtung 
oder Pergamenttüten abgegeben werden. Milch, Zucker, 
Senf u.a. dürfen nicht in Einportionspackungen, sondern 
nur in Spendern zur Verfügung gestellt werden. 
Einwegbehältnisse und -geschirr wie Getränkedosen und 
-flaschen, Kunststoff- oder folienbeschichtetes Geschirr, 
Büchsen, Becher und Teller aus Polystyrol sowie Getränke 
aus Verbundverpackungen (Tüten und Kartons) dürfen 
nicht angeboten bzw. verwendet werden, sofern dieses 
wirtschaftlich zumutbar ist. Die Stadt kann Ausnahmen 
von diesen Beschränkungen zulassen, sofern das mit 
Rücksicht auf besondere Anforderungen an Hygienebe-
dingungen angezeigt ist. 

 
 

§ 5 
Jahrmärkte 

 
Auf den Jahrmärkten sind der Verkauf und die Tätigkeiten 
nach § 68 Abs. 2 und 3 GewO zulässig. 
 
 

§ 6 
Zulassung zu den Märkten,  

Anträge und Verfahren 
 
(1) Jede Person, die auf einem der zugelassenen Märkte  

Waren oder Leistungen anbieten will (Marktbeschickerin-
nen und Marktbeschicker), bedarf hierzu einer Erlaubnis 
der Stadt. Diese ist nicht übertragbar. 

 
(2) In der Bewerbung auf Zulassung zum Wochenmarkt sind  

die Art und die Größe des Geschäftes anzugeben und ein 
Lichtbild des Geschäftes beizufügen. 

 
(3) Für das Bewerbungsverfahren bzgl. der Jahrmärkte wird  

auf die jeweils gültigen Richtlinien der Stadt Bramsche 
über die Zulassung zu den Kirmessen verwiesen.  

 
(4) Die Zuweisung eines Standplatzes für den Wochenmarkt  

kann für einen Markttag (Tageserlaubnis) oder für einen 
bestimmten Zeitraum (Dauererlaubnis) beantragt werden.  

 
(5) Die Zuweisung eines Standplatzes kann aus sachlich ge- 

rechtfertigten Gründen versagt werden. Ein Grund zur Ver-
sagung liegt insbesondere dann vor, wenn 

     a)   der zur Verfügung stehende Platz nicht ausreicht 
     b)   das Waren- und Leistungsangebot nicht den Voraus- 

setzungen des § 4 entspricht 
     c)   Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Be- 

werber die für die Teilnahme an Märkten erforderliche 
Zuverlässigkeit nicht besitzt 

 
(6) Die Erlaubnis kann jederzeit aus wichtigem Grund wider- 

rufen oder zurückgenommen werden. Sie kann insbeson-
dere widerrufen oder zurückgenommen werden, 

     a)   festgesetzte Gebühren nicht gezahlt wurden 
     b)   die Nutzung des Marktstandes die öffentliche Sicher- 

heit und Ordnung oder andere öffentliche Interessen 
gefährden würde, 

     c)   nachträglich die Voraussetzungen für die Erteilung der  
Erlaubnis entfallen bzw. im Nachhinein bekannt wird, 
dass die Voraussetzungen bei der Erteilung nicht vor-
lagen, 

     d)   Bedingungen und Auflagen nicht erfüllt werden, 
     e)   gegen die Bestimmungen dieser Marktsatzung (insbe- 

sondere zur pfleglichen Behandlung und Reinhaltung 
des Marktes) verstoßen wird. 

 
(7) Marktbeschickerinnen und Marktbeschicker, deren Erlaub- 

nis widerrufen oder zurückgenommen wurde, haben den 
eingenommenen Standplatz unverzüglich zu räumen. 
Über den Standplatz darf die Stadt sofort anderweitig ver-
fügen. 

 
 

§ 7  
Standplätze auf den Märkten 

 
(1) Die Stadt weist den Marktbeschickerinnen und Marktbe- 

schickern einen Standplatz zu. Es besteht kein Anspruch 
auf die Zuweisung eines bestimmten Standplatzes. 

 
(2) Für die Jahrmärkte wird vor Marktbeginn von der Stadt ein  

Belegungsplan aufgestellt. Die konkrete Platzverteilung 
wird vor Ort durchgeführt.  

 
(3) Marktbeschickerinnen und Marktbeschicker dürfen nur die  

zugewiesenen Flächen nutzen. Dies gilt sowohl für den 
Verkauf, als auch die Lagerung. Durchgangsflächen müs-
sen freigehalten werden. 

 
(4) Marktbeschickerinnen und Marktbeschicker müssen den  

Marktstand während der Marktzeit durchgehend geöffnet 
halten und bei Dunkelheit beleuchten. 

 
 

§ 8 
Aufbau und Abbau der Märkte 

 
(1) Die Geschäfte dürfen erst nach Zuweisung des Standplat- 
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zes aufgebaut werden. Mit dem Aufbau darf auf den Wo-
chenmärkten frühestens eine Stunde vor Beginn des 
Marktes und auf den Jahrmärkten frühestens nach der 
Platzverteilung begonnen werden. 

 
(2) Während der Marktzeiten sind Auf- und Abbauten nicht ge- 

stattet. Fahrzeuge, die nicht unmittelbar dem Geschäfts-
betrieb dienen, insbesondere PKW, Zug- und Lieferfahr-
zeuge, dürfen während des Marktes nicht auf dem Markt-
gelände abgestellt werden. 

 
(3) Die Standplätze sind bei dem Wochenmarkt unverzüglich  

nach Beendigung der Marktzeit, bei Jahrmärkten spätes-
tens am zweiten Tage danach, zu räumen. Ist dieser Tag 
bei Jahrmärkten ein gesetzlicher Feiertag, so verschiebt 
sich diese Frist entsprechend. Die Durchführung von Ab-
bauarbeiten ist bei Jahrmärkten nach 23.00 Uhr untersagt. 
Die Standplätze sind in dem Zustand zu verlassen, in dem 
sie übernommen worden sind. 

 
(4) In begründeten Ausnahmefällen kann die Marktbehörde  

Ausnahmen von den vorstehenden Regelungen zulassen. 
 
(5) Ist bis zum Marktbeginn ein Standplatz nicht bezogen wor 

den oder wird er nach Marktbeginn geräumt, kann die 
Stadt über den Standplatz anderweitig verfügen. Erstat-
tungsansprüche können in diesen Fällen nicht geltend ge-
macht werden. 

 
 

§ 9 
Anforderungen an die Geschäftseinrichtungen 

 
(1) Vor Marktbeginn ist an den Marktständen ein deutlich  

sichtbares Schild in der Mindestgröße von 20 cm x 30 cm 
anzubringen, aus dem in lesbarer Schrift Vor- und Zuname 
sowie Wohnort der Marktbeschickerin oder des Marktbe-
schickers hervorgeht. 

 
(2) Vordächer von Verkaufseinrichtungen dürfen den zuge- 

wiesenen Standplatz nur nach der Verkaufsseite und nur 
höchstens 1,50 m überragen. Sie müssen eine lichte Höhe 
von mindestens 2,20 m, gemessen ab Platzoberkante, ha-
ben. 

 
(3) Alle Betriebseinrichtungen müssen standfest sein und dür- 

fen nur so aufgestellt werden, dass die Platzoberfläche 
nicht beschädigt wird. Sie dürfen ohne Erlaubnis der Be-
auftragten der Marktbehörde weder an Bäumen und 
Schutzvorrichtungen noch an Verkehrs-, Energie-, Fern-
sprech- oder ähnlichen Einrichtungen befestigt werden. 
Sie müssen während der Marktzeit geöffnet und bei Dun-
kelheit beleuchtet sein. 

 
(4) In den Gängen und Durchfahrten sowie zwischen den  

Marktständen dürfen Leergut, Waren, Gerätschaften und 
ähnliches nicht abgestellt werden. Stapel von Waren, Kis-
ten und ähnliches dürfen nicht höher als 1,40 m sein. 

 
(5) Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber fliegender Bau- 

ten müssen im Besitz der vorgeschriebenen Bauscheine 
und gültigen Prüfbücher sein. Fahrgeschäfte aller Art müs-
sen vor Beginn des Marktes durch die Bauaufsichtsbehör-
de abgenommen werden. Die Betriebsinhaberin oder der 
Betriebsinhaber müssen bei der Bauabnahme zugegen 
sein. 

 
(6) Das Anbringen von Schildern, Anschriften und Plakaten  

sowie sonstige Reklame ist nur soweit gestattet, als die 

Reklame mit dem jeweiligen Geschäftsbetrieb in Verbin-
dung steht und dem Charakter der Veranstaltung ent-
spricht. 

 
§ 10 

Verhalten auf den Märkten 
 
(1) Jede Person auf dem Markt hat sich an diese Marktsat- 

zung und die sonstigen geltenden Bestimmungen zu hal-
ten. Anordnungen der Stadt auf den Märkten ist unverzüg-
lich Folge zu leisten. 

 
(2) Fahrzeuge sind grundsätzlich außerhalb des Marktes ab- 

zustellen. Ausnahmen können zugelassen werden, insbe-
sondere, wenn die Verkehrslage dies vor Ort erfordert und 
wenn eine Zuweisung auf die entsprechende Fläche er-
folgt ist. 

 
(3) Fahrräder dürfen auf dem Markt nur geschoben werden. 
 
(4) Hunde sind auf dem Wochenmarkt nicht zugelassen. Aus- 

genommen sind Blindenführhunde sowie Behindertenbe-
gleithunde. Auf den Jahrmärkten und dem Wochenmarkt 
sind sie stets an der Leine zu führen. 

 
 

§ 11 
Reinigung 

 
(1) Die zugewiesenen Standplätze sind besenrein zu verlas- 

sen. Auch der entstehende Kehricht der Schlussreinigung 
ist von den Marktbeschickerinnen und Marktbeschickern 
zu entsorgen. 

 
(2) Abfälle jeglicher Art – insbesondere auch Kisten/Kartons  

mit ganz oder teilweise nicht mehr marktfähigen Waren - 
dürfen weder auf die Märkte gebracht, noch dort zurück-
gelassen werden. 

 
 

§ 12 
Haftung 

 
(1) Das Betreten und die Benutzung der Märkte erfolgt auf ei- 

gene Gefahr. Eine besondere Eigenschaft des zur Verfü-
gung gestellten Standplatzes wird nicht zugesichert. Die 
Stadt Bramsche haftet für Schäden, die auf den Plätzen 
aus Anlaß der Märkte eintreten, nur bei Vorsatz oder gro-
ber Fahrlässigkeit ihrer Bediensteten. 

 
(2) Mit der Zuweisung eines Standplatzes übernimmt die  

Stadt Bramsche keinerlei Haftung, insbesondere auch 
nicht für die Sicherheit der von den Marktbeschickerinnen 
oder den Marktbeschickern eingebrachten Waren, Geräte, 
Fahrzeuge und dergleichen. 

 
(3) Die Marktbeschickerinnen und die Marktbeschicker haften  

der Stadt Bramsche für sämtliche im Zusammenhang mit 
der Standbenutzung verursachten Schäden. Hierzu rech-
nen selbst verursachte Schäden, sowie diejenigen, die 
von eingesetztem Personal und/oder Lieferanten verur-
sacht werden. 

 
(1) Sollten durch den Marktstand bzw. durch den Betrieb Drit- 

te geschädigt werden, stellen die Marktbeschickerinnen 
und Marktbeschicker die Stadt Bramsche im Innenverhält-
nis von der Haftung frei. 

 
(2) Zur Deckung von Haftpflichtschäden haben die Marktbe- 
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schickerinnen und Marktbeschicker auf Verlangen der 
Marktbehörde den Abschluß einer ausreichenden Haft-
pflichtversicherung nachzuweisen. 

 
 

§ 13 
Marktgebühren 

 
Für die Inanspruchnahme von Standplätzen auf den Märkten 
werden Gebühren nach Maßgabe einer Gebührensatzung er-
hoben. 
 
 

§ 14 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 52 des Nieder- 

sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes handelt, 
 
     wer vorsätzlich oder fahrlässig auf den Märkten 
 
     1.   andere als die in § 4 zugelassenen Waren verkauft, 
     2.   entgegen einer Verfügung nach § 6 Abs. 7, die auch  

mündlich erteilt werden kann, den Standplatz auf dem 
Markt nicht gemäß § 6 Abs. 7 unverzüglich räumt, 

     3.   einen anderen als den zugewiesenen Standplatz gem.  
§ 7 Abs. 1 belegt, 

     4.   die Auf- und Abbauzeiten des § 8 Abs. 1 - 3 nicht ein- 
hält, 

     5.   während des Marktes Fahrzeuge entgegen § 8 Abs. 2  
und § 10 Abs. 2, 3 bewegt, 

     6.   entgegen § 11 Abs. 1 den Standplatz nach dem Markt  
nicht besenrein hinterlässt, Abfälle mitbringt oder zu-
rücklässt oder die Straßenfläche oder sonstige Flä-
chen der Stadt beschädigt, ohne die Schäden wieder 
zu beseitigen, 

     7.   die Anordnungen der Stadt aufgrund von § 10 Abs. 1  
nicht befolgt, 

     8.   die Vorschrift über das Mitführen von Hunden gem. §  
10 Abs. 4 nicht beachtet, 

     9.   insbesondere nicht marktfähige Waren gem. § 11 Abs.  
2 zum Markt mitbringt oder dort zurücklässt, 

     10. Werbematerial ohne Zulassung verteilt oder wegge- 
worfenes Werbematerial nicht wieder beseitigt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße in Höhe  

bis zu 5.000 € geahndet werden. 
 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
 
 
Bramsche, den 03.12.2020 
 
 

Stadt Bramsche 
(Siegel)                             Pahlmann 

Bürgermeister 
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1. Änderung 
der Satzung über die Erhebung von  

Marktgebühren in der Stadt Bramsche 
(Marktgebührensatzung) 

Auf Grund der §§ 10, 11 und 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes in der Fassung vom 17. Dezem-
ber 2010 (Nds. GVBl. Seite 576), zuletzt geändert durch Arti-
kel 10 des Gesetzes vom 15. Juli 2020 (Nds. GVBl. Seite 244, 
des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) in der Fassung vom 20. April 2017 (Nds. GVBl. Seite 
121), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. 
Oktober 2019 (Nds. GVBl. Seite 309) und des § 71 der Ge-
werbeordnung (GewO) in der Fassung vom 22. Februar 1999 
(BGBl. I Seite 202), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I Seite 1403) hat der Rat der 
Stadt Bramsche in seiner Sitzung am  03. Dezember 2020 die 
folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 

 
§ 1 

 
§ 4 Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 
 
Die Gebühren für Wochenmärkte werden am Ende eines 
Quartals erhoben.  
Die Gebühren für die Kirmessen und bei sonstigen Veranstal-
tungen werden im Voraus berechnet und durch Vertrag fest-
gesetzt. Sie sind an die mit der Erhebung beauftragten Be-
diensteten der Stadt Bramsche zu entrichten.    
 
§ 5 entfällt 
 
 
Nr. 1.1 des Gebührentarifs zur Satzung über die Erhebung 
von Marktgebühren in der Stadt Bramsche vom 25. März 
2004 erhält die folgende Fassung: 
 
Die Gebühr für einen Standplatz beträgt täglich je angefange-
nen laufenden Meter Frontlänge des Verkaufsstandes 1,66 
Euro. 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
 
 
Bramsche, den 03. Dezember 2020 
 
 

Stadt Bramsche 
(Siegel)                             Pahlmann 

Bürgermeister 
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Jahresabschluss 2019  
der Stadt Bramsche 

 
 
Der Rat der Stadt Bramsche hat in seiner Sitzung am 
03.12.2020 gemäß § 129 Abs. 1 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetztes (NKomVG) über den Jahresab-
schluss 2019 wie folgt beschlossen: 
 
„Der Rat der Stadt Bramsche beschließt gem. § 129 NKomVG 
über den Jahresabschluss 2019 und erteilt dem Bürgermeis-
ter für den Vollzug der Haushaltswirtschaft im Haushaltsjahr 
2019 die Entlastung.  
 
Der Überschuss des ordentlichen Ergebnisses in Höhe von 
1.202.751,93 € ist gem.  § 123 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG der 
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Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 
zuzuführen.  
 
Der Überschuss des außerordentlichen Ergebnisses in Höhe 
von 885.306,54 € ist gemäß  § 123 Abs. 1 Nr. 2 NKomVG der 
Rücklage für Überschüsse des außerordentlichen Ergebnis-
ses zuzuführen.“ 
 
Der Jahresabschluss mit dem Rechenschaftsbericht für das 
Haushaltsjahr 2019, der Prüfungsbericht des Rechnungsprü-
fungsamtes für das Haushaltsjahr 2019 mit der Stellungnah-
me des Bürgermeisters liegen in der Zeit vom 04.01.2021 bis 
zum 15.01.2021 im Rathaus, Hasestraße 11, Zimmer O.05, 
während der Öffnungszeiten (nach telefonischer Anmeldung 
unter 05461-83121) öffentlich aus.  
 
 
Bramsche, 31. Dezember 2020 
 
 

Stadt Bramsche 
Der Bürgermeister 

Pahlmann 
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2. Änderungssatzung  

zur Satzung der Stadt Bad Iburg über die Erhebung  
von Beiträgen und Gebühren für die 

Schmutzwasserbeseitigung 
(Schmutzwasserbeseitigungsabgabensatzung)  

 
 
Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. 
Dezember 2010 (Nds. GVBI. S.576), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 02. März 2017 (Nds. GVBI. 2017, 
S. 48) und der §§ 1, 2, 5, 6 u. 8 des Niedersächsischen Kom-
munalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20. April 
2017 (Nds. GVBI. S. 41),  geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBI. 2017, S. 121), hat der Rat 
in seiner Sitzung am 03.12.2020 folgende Satzung zur Ände-
rung der Schmutzwasserbeseitigungsabgabensatzung vom 
24.06./11.12.2014 beschlossen: 
 
 

 
§ 1 

 
 
§ 16 Abs. 3 (Erhöhte Gebühr) erhält folgende Fassung: 
 
Die erhöhte Schmutzwassergebühr für die Einleitung von 
Schmutzwasser i.S. von Abs. (2) errechnet sich pro m³ einge-
leitetem Schmutzwasser nach der Formel 

 
festgestellter CSB 

G* (x*—————————— + y) 
700 

 
 
wobei G die Schmutzwassergebühr nach § 15, x der schmutz-
frachtabhängige und y der mengenabhängige Gebührenanteil 
für die öffentliche Schmutzwasseranlage bedeuten  
(x = 0,374, y = 0,626). 
 
 

§ 2 
 
 
Diese Änderungsatzung tritt am 01. Januar 2021 in Kraft, frü-
hestens jedoch mit dem Tage der Veröffentlichung im Amts-
blatt für den Landkreis Osnabrück. 
 
Bad Iburg, den 04.12.2020                                                      
                  
                                                                                                  

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

(Siegel)                      Annette Niermann                                   
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1. Änderungssatzung  
zur Satzung der Stadt Bad Iburg über die  
Erhebung von Beiträgen und Gebühren  
für die Niederschlagswasserbeseitigung 

(Niederschlagswasserbeseitigungsabgabensatzung)  
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. 
Dezember 2010 (Nds. GVBI. S.576), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 02. März 2017 (Nds. GVBI. 2017, 
S. 48) und der §§ 1, 2, 5, 6 u. 8 des Niedersächsischen Kom-
munalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20. April 
2017 (Nds. GVBI. S. 41),  geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBI. 2017, S. 121), hat der Rat 
in seiner Sitzung am 03.12.2020 folgende Satzung zur Ände-
rung der Niederschlagswasserbeseitigungsabgabensatzung 
vom 24.06./11.12.2014 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
§ 15 (Gebührensätze) erhält folgende Fassung: 
 
Die Niederschlagswassergebühr beträgt               0,40 € / m². 
 
 
 

§ 2 
 
Diese Änderungsatzung tritt am 01. Januar 2021 in Kraft, frü-
hestens jedoch mit dem Tage der Veröffentlichung im Amts-
blatt für den Landkreis Osnabrück. 
 
 
Bad Iburg, den 04.12.2020                                                      
                  
                                                                                                  

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

(Siegel)                      Annette Niermann                                   
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2. Änderungssatzung  
zur Satzung über die Erhebung von 

Benutzungsgebühren für die dezentrale 
Abwasserbeseitigung der Stadt Bad Iburg 
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(dezentrale Abwasserbeseitigungsabgabensatzung) 
 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG), des § 96 des Niedersächsischen 
Wassergesetzes (NWG) und des § 5 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in den zur Zeit gültigen 
Fassungen hat der Rat der Stadt Bad Iburg in seiner Sitzung 
am 03.12.2020 folgende Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die dezentrale Abwas-
serbeseitigung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
§ 2 Abs. 2 (Gebührenmaßstab und Gebührensatz) erhält fol-
gende Fassung: 
 
Die Benutzungsgebühr beträgt für die Abwasserbeseitigung 
 
     a)        51,86 € / m³ 
 
     b)        Die Kosten des Transportes sind mit dieser Gebühr  

nicht abgegolten und werden entsprechend dem 
tatsächlichen Aufwand des von der Stadt Bad Iburg 
beauftragten Unternehmers zusätzlich berechnet. 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2021 in Kraft, 
frühestens jedoch mit dem Tage der Veröffentlichung im 
Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück. 
 
Bad Iburg, den 04.12.2020 
 
                                                                                                  

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

(Siegel)                      Annette Niermann 
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3. Änderungssatzung  
zur Satzung der Stadt Bad Iburg über die Erhebung  
von Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattungen  

für die Wasserversorgung 
(Wasserabgabensatzung)  

 
 
Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. 
Dezember 2010 (Nds. GVBI. S.576), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 02. März 2017 (Nds. GVBI. 2017, 
S. 48) und der §§ 1, 2, 5, 6 u. 8 des Niedersächsischen Kom-
munalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20. April 
2017 (Nds. GVBI. 2017, S. 121), hat der Rat in seiner Sitzung 
am 03.12.2020 folgende Satzung zur Änderung der Wasser-
abgabensatzung vom 24.06./11.12.2014 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
 
§ 15 Abs. 2 (Gebührensätze) erhält folgende Fassung: 
 
Die Zusatzgebühr (Verbrauchsgebühr) beträgt  
       

1,82 Euro je m³ Wasser  
(zzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer). 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2021 in Kraft, frü-
hestens jedoch mit dem Tage der Veröffentlichung im Amts-
blatt für den Landkreis Osnabrück. 
 
Bad Iburg, den 04.12.2020 
 
                                                                                                  

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

(Siegel)                      Annette Niermann 
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Satzung  
über die Erhebung von Gästebeiträgen 

(Gästebeitragssatzung) der Stadt Bad Iburg 
 
 
Der Rat der Stadt Bad Iburg hat auf der Grundlage der §§ 10, 
58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, 576), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 
309), und § 10 des Niedersächsischen Kommunalabgabenge-
setzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. 2017, 121), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 
309), in seiner Sitzung am 03.12.2020 folgende Satzung be-
schlossen:  
 

§ 1  
Allgemeines 

 
(1) Die Stadt Bad Iburg ist als Kneippkurort staatlich aner- 

kannt. Sie erhebt zur Deckung ihres Aufwandes  
     a)   für Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesse- 

rung, Erneuerung, Betrieb, Unterhaltung und Verwal-
tung ihrer Einrichtungen, die dem Tourismus und Ge-
sundheitswesen dienen,  

     b)   für die zu Zwecken des Tourismus durchgeführten Ver- 
anstaltungen sowie 

     c)   für die den beitragspflichtigen Personen (§ 2) einge- 
räumte Möglichkeit, Verkehrsleistungen im öffentlichen 
Personennahverkehr kostenlos in Anspruch zu neh-
men, auch wenn die Verkehrsleistungen im Rahmen 
eines übergemeindlichen Verkehrsverbunds angebo-
ten werden, 

einen Gästebeitrag nach Maßgabe dieser Satzung. Der 
Gästebeitrag ist unabhängig davon zu zahlen, ob und in 
welchem Umfang die Einrichtungen und Veranstaltungen 
genutzt werden. Die Erhebung von Gebühren und Entgel-
ten für die Nutzung öffentlicher Einrichtungen und Veran-
staltungen nach besonderen Vorschriften bleibt unberührt. 

 
(2) Der Gesamtaufwand nach Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt ge- 

deckt 
           zu 72,37 v.H. durch Gästebeiträge, 
           zu 00,00 v.H. durch Tourismusbeiträge, 
           zu 03,11 v.H. durch Gebühren und sonstige Entgelte. 
     Bei der Ermittlung des Gästebeitrags bleibt ein dem be 

sonderen Vorteil der Stadt entsprechender Teil des Auf-
wandes außer Ansatz.  
 

(3) Das Gebiet der Stadt Bad Iburg wird für die Erhebung der  
Gästebeiträge in Kurbezirke eingeteilt. 

     a)   Der Kurbezirk I umfasst den Stadtteil Bad Iburg. 
     b)   Der Kurbezirk II umfasst die Stadtteile Glane, Ostenfel- 

de und Sentrup 
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Die einzelnen Kurbezirke ergeben sich aus der als Anlage 
zu dieser Satzung beigefügten Karte. 

 
 

§ 2  
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig sind die Personen, die in der Stadt Bad  

Iburg Unterkunft nehmen und dort weder eine alleinige 
Wohnung noch eine Hauptwohnung im Sinne des Bundes-
meldegesetzes haben und denen die Möglichkeit  
 

     a)   zur Benutzung der Einrichtungen, die dem Tourismus  
dienen, 

     b)   zur Teilnahme an den zu Zwecken des Tourismus  
durchgeführten Veranstaltungen oder 

     c)   zur kostenlosen Inanspruchnahme von Verkehrsleis- 
tungen im öffentlichen Personennahverkehr geboten 
wird. 

 
(2) Beitragspflichtig sind nicht Personen, die sich nur zur Be- 

rufsausübung oder Ausbildung in der Stadt Bad Iburg auf-
halten sowie Zivildienstleistende, Teilnehmer am Freiwilli-
gen Sozialen Jahr (FSJ) und Teilnehmer am Freiwilligen 
Ökologischen Jahr (FÖJ), die sich zu diesem Zweck in der 
Stadt Bad Iburg aufhalten und diese Zeit bei einem Arbeit-
geber in Bad Iburg ableisten. 

 
 

§ 3  
Beitragshöhe 

 
(1) Der Gästebeitrag wird nach der Dauer des Aufenthaltes in  

der Stadt Bad Iburg bemessen. Die Dauer des Aufenthalts 
berechnet sich nach der Anzahl der Übernachtungen.  

 
(2) Der Gästebeitrag im Kurbezirk I beträgt inklusive Mehr- 

wertsteuer je Übernachtung:  
     a)   für jede Einzelperson nach Vollendung  
           des 18. Lebensjahres                                          1,84 € 
     b)   für Kinder bis zur Vollendung  
           des 18. Lebensjahres jeweils                              0,34 € 
 
(3) Der Gästebeitrag im Kurbezirk II beträgt inklusive Mehr- 

wertsteuer je Übernachtung:  
     a)   für jede Einzelperson nach Vollendung  
           des 18. Lebensjahres                                          0,46 € 
     b)   für Kinder bis zur Vollendung  
           des 18. Lebensjahres jeweils                               0,09€ 
 
(4) Bei einer Familie werden höchstens vier Personen der Be- 

rechnung des Gästebeitrags zugrunde gelegt. Als Person 
in einer Familie im Sinne dieser Satzung gelten die Ehe-
gatten und Lebenspartner nach den Lebenspartner-
schaftsgesetz, die dem Haushalt angehörige Kinder bis 
zum 18. Lebensjahr bzw. bis zum 27. Lebensjahr, wenn 
sie in Schul- oder Berufsausbildung stehen, sowie die 
ständig in der Familie lebenden Verwandten ohne eigenes 
Einkommen. Wird die maximale Anzahl der Beitragspflich-
tigen einer Familie gemäß diesem Absatz überschritten, 
werden jeweils die jüngsten Familienmitglieder befreit. 
 

(5) Der Gästebeitrag für Vertragsgäste der Rentenversiche- 
rungsträger richtet sich nach dem Ergebnis der Verhand-
lung der Kleinen Kommission der Norddeutschen Renten-
versicherungsträger. Andere Kostenträger können einen 
Rabatt auf die Gästebeitragssätze dieser Satzung erhal-
ten, wenn hierüber ausdrücklich schriftliche Vereinbarun-
gen getroffen wurden.  

Soweit für Vertragsgäste eine Tagespauschale vereinbart 
ist, ist sie sinngemäß anzuwenden.  
 
 

§ 4  
Befreiungen 

 
(1) Von der Zahlung des Gästebeitrags sind befreit: 
 
     a)   Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres, 
     b)   jede fünfte und weitere Person einer Familie gemäß §  

3 Abs. 4 Satz 2, 
     c)   Verwandtenbesuche (Ehegatten, Lebenspartner nach  

dem Lebenspartnerschaftsgesetz, Partner in eheähnli-
cher Gemeinschaft, Eltern, Großeltern, Kinder, Ge-
schwister, Enkelkinder und Neffen/Nichten sowie den 
Ehepartner der Kinder, Geschwister, Enkelkinder, Nef-
fen/Nichten der Personen mit Hauptwohnsitz in der 
Stadt Bad Iburg im Sinne des Bundesmeldegesetz 
oder der Personen, die in einem Arbeits- oder Ausbil-
dungsverhältnis in der Stadt Bad Iburg stehen sowie 
der Personen, die sich nur zur Berufsausübung oder -
ausbildung in der Stadt Bad Iburg aufhalten, der Teil-
nehmer eines freiwilligen sozialen/ökologischen Jah-
res und des Zivildienstes), wenn die Besucher unent-
geltlich im Hause ihrer Verwandten aufgenommen 
werden und sofern Aufenthalts- und Kurkosten nicht 
von einer Behörde, Firma oder von anderen Stellen 
gegen Bescheinigung vergütet werden, 

     d)   Teilnehmer an den von der Stadt anerkannten Kon- 
gressen, Tagungen und Lehrgängen für die Dauer der 
Veranstaltung, 

     e)   Blinde und 100%ig erwerbunfähige Schwerbehinderte  
sowie deren erforderliche Begleitpersonen, soweit sie 
selbst die Kosten des Aufenthaltes und der Kur in vol-
ler Höhe tragen, 

     f)    Begleitpersonen von Schwerbehinderten, die laut amt- 
lichem Ausweis völlig auf ständige Begleitung ange-
wiesen sind, 

     g)   bettlägerig Kranke und solche Personen, die aufgrund  
ihres Gesundheitszustandes nicht in der Lage sind, die 
Tourismuseinrichtungen zu benutzen sowie an den zu 
Zwecken des Tourismus durchgeführten Veranstaltun-
gen teilzunehmen und Verkehrsleistungen kostenlos in 
Anspruch zu nehmen. 

 
(2) Die Voraussetzungen für die Befreiung von der Zahlung  

des Gästebeitrags sind von der berechtigten Person nach-
zuweisen.  
 

(3) In Einzelfällen ist eine Befreiung von der Zahlung des  
Gästebeitrags möglich, wenn es das Interesse der Stadt 
Bad Iburg rechtfertigt oder wenn eine soziale Härte vor-
liegt.  
 

 
§ 5  

Ermäßigungen und Ehrengästekarte 
 
(1) Der Gästebeitrag wird auf Antrag ermäßigt, 
     a)   für die Träger der Sozialhilfe und die Verbände der  

Freien Wohlfahrtspflege für die von ihnen entsandten 
Personen um 25 v.H., sofern die Aufenthaltsdauer min-
destens 7 Tage beträgt, 

     b)   für Schwerbehinderte, die nicht ohnehin nach § 4 Abs.  
1 lit. f) befreit sind, wenn sie mindestens 70 v.H. er-
werbsgemindert sind, um 40 v.H., soweit sie selbst die 
Kosten des Aufenthalts und der Kur in voller Höhe tra-
gen. 
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(2) Teilnehmer von Gruppenreisen erhalten eine Ermäßigung  
von 50 v.H. auf den Gästebeitrag. Diese Ermäßigung ist 
auf einen Aufenthalt von bis zu drei Tagen begrenzt. Diese 
Ermäßigung kann nur in Anspruch genommen werden, 
wenn der Antrag vor Antritt der Reise gestellt wird.  

 
(3) Die Voraussetzungen für eine Ermäßigung sind mit dem  

Antrag von der berechtigten Person nachzuweisen.  
 
(4) Die Stadt Bad Iburg kann Ehrengästekarten ausgeben.  

Sie werden namentlich ausgestellt und sind nicht übertrag-
bar.  

 
§ 6  

Entstehen der Beitragspflicht und -schuld 
 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Ankunft in der Stadt  

Bad Iburg und endet mit dem Tag der Abreise.  
 

(2) Die Beitragsschuld entsteht dem Grunde nach mit der An- 
kunft und der Höhe nach mit dem Tag der Abreise. 

 
 

§ 7  
Beitragserhebung 

 
(1) Der Gästebeitrag ist spätestens am 1. Werktag nach der  

Ankunft in der Stadt Bad Iburg durch den Beitragspflichti-
gen bei der Erhebungsstelle der Stadt Bad Iburg zu ent-
richten oder durch den Wohnungsgeber eingezogen (§ 8). 
Der Beitragspflichtige hat der Erhebungsstelle die zur 
Feststellung eines für die Beitragserhebung erheblichen 
Sachverhalts erforderlichen Auskünfte zu erteilen.  
 

(2) Als Zahlungsnachweis gibt die Stadt Bad Iburg eine auf  
den Namen des Beitragspflichtigen ausgestellte Gästekar-
te aus. 
  

(3) Die Gästekarte ist nicht übertragbar und bei der Benut- 
zung von Tourismuseinrichtungen, dem Besuch von Ver-
anstaltungen oder der kostenlosen Nutzung von Verkehrs-
leistungen im öffentlichen Personennahverkehr auf Ver-
langen vorzuzeigen.  
 

(4) Rückständige Gästebeiträge werden im Verwaltungs- 
zwangsverfahren beigetrieben.  

 
 

§ 8  
Pflichten des Wohnungsgebers 

 
(1) Personen, die in der Stadt Bad Iburg 
     a)   andere Personen beherbergen, 
     b)   anderen Personen Wohnraum zur vorübergehenden  

Nutzung überlassen oder  
     c)   einen Campingplatz, Standplatz für Wohnwagen oder  

Wohnmobile oder Wochenendplatz betreiben und dort 
Plätze andere Personen zur vorübergehenden Nut-
zung überlassen, (Wohnungsgeber) sind verpflichtet, 
den bei ihnen gegen Entgelt oder Kostenerstattung 
verweilenden beitragspflichtigen Personen bei Ankunft 
eine Gästekarte auszustellen, den Gästebeitrag 
gleichzeitig einzuziehen und der Erhebungsstelle der 
Stadt Bad Iburg die Personen spätestens am 1. Werk-
tag nach deren Ankunft zu melden. Für die Meldung ist 
ein von der Stadt herausgegebener Vordruck zu ver-
wenden. Der eingezogene Gästebeitrag ist innerhalb 
von 14 Tagen nach Zahlungsaufforderung durch die 
Stadt Bad Iburg abzuführen. 

(2) Die Pflichten nach Abs. 1 obliegen auch den Leitern von  
Jugendherbergen, Jugend- und Schullandheimen, soweit 
keine Jahrespauschale für die beherbergten Personen 
vereinbart ist.  
 

(3) Der Wohnungsgeber ist verpflichtet, ein Gästeverzeichnis  
zu führen, in das alle Gäste am Tage der Ankunft mit Na-
men, Alter, Anschrift, Ankunfts- und Abreisetag einzutra-
gen sind. Das Gästeverzeichnis ist der Stadt Bad Iburg auf 
Verlangen vorzulegen, spätestens am Ende eines jeden 
Quartals. 
 

(4) Die in Abs. 1 und 3 genannten Pflichten obliegen Reiseun- 
ternehmen, wenn der Gästebeitrag in dem Entgelt enthal-
ten ist, das die Reiseteilnehmer an die Reiseunternehmen 
zu entrichten haben. 
 

(5) Die Pflichten nach Abs. 1 und 3 gelten auch für die Betrei- 
ber von Sanatorien, Kuranstalten und ähnlichen Einrich-
tungen in Bezug auf den Gästebeitrag von Personen, die 
diese Einrichtungen benutzen, ohne in der Stadt Bad Iburg 
eine alleinige Wohnung oder eine Hauptwohnung im Sin-
ne des Bundesmeldegesetzes zu haben. Mit den Betrei-
bern können Vereinbarungen über eine pauschale Berück-
sichtigung der Personen, für die eine Befreiung nach § 4 
Abs. 1 besteht, getroffen werden.  
 

(6) In den Fällen, in denen Wohnungsgeber oder die sonst  
durch diese Satzung Verpflichteten mit der Abwicklung der 
Beherbergung, Nutzungsüberlassung oder Beförderung 
Dritte beauftragen, die gewerbsmäßig derartige Abwick-
lungen übernehmen, obliegt auch den beauftragten Dritten 
die in Abs. 1 und 3 genannten Pflichten.  
 

(7) Der Einziehungsverpflichtete haftet für die rechtzeitige  
Einziehung und vollständige Ablieferung des Gästebeitra-
ges. Der Beitragspflichtige und der Einziehungsverpflich-
tete haften als Gesamtschuldner.  

 
 

§ 9  
Rückerstattung von Gästebeiträgen 

 
(1) Bei vorzeitigem Abbruch des vorgesehenen Aufenthalts  

wird der nach Übernachtungen berechnete und zu viel ge-
zahlte Gästebeitrag auf Antrag erstattet. Die Rückzahlung 
erfolgt an den Gast gegen Rückgabe der Gästekarte oder 
an den Wohnungsgeber gegen Bestätigung des Einzugs 
der Gästekarte. Der Wohnungsgeber hat die vorzeitige 
Abreise des Gastes zu bescheinigen.  
 

(2) Je Erstattungsfall wird eine Bearbeitungsgebühr von 1,50  
Euro erhoben und einbehalten.  
 

(3) Der Anspruch auf Rückzahlung erlischt einen Monat nach  
der Abreise.  

 
§ 10  

Datenverarbeitung 
 
(1) Die zur Ermittlung der Beitragspflichtigen, zur Festset- 

zung, Erhebung und Vollstreckung des Gästebeitrags 
nach dieser Satzung erforderlichen personen- und grund-
stücksbezogenen Daten werden von der Stadt Bad Iburg 
gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. e) der Europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung (DS-GVO) und dem Niedersäch-
sischen Datenschutzgesetz in Verbindung mit § 11 NKAG 
und den Bestimmungen der Abgabenordnung, auf die dort 
verwiesen wird, erhoben und verarbeitet. Die Stadt Bad 
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Iburg darf insoweit Daten beim Finanzamt, beim Amtsge-
richt (Handelsregister), beim Katasteramt und bei den für 
das Einwohnermeldewesen, Bauwesen, Ordnungsrecht 
sowie Finanzwesen zuständigen Stellen der Stadt erhe-
ben. Das kann auch im Wege des automatisierten Abruf-
verfahrens geschehen. 
 

(2) Es gilt im Übrigen die Datenschutzerklärung der Stadt Bad  
Iburg, welche auf der Homepage der Stadt Bad Iburg 
(www.badiburg.de) abrufbar ist. 

 
 

§ 11  
Ordnungswidrigkeiten 

 
Wer gegen § 7 Abs. 1 oder Abs. 3 oder § 8 dieser Satzung ver-
stößt, handelt ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG. 
 
 
 

§ 11  
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung über die Erhebung eines Kurbeitrags vom 
01.01.2002 außer Kraft.  
 
 
Bad Iburg, den 04.12.2020 
 
 

Stadt Bad Iburg 
(Siegel)                     Die Bürgermeisterin 

Annette Niermann 
 
 

Anlage 1.1. - Seite 550 
Anlage 1.2. - Seite 551 
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297 

 
Verordnung  

über die Kastrations- und Kennzeichnungspflicht  
von Katzen im Gebiet der Stadt Bad Iburg 

(Katzenschutzverordnung) 
 
 
Aufgrund des § 13 b des Tierschutzgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBl. I S. 1206, 
1313), zuletzt geändert durch Artikel 101 des Gesetzes vom 
20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) i. V. m. § 7 Nr. 6 der Ver-
ordnung zur Übertragung von Ermächtigungen aufgrund bun-
desgesetzlicher Vorschriften (Subdelegationsverordnung) 
vom 09.12.2011 zuletzt geändert durch Art. 1 der Verordnung 
vom 17.03.2017 (Nds. GVBI. S. 65) und aufgrund der §§ 1 
und 55 Niedersächsisches Polizei- und Ordnungsbehörden-
gesetz (NPOG) vom 19.01.2005, zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 17.12.2019 (Nds. GVBI. S.428), hat der Rat der 
Stadt Bad Iburg in seiner Sitzung am 03.12.2020 folgende 
Verordnung erlassen: 
 
 

§ 1  
Zweck der Verordnung, Geltungsbereich 

 
(1) Zweck dieser Verordnung ist es, Gefahren für die öffentli- 

che Sicherheit und Ordnung abzuwehren, die mit der 
Übertragung von Krankheiten und andere Gefahren durch 
freilebende und freilaufende Katzen verbunden sind, so-
wie eine Reduzierung der Anzahl und eine Begrenzung 
der unkontrollierten Vermehrung von freilebenden Katzen 
aus Gründen des Tierschutzes. 

 
(2) Diese Verordnung gilt im Gebiet der Stadt Bad Iburg. 
 
 

§ 2  
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten ausschließ- 

lich für männliche und weibliche Katzen der Gattung Felis 
silvestris catus, der sowohl Hauskatzen, wie sämtliche 
Rassekatzen und Mischlinge daraus angehören (im nach-
folgenden Katze genannt). 

 
(2) Freilebende so genannte verwilderte Katzen sind entlaufe- 

ne, ausgesetzte, zurückgelassene oder vernachlässigte 
Katzen und deren Nachwuchs, die den Bezug zur 
menschlichen Obhut verloren haben. 

 
(3) Freilaufende Katzen sind Katzen, die in menschlicher Ob- 

hut gehalten werden und denen dauernd, regelmäßig oder 
unregelmäßig die Möglichkeit gewährt wird, sich im Freien 
unkontrolliert zu bewegen. Unkontrollierten freien Auslauf 
hat eine Katze, wenn sie sich frei bewegen kann und wenn 
weder der Halter noch eine von ihm beauftragte oder für 
ihn handelnde Person unmittelbar auf sie einwirken kann. 

 
 (4) Kastration: Unter einer Kastration versteht man die Entfer- 

nung oder Außerfunktionssetzung der Keimdrüsen (Gona-
den), die beide Geschlechter besitzen (Hoden oder Eier-
stöcke). 

 
(5) Katzenhalter/Haltungsperson: Katzenhalter/Haltungsper- 

son ist derjenige, dem aus eigenem Interesse und auf län-
gere Zeit die Bestimmungsmacht über das Tier zusteht, für 
dessen Kosten er aufkommt und der das wirtschaftliche 
Risiko des Verlustes des Tieres trägt. 

§ 3  
Allgemeine Kastrationspflicht 

 
(1) Die Halterin oder der Halter von freilaufenden Katzen mit  

ungehindertem Auslauf ins freie sind verpflichtet, die Kat-
zen von einem Tierarzt oder einer Tierärztin kastrieren zu 
lassen. 

 
(2) Von der allgemeinen Kastrationspflicht ausgenommen  

sind Katzen bis zu einem Alter von fünf Monaten. 
 
(3) Für die Zucht von Katzen können auf Antrag Ausnahmen  

von der Kastrationspflicht genehmigt werden, sofern eine 
gezielte Verpaarung von bekannten Elterntieren erfolgt 
und die Kontrolle und Versorgung der Nachzucht glaub-
haft versichert werden kann. Die Ausnahmegenehmigung 
kann befristet und unter Vorbehalt des Widerrufs erteilt, 
sowie mit Bedingungen und Auflagen verbunden werden. 
Auflagen können auch nachträglich aufgenommen, geän-
dert oder ergänzt werden. 

 
(4) Der Nachweis der Kastration ist den zuständigen Behör- 

den oder einer von ihr beauftragten Person auf Verlangen 
vorzulegen. 

 
 

§ 4  
Kennzeichnung und Registrierung 

 
(1) Die Halterin oder der Halter von freilaufenden Katzen mit  

ungehindertem Auslauf ins freie ist verpflichtet, die Katzen, 
die älter als fünf Monate sind, spätestens zum Zeitpunkt 
der Kastration mittels Mikrochip von einem Tierarzt oder 
einer Tierärztin kennzeichnen und eigenständig in einem 
Register gemäß Abs. 2 registrieren zu lassen. Die Ver-
pflichtung erstreckt sich auch auf eine Meldung zur Ände-
rung bzw. Löschung der Daten, sobald die Voraussetzun-
gen der Registrierung sich geändert haben bzw. weggefal-
len sind und bei einem Halterwechsel. 

 
(2) Die Registrierung erfolgt in einem öffentlichen oder privat  

geführten Register, das der Behörde zugänglich ist, (z. B. 
TASSO e.V. oder Findefix). Neben den Daten des Mikro-
chips sind zumindest ein äußerliches Erkennungsmerkmal 
des Tieres, z.B. Fellfarbe oder -Zeichnung, sowie der Na-
me und die Anschrift der Halterin oder des Halters zu re-
gistrieren. 

 
(3) Die Daten des Registers dienen der Aufgabenerfüllung der  

Ordnungsbehörde. Die Daten-aufnahme ist daher vom 
Katzenhalter zu dulden. 

 
 

§ 5  
Duldungs- und Mitwirkungspflichten 

 
Soweit es zur Durchführung dieser Verordnung erforderlich 
ist, haben Halterinnen und Halter von Katzen und Personen, 
die freilebenden Katzen regelmäßig Futter an bestimmten 
Stellen anbieten, auf Verlangen der Stadt Bad Iburg und der 
von ihr beauftragten Personen die für die Katze/n betreffen-
den Feststellungen zu ermöglichen, Auskünfte zu erteilen und 
Unterlagen vorzulegen. 
 
 

§ 6  
Ausnahmen 

 
Auf schriftlichen Antrag können von der der Stadt Bad Iburg 
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Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Verordnung zuge-
lassen werden, wenn die Interessen der Antragstellerin oder 
des Antragstellers die durch diese Verordnung geschützten 
öffentlichen und privaten Interessen im Einzelfall nicht nur ge-
ringfügig überwiegen. Die Ausnahmegenehmigung kann be-
fristet und unter Vorbehalt des Widerrufs erteilt sowie mit Be-
dingungen und Auflagen verbunden werden. Auflagen können 
auch nachträglich aufgenommen, geändert oder ergänzt wer-
den. 
 

§ 7  
Maßnahmen gegenüber freilebenden Katzen 

 
(1) Die Stadt Bad Iburg oder ein von ihr Beauftragter kann frei- 

lebende Katzen kennzeichnen, registrieren und kastrieren 
lassen. Zu diesen Zwecken darf die freilebende Katze in 
Obhut genommen werden. Nach der Kennzeichnung und 
Kastration kann die Katze wieder in die Freiheit entlassen 
werden. Die Entlassung in die Freiheit soll an der Stelle er-
folgen, wo die Katze aufgegriffen worden ist. 

 
(2) Ist für Maßnahmen nach Absatz 1 das Betreten eines Pri- 

vat- oder Betriebsgeländes erforderlich, ist der Eigentümer 
oder Pächter verpflichtet, dies zu dulden und die Stadt 
Bad Iburg oder den von ihr Beauftragten bei einem Zugriff 
auf die freilebenden Katzen zu unterstützen. 

 
 

§ 8  
Aufgefundene Katzen 

 
(1) Aufgefundene Katzen sollten nicht unmittelbar angefüttert,   

sondern grundsätzlich ein paar Tage beobachtet werden 
ob sie zu ihrem Halter zurückkehren. 

 
(2) Dauerhaft bleibende Katzen sind dann unverzüglich der  

zuständigen Behörde zu melden. 
 
(3) Abs. 1 gilt nicht wenn es sich um verletzte oder verwahr- 

loste Katzen handelt die schnell versorgt werden müssen. 
In dem Fall ist sofort die zuständige Behörde zu informie-
ren. Bei verletzten Tieren außerhalb der Sprechstunde der 
Behörde ist die Polizei zu informieren. 

 
(4) Freilaufende Katzen (Freigängerkatzen), welche die Stadt  

Bad Iburg oder von ihr Beauftragte im Stadtgebiet aufgrei-
fen, dürfen zum Zweck der Ermittlung der Haltungsperson 
in Obhut genommen werden. Mit der Ermittlung der Hal-
tungsperson soll unmittelbar nach dem Aufgreifen der Kat-
ze begonnen werden. 

 
(5) Ist die Haltungsperson ermittelt und die Katze noch nicht  

kastriert, so kann die Stadt Bad Iburg anordnen, die Katze 
kastrieren zu lassen. Vor Gewährung eines weiteren Aus-
laufs hat die Haltungsperson eine schriftliche Bestätigung 
ihres Tierarztes oder ihrer Tierärztin, dass die Katze kas-
triert worden ist, vorzulegen. 

 
(6) Ist eine im Stadtgebiet Bad Iburg angetroffene Freigänger- 

katze nicht gekennzeichnet oder nicht registriert und eine 
Ermittlung der Haltungsperson zeitnah nicht möglich, so 
kann die Stadt Bad Iburg oder von ihm Beauftragte die 
Katze in Gewahrsam nehmen. Ist eine solche Katze noch 
fortpflanzungsfähig, so kann unverzüglich ein Tierarzt / ei-
ne Tierärztin mit der Kastration beauftragt werden. Bei 
Halterfeststellung sind die entstandenen Kosten vom Hal-
ter zu tragen. 

 
(7) Ein von der Haltungsperson personenverschiedener Ei- 

gentümer hat die Maßnahmen nach Absatz 4 bis 6 zu dul-
den. 

 
 

§ 9  
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne § 59 Abs. 1 NPOG handelt, wer  

vorsätzlich oder fahrlässig  
 
     1.  entgegen § 3 Abs. 1 Katzen von einem Tierarzt oder ei- 

ner Tierärztin nicht kastrieren lässt  
     2.  gegen Auflagen der gem. § 3 Abs. 3 erteilten Ausnah- 

megenehmigung verstößt,  
     3.  entgegen § 3 Abs. 4 den Nachweis der Kastration nicht  

vorlegt, 
     4.  entgegen § 4 Abs. 1 Katzen nicht kennzeichnen oder  

registrieren lässt, 
     5.  einer Duldungs- oder Mitwirkungspflicht nach § 5 zuwi- 

derhandelt oder 
     6.  gegen Auflagen der gem. § 6 erteilten Ausnahmege- 

nehmigung verstößt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können gemäß §  

59 Abs. 2 NPOG mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro ge-
ahndet werden. 

 
 

§ 10  
Übergangsvorschriften 

 
Katzen, die bereits vor Inkrafttreten dieser Verordnung kas-
triert, durch eine individuelle und gut lesbare Tätowierung ge-
kennzeichnet worden sind und bei einem in § 4 Abs. 2 ge-
nannten Register registriert sind, müssen nicht mittels Mikro-
chip gekennzeichnet werden. 
 
 

§ 11  
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Verordnung tritt gemäß § 60 Satz 1 NPOG am Tage  

nach ihrer Veröffentlichung im „Amtsblatt für den Land-
kreis Osnabrück“ in Kraft. 

 
(2) Diese Verordnung tritt gemäß § 61 Satz 3 Niedersächsi- 

sches Polizei- und Ordnungsbehördengesetz spätestens 
10 Jahre nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft, soweit sie 
nicht vorher durch eine andere Verordnung ersetzt wird. 

 
 
Bad Iburg, den 03.12.2020 
 
 

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

(Siegel)                      Annette Niermann 
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Friedhofssatzung  
der Stadt Bad Iburg  

vom 03.12.2020 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 13 und 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 
17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch das 



554

Gesetz vom 24.10.2019 (Nds. GVBI. S. 309), sowie des Ge-
setzes über Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen (Be-
stattG) für das Land Niedersachsen vom 08.12.2005 (Nds. 
GVBI. S. 381), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
20.06.2018 (Nds. GVBI. S. 117) hat der Rat der Stadt Bad 
Iburg in seiner Sitzung am 03.12.2020 folgende Satzung be-
schlossen: 
 

1. Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1  
Geltungsbereich  

 
Diese Friedhofssatzung gilt für alle im Gebiet der Stadt Bad 
Iburg gelegenen und von ihr verwalteten Friedhöfe.  

 
 

§ 2  
Friedhofszweck  

 
Die Friedhöfe sind öffentliche Einrichtungen der Stadt Bad 
Iburg. Sie dienen der Bestattung aller Personen, die bei Ihrem 
Ableben Einwohner der Stadt Bad Iburg waren oder ein Recht 
auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. Die 
Bestattung anderer Personen bedarf eine Ausnahmegeneh-
migung.  
 

§ 3  
Schließung und Entwidmung  

 
(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können  

aus wichtigem öffentlichen Interesse geschlossen oder 
entwidmet werden. Durch Schließung wird die Möglichkeit 
weiterer Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwid-
mung verliert der Friedhof seine Eigenschaft als öffentli-
che Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht der 
Schließung, so werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt 
oder wiedererteilt.  

 
(2) Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die  

Entwidmung sind jeweils öffentlich bekanntzumachen.  
 
(3) Die Stadt Bad Iburg kann die Schließung verfügen, wenn  

keine Rechte auf Bestattung entgegenstehen.  
 
(4) Die Stadt Bad Iburg kann die Entwidmung verfügen, wenn  

alle Nutzungsrechte und Ruhefristen abgelaufen sind.  
 
(5) Soweit zur Schließung oder Entwidmung Nutzungsrechte  

aufgehoben oder im Einvernehmen mit den Berechtigten 
abgelöst werden sollen, sind unter ersatzweiser Einräu-
mung entsprechender Rechte auch Umbettungen ohne 
Kosten für den Nutzungsberechtigten möglich.  

 
 

2. Ordnungsvorschriften 
 

§ 4  
Öffnungszeiten  

 
(1) Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen be- 

kanntgegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet.  
 
(2) Die Stadt kann das Betreten aller oder einzelner Friedhofs- 

teile aus besonderem Anlass vorübergehend untersagen.  
 
 

§ 5  
Verhalten auf dem Friedhof  

(1) Alle Personen haben sich auf den Friedhöfen der Würde  
des Ortes und den Empfindungen anderer Friedhofsbesu-
cher entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen des 
Friedhofspersonals sind zu befolgen.  
 

(2) Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Beglei- 
tung und unter Verantwortung Erwachsener betreten.  

 
(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet,  
     1.  Flächen und die Wege mit Fahrzeugen aller Art, aus- 

genommen Kinderwagen und Krankenfahrstühle so-
wie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für 
den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibende, zu be-
fahren,  

     2.  Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen und  
gewerbliche Dienste anzubieten oder hierfür zu wer-
ben,  

     3.  an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Be- 
stattung Arbeiten auszuführen,  

     4.  ohne schriftliche Zustimmung der Angehörigen die  
Trauergemeinde bei der Durchführung von Bestat-
tungs- und Trauerritualen gewerbsmäßig zu fotografie-
ren oder zu filmen,  

     5.  Druckvorschriften zu verteilen, sofern diese nicht für  
die Durchführung der Bestattung erforderlich sind,  

     6.  Abraum und Abfall außerhalb der dafür bestimmten  
Stellen abzulagern,  

     7.  den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu  
verunreinigen oder zu beschädigen, Einfriedigungen 
und Hecken zu übersteigen und Rasenflächen (soweit 
sie nicht als Zuwegung dienen), Grabstätten und Grab-
einfassungen zu betreten,  

     8.  zu lärmen und zu spielen, zu lagern und Alkohol zu  
trinken,  

     9.  Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenführhunde,  
     10. Mit Rollschuhen, Inlineskates, Skateboards oder ähn- 

lichem auf Wegen sowie auf gefrorenen Wasserflä-
chen, z. B. mit Schlittschuhen, zu laufen.  

 
Die Stadt kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem 
Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar 
sind.  

 
(4) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung  

zusammenhängende Veran-staltungen bedürfen der Zu-
stimmung der Stadt, sie sind spätestens sieben Tage vor-
her zu beantragen.  

 
 

§ 6  
Gewerbetreibende  

 
(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner und sonstige Gewerbetrei- 

bende bedürfen für Tätigkeiten auf den Friedhöfen der vor-
herigen Zulassung durch die Stadt, die gleichzeitig den 
Umfang der Tätigkeit festlegt.  

 
(2) Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die  
     1.  in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht  

zuverlässig sind und  
     2.  selbst oder deren fachliche Vertreter in die Handwerks- 

rolle eingetragen sind oder über die notwendige Sach-
kunde verfügen und  

     3.  Mitglied in der für das jeweilige Gewerbe zuständigen  
Berufsgenossenschaft sind und  

     4.  eine ausreichende Berufs-Haftpflicht-Versicherung  
nachweisen können.  

 
(3) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die  
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Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelungen 
zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schä-
den, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit 
ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen verursachen.  

 
(4) Unbeschadet § 6 dürfen gewerbliche Arbeiten auf den  

Friedhöfen nur während der von der Stadt festgesetzten 
Zeiten durchgeführt werden. In den Fällen des § 5 sind ge-
werbliche Arbeiten untersagt.  

 
(5) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Mate- 

rialien dürfen auf den Friedhöfen nur vorübergehend und 
nur an der Stelle gelagert werden, an denen sie nicht be-
hindern. Bei Beendigung oder bei Unterbrechung der Ta-
gesarbeiten sind die Arbeits- und die Lagerplätze wieder in 
den früheren Zustand zu bringen. Die Gewerbetreibenden 
dürfen die auf den Friedhöfen Wertstoffe und Restabfälle 
nicht in die Abfallbehälter, sondern nur an den dafür vorge-
sehenen Sammelplätzen auf den Werkhöfen entsorgen. 
Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasser-
entnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden.  

 
(6) Gewerbetreibende, die trotz schriftlicher Abmahnung ge- 

gen die Vorschriften der Nr. 3 bis 6 verstoßen oder bei de-
nen die Voraussetzungen der Nr. 2 ganz oder teilweise 
nicht mehr gegeben sind, kann die Stadt die Zulassung 
auf Zeit oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid ent-
ziehen. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine vor-
herige Abmahnung entbehrlich.  

 
 

3. Bestattungsvorschriften 
 

§ 7  
Allgemeines  

 
(1) Bestattungen sind unverzüglich bei der Friedhofsverwal- 

tung anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen 
Unterlagen beizufügen; bei Urnenbeisetzungen zusätzlich 
der Einäscherungsnachweis. Wird eine Beisetzung in ei-
ner vorher erworbenen Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrab-
stätte beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuwei-
sen.  

 
(2) Die Stadt setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. Bestattun- 

gen und Einäscherungen sollen in der Regel spätestens 
innerhalb von acht Tagen nach Eintritt des Todes erfolgen. 
Leichen, die nicht binnen 14 Tage nach Eintritt des Todes 
und Aschen, die nicht binnen drei Monaten nach Ein-
äscherung beigesetzt sind, werden auf Kosten des Bestat-
tungspflichtigen von Amts wegen in einer Reihengrabstät-
te beigesetzt.  

 
 

§ 8  
Beschaffenheit von Särgen  

 
(1) Särge für Erdbestattungen müssen festgefügt und so ab- 

gedichtet sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit 
bis zur Beisetzung ausgeschlossen ist. Särge müssen so 
beschaffen sein, dass  
 

     1.   Die physikalische, chemische oder biologische Be- 
schaffenheit des Bodens oder des Grundwassers nicht 
nachteilig verändert wird,  

     2.  Die Verwesung der Leiche innerhalb der Ruhezeit er- 
möglicht wird.  

 
Für die Bestattung sind zur Vermeidung von Umweltbelas-

tungen nur Särge aus leicht abbaubarem Material (Voll-
holz oder vergleichbare umweltverträgliche Materialien) 
erlaubt, die keine umweltgefährdenden Lacke oder Zusät-
ze enthalten. Särge, Sargausstattungen und Sargabdich-
tungen dürfen nicht aus Kunststoff oder sonstigen nicht 
verrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. Die Grundierung 
und alle folgenden Beschichtungen der Sargoberfläche 
müssen frei von umweltgefährdenden Stoffen, insbeson-
dere von Nitocellulose- und PVC-/PCP-Bestandteilen 
sein.  

 
(2) Für Innenausbettungen von Särgen dürfen nur Holzwolle,  

Hobelspäne und geschnitzeltes Papier als saugfähige Ma-
terialien verwendet werden. Kissen, Decken, Bespan-
nung, Wäsche und sonstige Kleidung einer Leiche und an-
dere Bestattungsmaterialien dürfen nur aus leicht verrott-
barem Material wie natürliche Fasern, Baumwolle, Visko-
se oder Papier bestehen.  

 
(3) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang und 0,65 m hoch  

und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in Ausnahmefäl-
len größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der 
Stadt bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.  

 
 

§ 9  
Ausheben der Gräber  

 
(1) Die Gräber werden von den Beauftragten der Stadt Bad  

Iburg ausgehoben und wieder verfüllt.  
 
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberflä- 

che (ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges mindes-
tens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 
m.  

 
(3) Die Gräber für Erdbeisetzungen müssen voneinander  

durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein.  
 
(4) Vor einer Beisetzung in ein bestehendes Wahlgrab hat der  

Nutzungsberechtigte Grabzubehör (z. B. Liegeplatten, 
Grabmale Bepflanzung) entfernt zu lassen. Sofern beim 
Ausheben Grabzubehör entfernt werden muss, hat der 
Nutzungsberechtigte die der Stadt dadurch entstehende 
Kosten zu erstatten.  

 
 

§ 10  
Ruhezeit  

 
(1) Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 20 Jahre.  
 
(2) Die Frist beginnt am Tag der Beisetzung und soll eine aus- 

reichende Verwesung sowie eine angemessene Toteneh-
rung gewährleisten.  

 
 

§ 11  
Umbettung  

 
(1) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbe- 

schadet der sonstigen gesetz-lichen Vorschriften, der vor-
herigen Zustimmung der Stadt und/oder Gesundheitsbe-
hörde. Die Zustimmung kann nur bei Vorliegen eines wich-
tigen Grundes erteilt werden.  

 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- oder  

Aschereste können mit vorheriger Zustimmung der Stadt 
auch in belegte Grabstätten aller Art umgebettet werden.  
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(3) Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberech- 
tigt ist bei Umbettungen aus Reihengrabstätten/Urnenrei-
hengrabstätten jeder Angehörige des Verstorbenen mit 
Zustimmung der Verfügungsberechtigten, bei Umbettun-
gen aus Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der jewei-
lige Nutzungsberechtigte. In den Fällen des § 30 Abs. 1 
Satz 3 und bei Entziehung von Nutzungsrechten gemäß § 
30 Abs. 1 Satz 4 können Leichen oder Aschen, deren Ru-
hezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in Rei-
hengrabstätten/Urnenreihengrabstätten umgebettet wer-
den.  
 

(4) Alle Umbettungen werden von den Beauftragten der Stadt  
durchgeführt.  

 
(5) Neben der Zahlung der Gebühren für die Umbettung ha- 

ben die Antragsteller Ersatz für die Schäden zu leisten, die 
an benachbarten Grabstätten und Anlagen durch eine 
Umbettung zwangsläufig entstehen.  

 
(6) Der Ablauf der Ruhe- und Nutzungszeit wird durch eine  

Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.  
 
(7) Leichen und Aschen zu anderen als zu Umbettungszwe- 

cken wieder auszugraben, bedarf einer behördlichen oder 
richterlichen Anordnung.  

 
(8) Die Stadt bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung.  
 

4. Grabstätten 
 

§ 12  
Allgemeines  

 
(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum der Stadt. An ihnen kön- 

nen Rechte nur nach dieser Satzung erworben werden.  
 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in  
     1. Reihengrabstätte  
           a) Reihengrab (individuell gepflegt)  
           b) anonymes Reihengrab  
           c) Reihengrab als Wiesengrab  
 
     2. Wahlgrabstätten (individuell gepflegt)  
      
     3. Urnengrabstätten  
           a) Urnenwahlgrab (individuell gepflegt)  
           b) Urnenreihengrab (individuell gepflegt)  
           c) anonymes Urnenreihengrab  
           d) Urnenreihengrab als Wiesengrab  
 
 

§ 13  
Reihengrabstätten  

 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbeisetzungen,  

die der Reihe nach belegt und erst im Todesfall für die 
Dauer von 20 Jahren (Dauer der Ruhezeit) des zu Bestat-
tenden abgegeben werden. Die Lage der Reihengrabstät-
te bestimmt die Stadt.  

 
(2) Es werden zur Verfügung gestellt:  
     1. Reihengräber für Personen über 6 Jahre  
     2. Reihengräber für Personen unter 6 Jahren  
     3. anonyme Reihengräber  
     4. Reihengräber als Wiesengräber  
 
(3) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche beigesetzt  

werden.  

§ 14  
Wahlgrabstätten  

 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für die Beisetzungen, an  

denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 
Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Be-
nehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. Der Ersterwerb 
ist grundsätzlich nur bei Eintritt eines Bestattungsfalles 
möglich.  

 
(2) Es werden unterschieden ein- und mehrstellige Grabstät- 

ten als Einfach- oder Tiefgräber. In einem Tiefgrab sind bei 
gleichzeitig laufender Ruhezeit nur 2 Beisetzungen über-
einander zulässig.  

 
(3) Das Nutzungsrecht entsteht nach Zahlung der fälligen Ge- 

bühr mit Aushändigung der Verleihungsurkunde.  
 
(4) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige  

Nutzungsberechtigte 3 Monate vorher schriftlich oder - 
falls er nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln 
ist, durch eine öffentliche Bekanntmachung - hingewiesen.  

 
(5) Eine Beisetzung darf nur stattfinden, wenn die Ruhezeit  

die Nutzungszeit nicht übersteigt oder ein Nutzungsrecht 
mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit wie-
dererworben ist.  

 
(6) Der Erwerber ist der Nutzungsberechtigte. Er kann seine  

Rechte mit Genehmigung der Stadt einem beisetzungsbe-
rechtigten Angehörigen übertragen oder – bei einer nicht 
belegten Grabstätte – die Stadt gegenüber auf die Rechte 
verzichten.  

 
(7) Verstirbt der Nutzungsberechtigte ohne eine Regelung ge- 

mäß Abs. 6, so kann gegenüber der Stadt als neuer Nut-
zungsberechtigter eingetragen werden:  

 
     1.   zunächst: der Ehegatte/die Ehegattin bzw. der einge- 

tragene Lebenspartner, die eingetragene Lebenspart-
nerin,  

     2.  dann in der vorgegebenen Reihenfolge: Kinder, Eltern,  
Großeltern, Enkelkinder und Urenkel,  

     3.  danach: die Ehegatten bzw. die eingetragenen Le- 
benspartner der unter Nr. 2 genannten Personen.  

 
(8) Innerhalb der einzelnen Gruppen zu Nr. 2 wird der Älteste  

Nutzungsberechtigter. Das Nutzungsrecht erlischt, wenn 
es keiner der Angehörigen des verstorbenen Nutzungsbe-
rechtigten innerhalb eines Jahres seit der Beisetzung 
übernimmt.  

 
(9) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungs- 

recht nur auf eine Person aus dem Kreis des in Absatz 7 
Satz 1 übertragen; er bedarf dazu der vorherigen Zustim-
mung der Stadt.   

 
(10) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unver- 

züglich nach Erwerb auf sich umschreiben zu lassen.  
 
(11) Der jeweilige Nutzungsberechtige hat im Rahmen der  

Friedhofssatzung und der dazu ergangenen Regelungen 
das Recht, in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden, 
bei Eintritt eines Bestattungsfalles über andere Beisetzun-
gen und über die Art der Gestaltung und der Pflege der 
Grabstätten zu entscheiden.  

 
(12) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage  

und zur Pflege der Grabstätte.  



557

(13) Auf das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann  
jederzeit, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der 
letzten Ruhezeit verzichte werden. Ein Verzicht ist nur für 
die gesamte Grabstätte möglich.  

 
(14) Das Ausmauern von Grabstätten ist nicht zulässig.  
 
 

§ 15  
Urnenreihengrabstätten  

 
(1) Urnenreihengrabstätten sind Grabstätten die für die Bei 

setzung von Urnen, die der Reihe nach belegt und erst im 
Todesfall für die Dauer von 20 Jahren (Dauer der Ruhe-
zeit) des zu Bestattenden abgegeben werden. Die Lage 
der Urnenreihengrabstätte bestimmt die Stadt.  

 
(2) Es werden zur Verfügung gestellt:  
     1. Urnenreihengräber  
     2. anonyme Urnenreihengräber  
     3. Urnenreihengräber als Wiesengräber  
 
(3) In jeder Urnenreihengrabstätte darf nur eine Urne beige- 

setzt werden.  
 
 

§ 16  
Urnenwahlgrabstätten  

 
(4) Urnenwahlgrabstätten sind Grabstätten für die Beisetzun- 

gen von Urnen, an denen auf Antrag ein Erstnutzungs-
recht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen 
und deren Lage im Benehmen mit dem Erwerber bestimmt 
wird. Der Ersterwerb ist grundsätzlich nur bei Eintritt eines 
Bestattungsfalles möglich.  

 
(1) In ein Urnenwahlgrab können bis zu 4 Urnen beigesetzt  

werden.  
 
(2) Soweit in der Friedhofssatzung nicht anderes bestimmt ist,  

gelten die Vorschriften für die Wahlgrabstätten sinngemäß 
auch für die Urnenwahlgrabstätten.  

 
 

5. Gestaltung der Grabstätten 
 

§ 17  
Allgemeine Gestaltungsgrundsätze  

 
Jede Grabstätte ist - unbeschadet der besonderen Anforde-
rungen der §§ 18 und 26 für Abteilungen mit besonderen Ge-
staltungsvorschriften - so zu gestalten und so an die Umge-
bung anzupassen, dass die Würde des Friedhofs in seinen 
einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird.  
 
 
 

6. Grabmale 
 

§ 18  
Gestaltungsvorschrift  

 
 
(1) Die Grabmale müssen in ihrer Gestaltung, Bearbeitung  

und Anpassung an die Umgebung erhöhten Anforderun-
gen entsprechen.  

 
(2) Für jede Grabstelle ist nur ein stehendes Grabmal oder ei- 

ne liegende Grabplatte zugelassen.  

(3) Für Grabmale dürfen Naturstein, Holz, Eisen, Schmiedeei- 
sen, Stahl, Kupfer sowie geschmiedete oder gegossene 
Bronze oder ein Verbund dieser Materialien verwendet 
werden. Als Gestaltungselement im Verbund mit den in 
Satz 1 genannten Materialien sind Aluminium und Glas 
(Sicherheitsglas) ebenfalls zugelassen. Nicht verwendet 
dürfen Kunststeine, Spaltfelsen und Kunststoffe.  

 
(4) Grabmalgrößen bei Erdbestattungen:  
     a)  Kindereihengrabstätten (stehende Grabmale)  

Die Maximalhöhe beträgt 70 cm. Das Verhältnis von 
Höhe zur Breite muss zwischen 3:1 und 2:1 liegen. Die 
Stärke darf 12 cm nicht unterschreiten.  

     b)  Kindereihengrabstätten (liegende Grabmale)  
Die Ansicht (Draufsicht) darf 0,20 m² nicht übersteigen.  

     c)  Erwachsenenreihengrabstätten (stehende Grabmale)  
Die Maximalhöhe beträgt 90 cm. Das Verhältnis von 
Höhe zur Breite muss zwischen 3:1 und 2:1 liegen. Die 
Stärke darf 14 cm nicht unterschreiten.  

     d)  Erwachsenenreihengrabstätten (liegende Grabmale)  
Die Ansicht (Draufsicht) darf 0,25 m² nicht übersteigen.  

     e)  Wahlgrabstätten (stehende Grabmale)  
Die Maximalhöhe beträgt 110 cm. Das Verhältnis von 
Höhe zur Breite muss zwischen 3:1 und 2:1 liegen. Die 
Stärke darf 18 cm nicht unter- und die Breite nicht 
überschreiten. Grabsteine die breiter als hoch sein sol-
len, können für Grabstätten, die mindestens 3,75 m 
breit sind, gestattet werden, wenn ihre Breite 1,10 m 
nicht übersteigt und die Breite sich zur Höhe wie 2:1 
verhält.  

     f)   Wahlgrabstätten (liegende Grabmale)  
Die Ansicht (Draufsicht) darf 0,50 m² nicht übersteigen. 
Ausgenommen sind hiervon Urnenwahlgrabstätten. 
Die Steine dürfen nicht mehr als 20 cm aus dem Bo-
den herausragen. Die Mindeststrärke beträgt 15 cm.  

 
(5) Bei der Gestaltung und Bearbeitung sind folgende Vor- 

schriften einzuhalten:  
     1.  Aufrechtstehende Grabmale (Stelen) müssen mit ei- 

nem Maßverhältnis von mindestens 1: 1,5 gearbeitet 
sein.  

     2.  Die Grabmale aus Naturstein sollen grundsätzlich aus  
einem Stück und allseits gleichwertig handwerklich 
oder durch die Natur bearbeitet sein. Polituren als Ge-
staltungselement von untergeordnetem Flächenanteil 
sind zulässig, nicht jedoch Flächenpolituren und Flä-
chenfeinschliff.  

     3.  Grabzeichen aus Holz sind handwerklich zu arbeiten  
und ausschließlich mit Mitteln zu imprägnieren, die das 
natürliche Aussehen des Holzes nicht beeinträchtigen 
und nachweislich für die Ökologie unbedenklich sind. 
Anstriche und Lackierungen sind untersagt.  

     4.  Grabzeichen aus Metall können geschmiedet, gegos- 
sen oder geschweißt sein. Jede Oberflächenbearbei-
tung ist zugelassen, nur Flächenpolituren und glän-
zend lackierte oder glänzend beschichtete Flächen 
sind nicht erlaubt.  

     5.  Das Einfärben der Grabmale ist nicht gestattet.  
     6.  An das Grabmal dürfen ergänzende Ornamente und fi- 

gürliche Darstellungen untergeordneter Größe ange-
bracht werden.  

     7.  Am Grabmal darf ein Foto des Verstorbenen in Form  
eines Medaillons aus Porzellan oder Emaille (Größe 
maximal 0, 10 x 0, 15 m) angebracht werden.  

 
(6) Sofern das stehende Grabmal eines Wahlgrabes eine wei- 

tere Beschriftung nicht mehr erlaubt, kann pro Grabstelle 
eine Ergänzungsplatte entsprechend dem Material des 
Grabmals in einer Größe von maximal (B x T x H) 0,60 x 
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0,60 x 0, 12 m genehmigt werden. Pro Ergänzungsplatte 
darf die Breite des bestehenden Grabmals grundsätzlich 
nicht überschritten werden.  

 
(7) Sockel und mehrteilige Grabmale können unter besonde- 

ren gestalterischen Bedingungen nach Einzelprüfung 
durch die Stadt zugelassen werden. Der Sockel darf das 
Grabbeet nicht überschreiten.  

 
(8) Vertiefte Schriften dürfen nicht mit umweltgefährdenden  

Metallen oder Metallverbindungen hinterlegt sein.  
 
(9) Soweit es die Stadt innerhalb der Gesamtgestaltung unter  

Beachtung des § 19 und unter Berücksichtigung künstleri-
scher Anforderungen für vertretbar hält, kann sie Ausnah-
men von den Vorschriften der Absätze 3 bis 7 und sonstige 
bauliche Anlagen zulassen. Sie kann für Grabmale und 
sonstige bauliche Anlagen auch darüberhinausgehende 
Anforderungen an Größe, Material, Entwurf und Ausfüh-
rung stellen.  

 
 

§ 19  
Zustimmungserfordernis  

 
(1) Die Errichtung, Fundamentierung und jede Veränderung  

von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen Zustim-
mung der Stadt. Die Zustimmung ist bereits vor der Anfer-
tigung oder der Veränderung der Grabmale einzuholen. 
Als Veränderungen gelten das Umarbeiten der Form, das 
Ergänzen von Inschriften, das Verändern der Oberflächen-
struktur und das Niederlegen oder Entfernen von Grabma-
len.  

 
(2) Den Anträgen sind folgende Unterlagen zweifach beizufü- 

gen:  
     1.  Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht  

im Maßstab 1:10 unter Angabe des Materials, seiner 
Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anord-
nung. Ausführungszeichnungen sind auf Verlangen 
einzureichen, soweit es zum Verständnis erforderlich 
ist;  

     2.  Zeichnungen der Schrift, der Ornamente, der figürli- 
chen Darstellungen und der Symbole im Maßstab un-
ter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, des In-
halts, der Form und der Anordnung; ´ 

     3.  Der Fundamentschein.  
 
(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen bau- 

lichen Anlagen bedarf ebenfalls der vorherigen schriftli-
chen Zustimmung der Stadt. Die Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend.  

 
(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die  

sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach 
Zustimmung errichtet worden ist.  

 
(5) Die provisorischen Grabzeichen sind nur als naturlasierte  

Holztafeln oder Holzkreuze zulässig und dürfen nicht län-
ger als 1 Jahre nach der Beisetzung verwendet werden.  

 
 

§ 22  
Standsicherheit der Grabmale  

 
(1) Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den all- 

gemeinen anerkannten Regeln des Handwerks (Richtlini-
en der Berufsgenossenschaft und des Bundesinnungsver-
bands des Deutschen Steinmetz-, Stein und Holzbildhau-

erhandwerks für das Fundamentieren und Versetzen von 
Grabdenkmälern in der jeweils geltenden Fassung) zu fun-
damentieren und so zu befestigen, dass sie dauerhaft 
standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Grä-
ber nicht umstürzen oder sich senken können. Satz 1 gilt 
für sonstige bauliche Anlagen entsprechend.  

 
(2) Die Mindeststärke, die Art der Fundamentierung und der  

Befestigung, insbesondere die Größe und Stärke der Fun-
damente, bestimmt die Stadt gleichzeitig mit der Zustim-
mung nach § 21. Sie kann überprüfen, ob die vorgeschrie-
bene Fundamentierung durchgeführt worden ist. Die Wie-
derbefestigung von Grabmalen bedarf keiner besonderen 
Genehmigung.  

 
(3) Die Standsicherheit der Grabmale wird von der Stadt ein- 

mal jährlich überprüft.  
 
 

§ 23  
Unterhaltung der Grabmale  

 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind  

dauernd in verkehrssicherem Zustand zu halten. Verant-
wortlich dafür ist der Nutzungsberechtigte.  

 
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen  

baulichen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind die 
für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unver-
zügliche Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann 
die Stadt auf Kosten des Verantwortlichen Sicherungs-
maßnahmen (z. B. Umlegen von Grabmalen, Absperrun-
gen) treffen. Wird der rechtswidrige Zustand trotz schriftli-
cher Aufforderung der Stadt nicht innerhalb einer jeweils 
festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die 
Stadt berechtigt, dies auf Kosten des Verantwortlichen zu 
tun oder das Grabmal, die sonstigen bauliche Anlage oder 
die Teile davon zu entfernen; die Stadt ist nicht verpflich-
tet, diese Gegenstände aufzubewahren. Ist der Verant-
wortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermit-
teln, genügen eine öffentliche Bekanntmachung. Die Ver-
antwortlichen sind für jeden Schaden haftbar, der durch 
Umfallen von Grabmalen oder sonstiger baulicher Anlagen 
oder durch Abstürzen von Teilen davon verursacht wird.  

 
 

§ 24  
Entfernung von Grabmalen  

 
(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor Ablauf  

der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts nur mit vorheriger 
schriftlicher Zustimmung der Stadt von der Grabstätte ent-
fernt werden.  

 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts sind  

die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen zu ent-
fernen. Sind die Grabmale oder sonstigen baulichen Anla-
gen nicht innerhalb von drei Monate nach Ablauf der Ru-
hezeit oder des Nutzungsrechts entfernt, fallen sie ent-
schädigungslos in die Verfügungsgewalt der Stadt. Sofern 
Wahlgrabstätten von der Stadt abgeräumt werden, hat der 
jeweilige Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen.  

 
7. Herrichtung und Pflege der Grabstätten 

 
§ 25  

Allgemeines  
 
(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des  
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§ 17 hergerichtet und dauernd verkehrssicher instandge-
halten werden. Dies gilt entsprechend für den Grab-
schmuck. Verwelkte Blumen und Kränze sind unverzüglich 
von den Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorge-
sehenen Plätzen abzulegen.  

 
(2) Die Höhe und die Form der Grabhügel und die Art ihrer  

Gestaltung sind dem Gesamtcharakter des Friedhofs, 
dem besonderen Charakter des Friedhofs teils und der un-
mittelbaren Umgebung anzupassen. Die Grabstätten dür-
fen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grab-
stätten und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht be-
einträchtigen.  

 
(3) Für die Herrichtung und Instandhaltung ist der Nutzungs- 

berechtigte verantwortlich. Die Verpflichtung erlischt mit 
dem Ablauf des Nutzungsrechts.  

 
(4) Der Nutzungsberechtigte ist zur Pflege der Grabstätte ver- 

pflichtet. Er kann die Grabstätte selbst anlegen und pfle-
gen oder damit einen zugelassenen private Friedhofsgärt-
ner beauftragen.  

(5) Alle Grabstätten müssen binnen sechs Monate nach der  
Beisetzung bzw. nach dem Erwerb des Nutzungsrechts 
gärtnerisch hergerichtet werden.  

 
(6) Die Stadt kann verlangen, dass der Nutzungsberechtigte  

die Grabstätte nach Ablauf des Nutzungsrechts abräumt.  
 
(7) Die Herrichtung, die Unterhaltung und jede Veränderung  

der gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten ob-
liegt ausschließlich der Stadt. Die Stadt ist verantwortlich 
für die Gestaltung und Unterhaltung der pflegearmen und 
anonymen Grabarten. Sie kann sie Pflege dieser Anlagen 
an private Unternehmen vergeben.  

 
(8) Kunststoffe und andere nicht verrottbare Werkstoffe dürfen  

in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere 
in Kränzen, Trauergebinden und -gestecken, im Grab-
schmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzen-
zuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht ver-
wendet werden. Kleinzubehör wie Blumentöpfe, Tüten und 
verbrauchte Grablichter aus nicht oder schwer verrottba-
rem Material sind vom Friedhof zu entfernen oder in den 
zur Abfalltrennung bereitgestellten Behältern zu entsor-
gen. Ausgenommen davon sind Kunststoffartikel mit län-
gerem Gebrauchswert wie Steckvasen, Markierungszei-
chen und Gießkannen. Die Verwendung von Herbiziden 
und reinem Torf ist nicht gestattet.  

 
 

§ 26  
Weitere Gestaltungsvorschriften  

 
(1) Die Grabstätten müssen bepflanzt werden und in ihrer  

gärtnerischen Gestaltung und in ihrer Anpassung an die 
Umgebung besonderen Anforderungen entsprechen.  

 
(2) Für die Bepflanzung dürfen nur solche Pflanzen verwen- 

det werden, die andere Grabstätten oder die öffentlichen 
Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. Hecken dürfen 
zur Bepflanzung der Grabstätten nicht angepflanzt wer-
den.  

 
(3) Nicht gestattet ist das Einfassen der Gräber oder des  

Grabbeetes.  

 
§ 27  

Vernachlässigung  
 
Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder 
gepflegt, hat der Nutzungsberechtigte auf schriftliche Auffor-
derung der Stadt die Grabstätte innerhalb einer jeweils festzu-
setzenden angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist der 
Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu er-
mitteln, genügt eine öffentliche Bekanntmachung. Wird die 
Aufforderung nicht befolgt, kann die Stadt in die Grabstätten 
auf Kosten des jeweiligen Nutzungsberechtigten in Ordnung 
bringen lassen oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung 
entziehen. Vor dem Entzug des Nutzungsrechts ist der jewei-
lige Nutzungsberechtigte noch einmal schriftlich aufzufordern, 
die Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu bringen, ist er nicht 
bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, hat noch ein-
mal eine entsprechende öffentliche Bekanntmachung zu erfol-
gen. In dem Entziehungsbescheid ist der jeweilige Nutzungs-
berechtigte aufzufordern, das Grabmal und die sonstigen bau-
lichen Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbar-
keit des Entziehungsbescheid zu entfernen. Der Verfügungs-
bescheid ist in den schriftlichen Aufforderungen, der öffentli-
chen Bekanntmachung auf die für ihn maßgeblichen Rechts-
nachfolgen des § 23 Abs. 2 Satz 3 und 4 hinzuweisen.  
 
 

8. Trauerfeiern 
 

§ 28  
Trauerfeiern  

 
(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum,  

am Grab oder an einer anderen im Freien vorgesehenen 
Stelle abgehalten werden.  

 
(2) Die Aufbahrung des Verstorbenen im Feierraum kann un- 

tersagt werden, wenn der Verstorbene an einer mel-
depllichligen übertragbaren Krankheit gelitten hat oder Be-
denken wegen des Zustandes der Leiche bestehen. Aus-
nahmen kann die Stadt bei Vorlage einer Zustimmung des 
Gesundheitsamtes zulassen  

 
(3) Die Trauerfeiern sollen jeweils nicht länger als 30 Minuten  

dauern. Ausnahmen bedürfen der vorherigen Zustimmung 
der Stadt.  

 
(4) Die stadteigenen Musikinstrumente und Musikwiederga- 

begeräte in den Feierräumen dürfen grundsätzlich nur von 
den durch die Stadt zugelassenen Musikern gespielt bzw. 
bedient werden.  

 
(5) Neben der von der Stadt gestellten Kapellendekoration  

sind zusätzliche eigene Dekorationen bei der Anmeldung 
der Trauerfeier mit anzumelden. Diese Zusatzdekoration 
ist unmittelbar nach der Trauerfeier vollständig zu entfer-
nen.  

 
(6) Die Angehörigen sind dafür verantwortlich, dass die Emp- 

findungen anderer Personen durch Reden oder Darbietun-
gen während der Trauerfeier nicht verletzt werden.  

 
 

 
9. Schlussvorschriften 

 
§ 29  

Alte Rechte  
 
(1) Bei Grabstätten, über welche die Stadt bei Inkrafttreten  

dieser Satzung bereits verfügt hat, richten sich die Nut-
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zungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen Vor-
schriften.  

 
(2) Im Übrigen gilt diese Satzung.  
 
 

§ 30  
Haftung  

 
Die Stadt Bad Iburg haftet nicht für Schäden, die durch nicht 
satzungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen und 
ihrer Einrichtung, durch dritte Personen oder durch Tiere ent-
stehen.  
 

§ 31  
Gebühren  

 
Für die Benutzung der vom der Stadt Bad Iburg verwalteten 
Friedhöfe und ihrer Einrichtungen sind die Gebühren nach der 
jeweils geltenden Gebührensatzung für die Friedhöfe der 
Stadt Bad Iburg zu entrichten.  
 
 

§ 32  
Ordnungswidrigkeiten  

 
Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 5 des Niedersächsi-
schen Kommunalverfassungsgesetz in der jeweils gültigen 
Fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
 
1.   sich als Besucher entgegen § 5 Abs. 1 nicht der Würde  

des Friedhofs entsprechend verhält oder Anordnungen 
des Friedhofspersonals nicht befolgt,  
 

2.  entgegen § 5 Abs. 3  
 
     a)   die Wege mit Fahrzeugen aller Art, ausgenommen Kin- 

derwagen und Krankenfahrstühle befährt,  
     b)  Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen,  

und gewerbliche Dienste anbietet oder dafür wirbt,  
     c)  an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Be- 

stattung Arbeiten ausführt,  
     d)  ohne schriftlichen Auftrag der Angehörigen gewerbs- 

mäßig fotografiert oder filmt,  
     e)  Druckschriften verteilt,  
     f)   Abraum und Abfall außerhalb der dafür bestimmten  

Stellen ablagert,  
     g)  den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen  

verunreinigt oder beschädigt, Einfriedigungen und He-
cken übersteigt und Rasenflächen soweit sie nicht als 
Wege dienen, Grabstätten und Grabeinfassungen be-
tritt,  

     h)  lärmt, spielt und Alkohol trinkt, lagert,  
     i)   Tiere mitbringt, ausgenommen Blindenführhunde,  
     j)   mit Rollschuhen, Inlineskates, Skateboards oder ähnli 

chem auf Wegen sowie auf gefrorenen Wasserflächen, 
z. B. mit Schlittschuhen, zu laufen.  

 
3.   entgegen § 5 Abs. 4 Totengedenkfeiern ohne Zustimmung  

der Stadt durchführt  
 
4.   als Gewerbetreibender entgegen § 6 Abs. 1, 4 und 5 ohne  

vorherige Zulassung tätig wird, außerhalb der festgesetz-
ten Zeiten Arbeiten durchführt sowie Werkzeuge und Ma-
terialien unzulässig lagert,  

 
5.  entgegen § 19 Abs. 1 und 2 ohne vorherige Zustimmung  

Grabmale oder bauliche Anlagen errichtet oder verändert,  
 
6.   Grabmale entgegen § 22 Abs. 1 nicht fachgerecht befes- 

tigt und fundamentiert,  

7.  Grabmale entgegen § 23 Abs. 1 nicht in gutem und ver- 
kehrssicherem Zustand hält,  

 
8.  Grabmale und bauliche Anlagen entgegen § 24 Abs. 1 oh- 

ne vorherige schriftliche Zustimmung entfernt,  
 
9.  Kunststoffe und andere nicht verrottbare Werkstoffe ent- 

gegen § 25 Abs. 8 verwendet oder so beschaffenes Zube-
hör nicht vom Friedhof entfernt oder in den bereitgestellten 
Behältern entsorgt,  

 
10. Grabstätten entgegen § 27 vernachlässigt.  
 
 

§ 33  
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig treten die Friedhofssatzungen vom 
17.12.1980 und alle übrigen entgegenstehenden ortsrechtli-
chen Vorschriften außer Kraft.  
 
Bad Iburg, den 03.12.2020 

 
 

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

(Siegel)                      Annette Niermann 
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Gebührensatzung  
zur Friedhofssatzung vom 03.12.2020  

der Stadt Bad Iburg 
 
 
Aufgrund § 13 des Gesetzes über Leichen-, Bestattungs- und 
Friedhofswesen (BestattG) für das Land Niedersachsen vom 
08.12.2005 (Nds. GVBI. S. 381), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 20.06.2018 (Nds. GVBI. S. 117), der §§ 10, 58 
und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. 
S. 576), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 24.10.2019 
(Nds. GVBI. S. 309) sowie §§ 1, 2 und 5 des Niedersächsi-
schen Kommunalabgabengesetzes in der Fassung vom 
20.04.2017 (Nds. GVBI. S. 121), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 24.10.2019 (Nds. GVBI. S. 309) hat der Rat der 
Stadt Bad Iburg in seiner Sitzung am 03.12.2020 folgende 
Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Bad Iburg be-
schlossen: 
                  

§ 1  
Allgemeines 

                  
Für die Inanspruchnahme der städtischen Friedhöfe und der 
städtischen Friedhofskapellen werden Gebühren nach dem 
dieser Satzung anliegenden Tarif erhoben. 
 
                                                  

§ 2  
Gebührenpflichtige 

            
(1) Zur Zahlung der Gebühren ist verpflichtet                           
                                                  
     1.   wer die Bestattung / Beisetzung / sonstige gebühren- 

pflichtige Leistung nach dieser Satzung beantragt oder 
durch ihm zurechenbares eigenes Verhalten(mit) aus-
gelöst hat, 
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     2.   wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben  
oder verlängert hat, 

     3.   wer die Gebührenschuld gegenüber der Stadt durch  
schriftliche Erklärung übernommen hat oder wer für die 
Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet, 

     4.   wem nach § 8 Absatz 3 Niedersächsisches Bestat- 
tungsgesetz die Bestattungspflichtig obliegt. 

                                                  
(2) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.  
                                                  
 

§ 3  
Entrichtung der Gebühren 

            
Die Gebührenschuld entsteht mit der Anmeldung. Die zu erhe-
benden Gebühren werden einen Monat nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheides fällig 
 
                                                  

§ 4  
Gebührentarife 

                                                                  
                                                  
A.  Grabnutzungsgebühren                                                     
                                                  
1. Reihengräber                                                                         
     a)   für Personen über 6 Jahre                              860,00 €  
     b)   für Personen unter 6 Jahre                             750,00 €  
     c)   anonymes Reihengrab                                    860,00 €  
     d)   Reihengrab als Wiesengrab                            860,00 €  
     e)   Grabplatte für Wiesengrab                      nach Aufwand  
                                                  
2. Wahlgräber                            
     a)   mit Bestattungsmöglichkeit übereinander                       
           1.   Wahlgrab - 2 Leichen-                            1.810,00 €  
           2.   Wahlgrab - 4 Leichen-                            2.780,00 €  
           3.   Wahlgrab - 6 Leichen-                            3.740,00 €  
           4.   Wahlgrab - 8 Leichen-                            4.710,00 €  
      
     b)   mit Bestattungsmöglichkeit nebeneinander                    
           1.   Wahlgrab - 1 Leiche -                             1.540,00 €  
           2.   Wahlgrab - 2 Leichen-                            2.240,00 €  
           3.   Wahlgrab - 3 Leichen-                            2.930,00 €  
           4.   Wahlgrab - 4 Leichen-                            3.630,00 €  
                                                  
3. Urnenreihengräber                                                                 
     a)   Urnenreihengrab                                              860,00 €  
     b)   anonymes Urnenreihengrab                            720,00 €  
     c)   Urnenreihengrab als Wiesengrab                    720,00 €  
     d)   Grabplatte für Wiesengrab                      nach Aufwand  
                                                  
4. Urnenwahlgräber                                                                   
     a)   Urnenwahlgrab (bis zu 4 Urnen)                  2.060,00 €  
                                                  
Hinzubestattung von Urnen  
in bestehende Erdwahlgräber                                     180,00 €  
                                                  
 
B. Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle             
                                                  
5. Benutzung der Friedhofskapelle                                            
     a)   Benutzung der Friedhofskapelle                                    
           je Trauerfeier                                                   430,00 €  
     b)   Benutzung der Leichenkammer                                     
           Für Leichen, die auswärts bestattet  
           werden je Tag                                          nach Aufwand  
                       
      
C. Bestattungsgebühren                                                         

6. Gebühr für die Beisetzungen                                                
     a)   Tiefgrab                                                            570,00 €  
     b)   Normalgrab                                                      500,00 €  
     c)   Urne (anonym)                                                 170,00 €  
     d)   Urne                                                                 200,00 €  
                                                  
7. Gebühr für Umbettungen                               nach Aufwand  
                  
            
D. Sonstige Gebühren                                                             
                                                  
8. Berechnung der sonstigen Gebühren                                    
     a)   Genehmigungsgebühr zur Errichtung  
           von Grabdenkmälern                                         13,00 €  
     b)   Gebühr für die Umschreibung  
           von Wahlgräbern                                                 6,00 €  
                                                  
                                                  

§ 4 Billigkeitsmaßnahmen 
                                                            
Gebühren können im Einzelfall auf Antrag aus Billigkeitsgrün-
den wegen persönlicher odersachlicher Härte gestundet, nie-
dergeschlagen oder erlassen werden. 
 
                                                  

§ 5 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig wird die Gebührensatzung zur Friedhofs-
satzung der Stadt Bad Iburg vom 20.12.2001 aufgehoben. 
 
 
Bad Iburg, den 03.12.2020 
 
 

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

(Siegel)                      Annette Niermann 
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1. Satzung 

zur Änderung der Satzung der Gemeinde Glandorf  
über die Gewährung von Aufwandsentschädigung, 

Verdienstausfall und Auslagenerstattung  
für ehrenamtlich tätige Personen  

in der Freiwilligen Feuerwehr vom 03.12.2019 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 11, 44 und 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) und des § 12 des 
Niedersächsischen Gesetzes über den Brandschutz und die 
Hilfeleistung der Feuerwehr (NBrandSchG) in der jeweils gül-
tigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Glandorf in seiner 
Sitzung am 03.12.2020 folgende Änderungssatzung be-
schlossen: 
 

Artikel I 
 
§ 11 wird wie folgt neu gefasst: 
 
1.   Zur Aufrechterhaltung und Gewährleistung der Einsatzfä- 

higkeit der Freiwilligen Feuerwehr übernimmt die Gemein-
de die notwendigen Kosten für den nicht berufsbedingten 
Erwerb des Führerscheins der Klasse C bzw. CE in voller 
Höhe. 



Hierzu gehören auch die Kosten der ärztlichen Untersu-
chungen. Die Verwaltungskosten werden vom Landkreis 
Osnabrück getragen. 

 
2.   Die aktiven Feuerwehrmitglieder, die von der Feuerwehr  

als Fahrer/in eingesetzt werden, haben sich für 5 Jahre in 
der Feuerwehr zu verpflichten. 

 
Artikel II 

 
Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. 
 
Glandorf, den 03.12.2020 
 
 

Gemeinde Glandorf 
(Siegel)                       Dr. Heuvelmann 

Bürgermeisterin 
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Änderung  
der Friedhofsgebührenordnung (FGO) 

für den Friedhof der Ev.-luth. St. Johannis 
Kirchengemeinde Engter in 49565 Bramsche 

 
Der Kirchenvorstand der Ev.-luth. St. Johannis Kirchenge-
meinde Engter beschließt die Friedhofsgebührenordnung vom 
04.09.2012 wie folgt zu ändern: 
 

§ 6 
Gebührentarif 

 
I.     Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an  

 Grabstätten 
      4.  Urnenwahlgrabstätte 
           a)    für 30 Jahre für eine Grabstelle                 560,- € 
                   für jedes Jahr der Verlängerung             18,66,- € 
           b)     für 30 Jahre für zwei Grabstellen               860,- € 
                   für jedes Jahr der Verlängerung              28,66,- € 
 
Engter, den 08.09.2020 
 

Der Kirchenvorstand: 
(Siegel) 

W. Seller                                                               Pn. Thamm 
Vorsitzende/r                                                 weiteres Mitglied 
 
Die Änderung der Friedhofsgebührenordnung sowie der Kir-
chenvorstandsbeschluss vom  08.09.2020 werden hiermit ge-
mäß 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und Abs. 5 der Kirchengemeinde-
ordnung (KGO) kirchenaufsichtlich genehmigt. 
                                                                                                   
Osnabrück, den 02.12.2020 
                                                                                                                              
(Siegel)                             Kusserow 

Oberkirchenrat 
Kirchenamt Osnabrück-Stadt und -Land 
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Bekanntmachung 
gemäß § 39 Abs. 7 PBefG 

Änderung der Beförderungsentgelte 
VOS-Plus Tarif zum 01.01.2021 

der Verkehrsgemeinschaft Osnabrück und der 
NordWestBahn für die Schienenstrecke HallerWillem 
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Bekanntmachung 
gemäß § 39 Abs. 7 PBefG 

Änderung der Beförderungsentgelte 
VOS Tarif zum 01.01.2021 
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Preisstufe
OS/Belm

0 1 3 5 7
EinzelTicket 3,10 €      3,00 €      4,10 €      4,70 €      5,50 €      
EinzelTicket Kind 1,50 €      1,50 €      2,10 €      2,40 €      2,80 €      
GruppenTicket 1,50 €      1,50 €      2,10 €      2,40 €      2,80 €      
TagesTicket   6,50 €      5,60 €      7,50 €      8,50 €      10,10 €    
TagesTicket Familie 8,00 €      8,50 €      11,30 €    12,70 €    15,20 €    
WochenTicket 21,50 €    15,40 €    27,80 €    36,30 €    45,50 €    
MonatsTicket 66,40 €    38,60 €    75,60 €    99,70 €    128,00 €  
BasisAbo Region *  --- 32,20 €    63,30 €    83,50 €    106,40 €  
PremiumAbo Region *1)  --- 37,90 €    74,80 €    98,70 €    125,90 €  
BasisAbo * 51,20 €     ---  ---  ---  ---
PremiumAbo *)1) 55,30 €     ---  ---  ---  ---
JobTicket * 46,90 €    30,60 €    60,40 €    79,20 €    102,00 €  
WochenTicket Schüler 16,10 €    11,50 €    20,80 €    27,20 €    34,00 €    
MonatsTicket Schüler 49,80 €    28,90 €    56,60 €    74,70 €    96,00 €    
FreizeitTicket Schüler * 14,50 €    14,50 €    14,50 €    14,50 €    14,50 €    
FahrradTicket 2,00 €      2,00 €      2,00 €      2,00 €      2,00 €      
* Preis pro Monat;    1) übertragbar    
GruppenTicket: ab 10 Personen

Die Verkehrsgemeinschaft Osnabrück (VOS) informiert.

Tickets Preisstufen südl. Landkreis Osnabrück
Busse der VOS und HallerWillem

Bekanntmachung gemäß § 39 Abs. 7 PBefG
Änderungen der Beförderungsentgelte

Nach erteilen der Genehmigung durch die Landesnahverkehrsgesellschaft in Hannover und des
Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr gelten in der Verkehrsgemeinschaft

Osnabrück (VOS) und in der NordWestBahn für die Schienenstrecke HallerWillem 
ab dem 01. Januar 2021 die folgenden Fahrpreise für den VOS-Plus Tarif in Euro:

Tickets/Preisstufe 0 1 2 3 4 5 6 7 8 9
Manchmal unterwegs.
EinzelTicket 2,80 2,80 3,20 3,80 4,00 4,30 4,90 5,20 5,40 5,60
EinzelTicket Digital 3) 2,70 2,80 3,20 3,80 4,00 4,30 4,90 5,20 5,40 5,60
EinzelTicket Kind 1,40 1,40 1,60 1,90 2,00 2,10 2,40 2,60 2,70 2,80
GruppenTicket 1,40 1,40 1,60 1,90 2,00 2,10 2,40 2,60 2,70 2,80
KurzstreckenTicket 1,60 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
KurzstreckenTicket Digital 3) 1,50 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
TagesTicket 5,90 5,10 5,80 6,90 7,20 7,80 8,80 9,30 9,70 10,00
TagesTicket Digital 3) 5,40 5,10 5,80 6,90 7,20 7,80 8,80 9,30 9,70 10,00
TagesTicket Familie 7,10 7,70 8,70 10,40 10,80 11,70 13,20 14,00 14,60 15,00
TagesTicket Familie Digital 3) 6,60 7,70 8,70 10,40 10,80 11,70 13,20 14,00 14,60 15,00
8-FahrtenTicket 18,40 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
8-FahrtenTicket YANiQ 4) 17,90 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
12-FahrtenTicket 26,40 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
SozialTicket 12,00 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
FahrradTicket 1,70 1,70 1,70 1,70 1,70 1,70 1,70 1,70 1,70 1,70
Oft unterwegs.
WochenTicket 19,30 13,70 18,10 24,70 27,30 32,40 36,30 40,40 42,80 44,90
WochenTicket Digital 3) 18,70 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
MonatsTicket 59,80 34,60 53,50 68,60 79,20 89,30 99,60 116,10 125,20 127,90
MonatsTicket Digital 3) 57,90 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
PremiumAbo *1) 48,70 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
BasisAbo * 45,30 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
63plusAbo * 30,00 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
MobilAbo *1) 59,90 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
BasisAbo Region * --- 28,70 44,40 56,90 65,70 74,10 82,70 96,40 103,90 106,20
PremiumAbo Region *1) --- 33,90 52,50 67,30 77,60 87,50 97,60 113,80 122,70 125,30
JobTicket * 40,90 27,70 42,80 54,90 63,30 71,40 79,70 92,90 100,20 102,30
Jung unterwegs.
WochenTicket Schüler 14,40 10,20 13,50 18,50 20,40 24,20 27,20 30,20 32,10 33,60
WochenTicket Schüler Digital 3) 14,00 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
MonatsTicket Schüler 44,10 25,90 40,10 51,40 59,30 66,90 74,60 87,00 93,90 95,90
MonatsTicket Schüler Digital 3) 43,40 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
YoungAbo * 38,80 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
JahresTicket Schüler 2) 413,00 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
FreizeitTicket Schüler * 13,00 13,00 13,00 13,00 13,00 13,00 13,00 13,00 13,00 13,00
ErgänzungsTicket Schüler * 8,00 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
ErgänzungsTicket Schüler Abo * 8,00 --- --- --- --- --- --- --- --- ---
LandkreisTicket Schüler * --- 25,90 25,90 25,90 25,90 25,90 25,90 25,90 25,90 25,90
* Preis pro Monat; 1) übertragbar;  2) Preis ab Schuljahr 2020/2021; 3) Fahrpreis gilt nur für Tickets, die über die Mobilitätsapp "VOSpilot" gekauft wurden.

4) Der Preis für das digitale 8-FahrtenTicket dient nur als Recheneinheit für das Check-In/Be-Out (YANiQ) Verfahren
GruppenTicket: (ab 10 Personen) P+R Ticket: 5,00 EUR
TERRAvita Ticket 20,00 EUR BürgerBus Wallenhorst-Wersen: Preis 1,00 EUR Erw.
Bramscher Karte (übertragbar): gültig in den Tarifzonen: 639 - 648  Preis 33,80 Euro BürgerBus Wallenhorst-Wersen: Preis 0,50 EUR Kind
Bramscher Kärtchen (9-Uhr-Tageskarte): gültig in den Tarifzonen: 639 - 648  Preis 4,90 Euro Citykarte Bürgerbus Badbergen: Preis 1,00 EUR
Bramscher Familienkärtchen: gültig in den Tarifzonen: 639 - 648  Preis 7,90 Euro NachtBus Melle: Preis 5,00 Euro

Änderungen der Beförderungsentgelte
Bekanntmachung gemäß § 39 Abs. 7 PBefG

Die Verkehrsgemeinschaft Osnabrück (VOS) informiert.

OS/Belm Region
Osnabrück (VOS) ab dem 01. Januar 2021 die folgenden Fahrpreise in Euro:

Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr gelten in der Verkehrsgemeinschaft
Nach erteilen der Genehmigung durch die Landesnahverkehrsgesellschaft in Hannover und des


